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Gesebsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

MI.
(Anogegeben am 14. Januar 1886.)

1. Gesetz vom 31. December 1885,
die öffentlichen Schlachthäuser betreffend.

Wir Heiurich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie sonveräner Fürst Reufi, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2. 2c.
verordnen im Anschlusse an die Bestimmung in J. 23 Abs. 2 der Reichsgewerbeordnung
vom 21. Juui 1869 mit Zustimmung des Landtages, was folgt:

S. 1
Für Orte, in denen öffentliche Schlachtbäufer in genügendem Umfange bestehen.

konn durch Orlostatut sowohl die Anlage neuer Privatschlächlereien, als auch die Benütung
vorhandener Privatschlächtereien untersagt werden. Hierbei ist jedoch nur das Verbot
des für den Zweck einrs Gewerbebetriebs stattfindenden Schlachtens außerhalb
des öffentlichen Schlachthauses zulässig, nicht des von Privaten nur für Hauswirthschafts-
zwecse erfolgenden.

Oeffentliche Schlachthauser sind diejenigen, die entweder von der betreffenden Ge-
meinde für den offentlichen Gebrauch innerhalb derselben bergestellt oder auch von einzelnen
Personen oder Personenvereinen für diesen Zweck errichtet und mit Genehmigung Unserer
Vandesregierung von der betreffenden Gemeindebehörde für öffentliche erklärt werden.

8. 2.
Wegen einer biernach durch Ortsstatut erfolgten Untersagung der ferneren Benugung.

vorhandener Privalschlächtereien sieht den Betheiligten ein Anspruch auf Entschädigung
hegen die Gemeinde oder den Staatefiskus nicht zu.

Die nach F. 1 für einen Gemeindebezirk in Geltung gesetzte statutarische Bestim-
mung kann von Unserer Landesregierung nach Anhörung der nächsten Gemeinde-Aussichts-
behorde hganz oder theilweise außer Wirksamleit gesetzt werden und zwar besonders dann,
wenn die in einem Orte vorhandenen öffentlichen Schlachthauveinrichtungen dem örtlichen
Bedürfnisse oder den polizeilichen Anforderungen nicht mehr genügend entsprechen und
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die Gemeinde nicht binnen einer ihr von Unserer kandedregierung gesetzten Frist für Ab-
hlfe der bemerklich gemachten Mängel behrs at.

Unsere Landesregierung hat alle zu Afubrung dieses Gesetzes etwa erforderlichen
Bestimmungen zu treffen.

Urkundlich haben Wir dieses Gesen Höchstigenbändig vollzogen und Unser ZFürst-
liches niege, beisügen lassen.

Gegeben Neue Burg zu Greiz, den 31. Dezember 8¶. 8.) Heinrich XIII.
v. Geldern-Crispendorf

i. V.

2. Gesetz vom 7. Jannar 1886,
Abänderungen der geseglich en Verordnung vom 7. Januar 1854 über die
Aufbringung des für Kichen und Schulen erforderlichen Aufwandes sowie
des Gesetzes vom 7. April 1880 über die Vertretung der Kirchgemeinden

betreffend.

Wir Heinrich der Iwei und Iwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 2c.
verordnen mit Zustimmung des Landtags, was folgt:

5. 1.
Die Repartition der Kirchen- und Schulanlagen auf die Beitragspflichtigen

ersolgt nach dem Suße der von ihnen zu entrichtenden staatlichen Grund= und Einkommensteuer.
S. 2

Beitragöpflichtig z den kuchichen ingen ist nicht blos jedes Mitglied der
Kirchgemeinde (vergl. §. 5 Ges. vom 7. April 1880), sondern auch jede Persönlichkeie,die, ohne deren Mitglied z sein, im Aischuselansalt Immobilien besitzt oder inner-
halb desselben ein mebr als zwei Arbeiter beschäftigendes selbstständiges Gewerbe betreibt,
rücksichtlich deren bezw. dessen sie im Fürstenthum zur staatlichen Grund= oder Einkommen-

steuer herangezogen wird, — und zwar hinsichtlich des Grundbesibes in gleichem Verhält-
nisse wie die Mitglieder der betreffenden Kirchgemeinde, in Ansehung des Gewerbebetriebes
von dem Gesammtbetrage de# Einkommens aus demselben.

An ihrem hierländischen Wohnorte dürfen dagegen solche Personen zu den örk-
lichen Kirchenanlagen hinsichtlich eben jenes im auswärtigen Kirchspiele belegenen Grund-
besitzes gar nicht, in Ansehung des im auswärtigen Kirchgemeindebezirke betriebenen und
zu Kirchenanlagen herangezogenen Gewerbes auf Grund bestätigten Staluts der Kirch-
gemeinde nur bis zu einem Drittheil ihres Einkommens aus demselben herangezogen
werden.



« 8. 8.
. Die Bestimmungen dro vorstehenden §. 2 finden auch auf die Schulanlagen

linngemäße Anwendung.
8. 4.

Die wegen der Beitragsverhältnisse der zu gemischten Parochien und gemischten
Airch- resp. Schulgemeinden gehörigen hierländischen und auswärtigen Ortschaften bestehen-
den Vereinbarungen und Festsetzungen werden durch obige Bestimmungen eben so wenig
berührt, als die Vereinbarungen und Feslsetzungen hinsichtlich des Beitragsverhältnisses
der Fürsllichen Kammergüter und der Rittergüter zu Kirchen- resp. Schullasten.

Ebenso bleiben unberührt binsichtlich der Kirchen= und Schulanlagen die bei I.a
es F. 4 der grsetzlichen Verordnung vom 7. Januar 1854 gedachten Ausnahmen, sowie

hinsichtlich der Kirchenanlagen die ebendaselbst bei I.b bezeichneten Ausnahmen.
. 6.

· Alle mit den obigen Normen nicht im Einklange stehenden frheren Vorschriften,
insbesondere auch in der oben angeführten gesetzlichen Verordnung vom 7. Januar 1854
und dem gleichfalls obengedachten Gesetze vom 7. April 1880, werden hiermit außer
Wirksamkeit gesegzt.

FS. 6.
Die Wirksamkeit des gegenwärtigen Gesetzes begiunt mit dem Anfang des laufen-

den Jahres. Unser Consisterium ist ermächtigt, das elwa zur Ausführung Erforderliche
anzuordnen.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und Unser Hürst-
liches Insiegel beisügen lassen.

Gegeben Neue Burg zu Greiz, den 7. Januar 1886.
L. S. Heinrich XXII.

v. Geldern-Crispendorf
i. V.

· 3.Gcfchvoms.Jauuar1886,

eine Abänderung in dem Gesetze vom 27. Februar 1873 über die Grund-
und Hypothekenbücher und das Hypothekenwesen betreffend.

Koir Heinrich der Iwei und 3wensigste von Gottes Gnaden AeltererLirie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc. 2c. 7.

verorhueen zur Beseitigung eines bemerkbar gewordenen Mangels in dem Gesetze vom
7. debruar 1873, die Grund= und Hypothekenbücher und das Hypothekenwesen betreffend,

mil Zustimmung des bandiage, was folgt:
Einziger Artikel.

Ven der im §. 79 Absah 2 und H. 95 Absah 2 des vorgedachten Gesetzes ge-
gebeno Regel sind ausgenommen die Liegenschaften der sich aus mehreren Grundbesitzern
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des nämlichen Orts zusammensehenden sogenannten Aligemeinden (Trifl- oder engeren
Gemeinden), von welchen (Liegenschaften), auch wenn sie auf ein Folium im Grund= und
Hpypothekenbuche vereinigt sind, der oder die mehreren ideellen Antheile eines einzelnen
Mitbesitzers zugleich mit dem jonstigen Immobiliarbesictz des betreffenden Pfandschuldners
zur Zwangsversteigerung zu bringen sind, ohne daß davon auch die übrigen Antheile der
anderen Mitbesitzer betroffen werden.

Urkundlich haben Wir dieses Gesey Höchsteigenhändig vollzogen und Unser Fürst-

liches Iasieght beidrucken lassen.Gegeben Neue Burg zu Greiz, am 3. Jannar 18386.
(L. S.) Heinrich XIII.

v. Geldern-Crispendorf
i. V.

1. Gesetz vom 9. Jannar 1886,die Organisation * den Geschäftsbereich des Landarmenverbandes und die
in Streitigkeiten der Armenverbände entscheidenden Spruchbehörden betreffend.

Wir Heinrich der JZwei undSzwen ste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Neuß,Grafund Herr von Plauen, Herr zu Greiz,Krannichfeld, Gera, * und Lobenstein 2c. 2. 2c.
haben in Anerkennung des hervorgetretenen Bedürfnisses, die Organisation und den Ge-
schäftsbereich des Landarmenverbandes theils genauer, theils anders, als bisher geschehen,
zu bestimmen und in Bezug auf die Einrichtung der zur (entscheidung der Streiligkeiten
unter Armenverbänden berusenen Spruchbehörden gewisse Abänderungen eintreten zu lassen,

diesem Bedürfniß abzuhelfen Eictesten und verordnen zu diesemBehns unter Zustimmung.des Landtags hiemit, was folgt
A. Zusammensetzung, Lernehm, Geschäftsbereich, Obliegenheiten und innere Ordnung

6 Landarmenverbandes.

Zusammen. 8. 1.
t Die sämmtlichenOrtsarmenverbändedesFürstenthumsbilden einen Landarmenverband.

arm Derselbe hat seinen Sitz in Greiz und sieht unter der nachsten Aussicht des Vor,
3 ar: des Landrathsamtes, in oberer Instanz unter derjenigen Unserer Landesregierung.

In Fällen der Behinderung des Landrathsamts-Vorstandes wird an dessen Stait
die nächste Aufsicht über den Landarmenverband durch einen von Uns zu diejem Ame
ie für ein Jahr bestimmien Vertreler ausgeübt.

Organe des 8. 2.
vandarmn Organe des Landarmenverbandes sind

a. die Generalversammlung,
b. der Landesausschuß.



S. 3.
Die Generalversammlung ist das berathende und beschließende Organ in den

nicht der Beschlußfassung des Landesausschusses vorbehaltenen Gegenständen. (F. 10.)
Zu ihrem Geschäftsbereiche gehören insbesondere

1. die Feststellung des je für eine fünfjährige Finanzperiode berechneten, von
dem Landarmendirector (vergl. §. 11 unten) zu entwerfenden Haushaltplanes,
die Verwilligung der für die laufenden Bedürfnisse des Landarmenverbands
erforderlichen Mittel,

. die Berathung und Beschlußfassung über die im Interesse des Landarmen-
verbandes zu ergreifenden und dem Landesausschusse zur Ausführung zu
übertragenden Maßregeln von außerordentlicher Wichtigkeit und die Ver-
willigung der behufigen Geldmittel,

. die Beschlußfassung über besondere, zur Förderung der Zwecke des Land-
armenverbandes, sowie zur weiteren Ausführung, Erläuterung und Ergänzung
der einschlagenden gesetzlichen Vorschriften dienende statutarische Bestimmungen
und deren Abänderung.

Statutendieser Art und deren Abänderungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit Unserer
Genehmigung. Sie sind zur Erwirkung der letzteren vomVorstande des Landrathsamtes
Unserer Landesregierung mit gutachtlichem Bericht vorzulegen.

8. 4.
Die Generalversammlung besteht aus dem Vorsitzenden und den Mitgliedern des

Landesausschusses, dem Landarmendirektor (vgl. §. 11 unten), den ersten Bürgermeistern
der Städte, den Vorstehern der zum Fürstenthume gehörigen Landgemeinden, den Besitzern
der excommunalisirten Rittergüter und den von Unserer Kammer zu ernennenden Ver-
tretern der Kammergüter.

Insoweit die Mitglieder der Generalversammlung den Sitzungen nicht anwohnen
können, treten an ihre Stelle die gesetzlichen Vertreter derselben, soweit deren vorhanden.

Die Besitzer der ercommunalisirten Nittergüter können ihr Stimmrecht in der Ver-
sammlung durch Stellvertreter ausüben lassen, welche mit schriftlicher Vollmacht dazu von
ihnen versehen sind.

Sind mehrere Besitzer eines ercommunalisirten Rittergutes vorhanden, so hat der-
jenige, welcher in der Versammlung erschienen ist und, wenn mehrere der Besitzer darin
anwesend sind, der ältere die Stimme abzugeben.

Jedem Kammergute, jedem ercommunalisirten Nittergute und jeder Gemeinde steht
in der Regel eine Stimme zu; ebenso haben die Mitglieder des Landesausschusses und
der Landarmendirektor je eine Stimme.

Es soll jedoch denjenigen Gemeinden, welche nach derjeweilig letzten Volkszählung
über 1000 Einwohner zählen, von jedem weiteren vollenTausend Einwohner je eine
weitere Stimme zustehen.

o25
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C. 6.
Die Generalversammlung tritt regelmäßig nur einmal in je 5 Jahren und zwar
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Leitung der zunächst zu dem in F. 3 Ziffer 1 gedachten Zwecke zusammen, außerdem so ost, als der
sommlung. Landesausschuß die Zusammenberufung beschließt oder Unsere Candesregierung es anordnet.

Die Einberufung und die Bestimmung von Ort und Zeit für die abzuhaltende
Sitzung steht dem Vorstande des Landrathsamtes bezw. dessen Stellvertreter (§. 1 oben)
ebenso zu, wie die Leilung der Verhandlung und Anfrechterhaltung angemessener Ordnung
in der Versammlung.

Die Einladung erfolgt durch das Amtsblalt mindestens 8 Tage vor dem für den
Zusammentritt der Versammlung gewählten Tage unter VBezeichnung der hauptsächlichsten
Berathungsgegenstände.

ittl — s. 7.limmung. Jede vorschriftsmäßig zufammenberufene Generalversammlung ist beschlußfähig. Die
Beschlußfassung geschieht in der Regel nach einfacher Stimmenmehrheit; bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des den Voriid fübrenden Leiters derVerhandlung (vgl. S. 6).

Protokolle. Ueber die Verhandlungen und 0-Sun- der Generalversammlung wird ein Proto-
koll aufgenommen, das nach erfolgter Vorlesung und Genehmigung auch von dem Direk-
tor des Landarmenverbandes und zwei Mülgliedern der Generalversammlung mit zu unter-
zeichnen ist. Den Protokollführer stellt das Landrathoamt.

Aüna gliV . 9.
woltungen. Alle Mitglieder der .n verwalten ihr Amt als ein Ehrenamt;

die Vertreter der Gemeinden können jedoch den Ersatz unvermeidlicher baarer Auslagen
aus den Gemeindekassen beanspruchen.

mn- —-mch Der Landesausschuß ist das ausführende, geschäftsleitende und verwaltende Organ
sbuft, des Landarmenverbandes.

Außerdem liegt ihm die Berathung und Beschlußfassung ob
a. über die von Armenverbänden oder auswärtigen Staats-Behörden an den

Landarmenverband erhobenen Erstattungsansprüche und über bezügliche Prozeß-
führungen,
 über die von einzelnen Personen an den Landarmenverband gerichteten Unter-

stützungsansprüche,
 über das Maß der Unterstüxung und die Art der Ueberweisung der der Für-

sorge des bonarmenverbandes r——he’ Personen (vgl. auch F. 13 des Ge-jetzes vom 1. Juli# 72),über die Wahl, Auls“ Feen und Entlassung der in den folgenden
Paragraphen bezeichneten und etwaiger weiteren Beamten des Landarmenver=

S

—

bandes,
über die Herslellung, Einrichlung, Beaussichtigung und Verwallung eines etwa
zu errichtenden Landarmenhauses oder sonstiger zur Unterbringung und Ver-

pflegung von landarmen Personen zu schaffender Einrichtungen.Die Bestimmung in S. 14 Abs. 2 des Gesehes vom 1. Juli 1878 (G. S. S72) wird durch das in Vorslehendem * a und b Vorgeschriebene A berührl.
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Die vom Kassenverwalter des Landarmenverbandes jährlich zu legende Rechnung
über Einnahme und Ausgabe der Verbandskasse (vgl. §. 12) wird durch eine dreigliederige,
aus der Mitte des Landesausschusses von diesem gewählte Kommission geprüft und abge-
nommen. Die Kommission ist jedoch befugt, zu diesen Geschäften Sachverständige des
Rechnungsfaches und einzelne Mitglieder der Generalversammlung, welche am Sibe des
bandarmenverbandes oder in dessen Nähe wohnen, zuzuziehen.

Der Landesausschuß wählt einen besonderen Direktor des Landarmenverbandes

und einen Stellvertreter desselben.Die Wahl bedarf Unserer Bestäligung.
Der Direktor hat vorzugsweise die auf den Geschäftsbereich des Landarmenver=

“ bezüglichen Beschlüsse des Landesausschusses und der Generalversammlung auszu-l
EkvollchhtalleJckasustmacbungmund-chauendes Landarmenverbandes und

verkritt denselben altiv und passiv so auer als vor Gericht und zwar auch in Bezug auf
Handlungen und Rechtogeschäfte, zu deren Vornahme nach den Gesetzen eine Specialvoll-
macht erforderlich ist, mit Einschluß derjenigen, die elwa in Grund- und Hypothrkensachen
vorkommen.

Er hat den RKassenverwalter und die sonst etwa anzustellenden Beamten des Land-
armenverbandes in ihr Amt einzuweisen und dem Landrathsamte zur Verpflichtung vor-
zustellen, auch den Kassenverwalter mit der erforderlichen Anweisung über Geld-(einnahme
und Ausgabe, sowie rücksichtlich der weiteren Obliegenheiten seines Amtes zu versehen und
dessen Amteführung zu überwachen.

leber das etwa zu errichtende Landarmenhaus und dessen Verwallung führt er
unbeschadet der staatlichen Oberaussicht, welche in erster Instanz durch den Vorstand des
Landrathsamtes ausgeübt wird, im Namen des Landarmenverbandes die nächste Aussicht.
Bei Aucübung derselben wird er durch seinen Stellvertreter erforderlichen Falls unterstützt
und vertreten.

Das gleiche Verhältniß findet in Rücksicht auf alle anderen Einrichtungen statt,
welche der Landarmenverband zur Unterstühung und Unterbringung ihm zur Versorgung.
zufallender Personen trift.

er Direktor resp. dessen Siellvertreter bereitet die in Landarmensachen vor den
Landesausschuß zu bringenden Verhandlungsgegenstände, insonderheit auch die in dem
10 sub a bis mit # bezeichneten, zur Berakhung durch denselben vor, hält darüber den
Vortrag und nimmt an der Abstimmung Theil.

In Gemeinschaft mit dem Vorstande des Landrathsamtes stellt er den Entwurf
des je für eine bjährige Finanzperiode zu berechnenden Hanohalthlankt, auf. Ueber den-selben ist vor der Vorlegung aun die Generalversammlung die in §.10a.C. bezeichnete
Honmisson“! und zwar diejenige, welche die jüngste Jahresrechnung Anrin hat, gutacht-

ich zu

S. 1Der Landesausschuß wählt einen iem Demselben liegt die Verein-
nahmung der Zuflüsse der Verbandskasse und die von anderen sonstigen Einnahmen des
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assirers durchaus getrennte Verrechuung und Verwaltung der Bestände derselben ob.
Jahlungen aus der Kasse darf er, sofern die Ausgaben sich nicht auf feststebende Einricht-
ungen oder einen regelmäßig wiederkehrenden Aufwand beziehen, nur auf schriftliche An.
weisung des Direktors oder von diesem attestirte Quittung bewirken. Im Algemeinen
bat er in Bezug auf die Verwaltung der Kassenbestände dieselben Verpflichtungen, wie
ein Vormund rücksichtlich der Gelder seines flegebefohlenen.

Mit Ende jeden Jahres hat er die Rechnung abzuschließen und dieselbe mit Be-
legen spätestens binnen 4 Wochen nach Jahresschluß dem Direktor zu übergeben. Dieser

legt sie nach vorheriger Prüfung dem bandesensschuff vor.
WeitereOblic- 8. 1
Fibbiien r Die nach §F. 33 des Reichsgeset#es bter den Unterstüczungswohnsiy vom 6. Juni

verbondes. 1870 dem Staate obliegende Verpflichtung zur Erstattung der Kosten der Unterstügung
eines vom Auslande zu übernehmenden hülfsbedürftigen Deutschen beziehungsweise zur
Uebernahme eines solchen, und die nach §. 60 des angezogenen Reichsgesepes dem Staate
zufallende Obliegenheit zur Erstattung der Kosten der Unterstütung eines hülfsbedürftigen
Ausländers beziehungsweise zur Uebernahme einc solchen bleibt auf den Landarmenver-
band übertragen (efr. Ziffer 5 des Gesetzeo vom 25. Januar 1871).

Fernere Be- 8. 14.
Fcsan. Wenn der Landarmenverband zu Gewährung von Unterkunft und Unterstütung

rid der an Personen, die seiner Fürsorge anheimfallen, ein Landarmen- und Arbeitshaus herslellt,
verbondes. ist zur Regelung der Verwallung desselben, der Verpflegung und Beschäftigung darin

untergebrachter Personen eine der Genehmigung Unserer Landcoregierung unterliegende
Hausordnung vom Landarmendirektor in Gemeinschaft mit dem vandesausschusse zu er-
richten.

Innerhalb der bestehenden geseblichen und statntarisch festgeslellten Bestimmungen
sann der Landarmenverband auch die lokale Armenpflege in den Bereich seiner Thätigkeit
ziehen, insbesondere Ortsarmenverbänden Unterstützungen gewähren und solchen verein-
barungsgemäß die Benützung eines ctwa von ihm errichteten Armen= und Arbeitshauseo
oder ähnlicher von ihm zur Unterbringung und Verpflegung Hülfsbedürftiger geschaffener

Anstalten verstatten.Durch Verfügung Unserer Landesregierung kann dem Landarmenverbande und
dessen Orgauen auch die Herslellung und die Unterhaltung von Einrichtungen zur Ver-
pflegung und Beherbergung hülfsbedürftiger reisender Handwerker und Arbeiter oder eine
gewisse Bethriligung bei solchen Einrichtungen aufgegeben werden.

Anlbrigena §. 15.
mlunel.“ Die für den Landarmenverband zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen

Geldmittel werden von den einzelnen Gemeinden und Gutsbczirken des Fürstenthums nach

dem Verältasf= der aus denselben zu entrichtenden direkten Staakssteuern aufgebracht.Jeder Gemeinde= oder Gutsbezirk hat die auf ihn entfallende Beitragöquote nach
dem für die Armenversorgung geltenden Beitragsfuße evenluell nach dem für die Ge-
meinde-Umlagen bestehenden Fuße aufzubringen.
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Die Entscheidung darüber, in welchen Raten die Geldmittel aufzubringen lind,
steht dem Landesausschusse zu.

B. Londesbehörden zur Entscheidung von Streitigleiten zwischen Armenverbänden,
Instanzenzug und Verfahren.

Hesee undUeber die in den §S§. 37 und 38 des Bundesgesetzes über den Unterstützungs-Instanzenzug.
wohnsity vom 6. Juni 1870 bereglen Streitigkeiten zwischen verschiedenen Armenwerbän=
den, auch wenn die eine Partei der Landarmenverband ist, entscheidet in erster Iustanz
ras Landrathsamt, in zweiler Instanz ein in der Regelaus einem Mitgliede Unferer
andesregierung und zwei weiteren juristisch gebildelen Beamien zusammengeseztes Collegium
mit der Bezeichnung „Heimathsamt“, in welchem ersterer den Vorsitz führt. Der Vor-
sivende und die Mitglieder weren durch Landesherrliche Entschließung zu ihren bezüglichen
Stellungen widerruflich bestimmDie Funktionen des uoehnneheamtetg können jedech von Uns einer bereits bestehen-

den beeichermaßen organisirten Verwaltungsbehörde bis auf Weiteres übertraßen werden.
e zweitinftanzliche Gnischeidung ist dann, wenn die streitenden Armenverbände

dem ue angebören, sowie im Falle von F. 41 des cit. Bundesgesetzes endgültig.
Mit der in erster Instanz vom Landrathsamte zu übenden spruchrichterlichen

Thätigkeit kann von Uns einc jurislisch gebildele Persönlichkeit beauftragt werden. In
(ermangelung eines solchen Vandesherrlichen Auftrags ist Unsere Landesregierung ermächtigt,
derartige Commissienen für einzelne Fälle zu ertheilen.

ie innere Einrichtung des in zweiter Instanz zur Entscheidung zuständigen
Heimathsamis und die Ordnungs= und (recutiv-Strasgewalt desselben wird durch An-
ordnung Unserer vandesregierung bestimmt. Durch dieselbe wird der gedachten spruch-
richterlichen Behörde auch das erforderliche Hilfspersonal zugewiesen und über die nöthigen
Geldmittel zur Unterhallung der Behörde Verfügung gelroffen.

S. 17.
ie in den §. 39 und 40 deg eilirten Bundesgesetzes ausgedrückten Vorschriften

finden *e P Streitigkeiten zwischen hierländischen Armenverbänden Anwendung
Verusung genen die erslinslanzliche Entscheidung ist bei Verlust desWMechis-mittels eimen 14 Tagen von der Bekanntmachung an gerechnet bei dem Landrathsamte

schriftlich anzubringen und u binnen fernerer 14 Tage weiter ausgeführt werden.
don sämmtlichen Schriftsälzen und deren etwaigen Beilagen sind Duplikate bei-

zufügen.
Die eingegangenen Duplikate werden von dem Landrathsamte der Gegenpartei

zur schriftlichen binnen 14 Tagen nach der Behändigung einzureichenden Gegenerklärung
zugefertigt.

Nach Ablauf dieser Frist legt das Landrathsamt die sämmtlichen Verhandlungen
nebst den Akten dem Heimathsamte vor

Verlahren.

sheburg*. 18. Auf
Das Landesgeseh vom 25. Jannar 1871, die Ausführung des Bundesgesetzes graherer eh
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über den Untersthungewohasit vom 6. Juni 1870 betreffend, das Gesetz vom 23. De-
cember 1873, enthaltend einen Nachtrag zu dem Gesetze vom 25. Januar 1871, die

Ausführung des Bundesgesetzes über den nterssätzungemohnfth betreffend, und §. 2 des
Nachtragsgesetzes vom 5. Juli 1879 (G. S. S. 159) sind aufgehoben.

5.19.

Der Zeitpunkt, zu welchem d0t in Gesetz in Kraft trit!l, wird ebensowie Alles, was außer den in F. 16 bereits in dieser Hinsicht berührten Anordnungen
zur zaufühn des gegenwärtigen 1uelIr erforderlich scheint, durch Unsere Landesregierung
bestimm

UrsundlicherunterUnserer Snhhteigenhändigen Vollziehung und Vordruckung Unseres
Fürstlichen Insiegels

Gegeben Neue Burg zu Greiz, den 9. Januar 1886.

G. 8. Heinrich uu.
v. Geldern-Crispendorf

i. V.



Gesebssammlung
das Fürstenthum #en Aelterer Linie.

54½ am 18. Sebruar 1886.)

 28. December 1885,dee —J Reglement für die cung u Deutschlands betreffend.
a.ee 4

Nachstehend wird der Tert des Bahupolizei-Reglements für die Eisenbahnen
Deutschlands, wie solcber in Gemäßheit der vom Bundesrath in der Sitzung vom 26.
vorigen Monates auf Grund der Artikel 42 und 43 der Reichsverfassung gefaßten Be-
schlüsse lautet, noch besonders zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, am 28. December 1885.

Fürstl. Reuß-Pl. Landeeregierung.
*2 C. Pertbes.

Bahnpolizei-Reglement
für die

Eiseubahnen Deutschlands.
 1. Zustand, Unterhaltung und Bewachung der Bahn.

S.1
Fahrbarer Jastand der Bahn.

(1I) Die Bahn ist fortwährend in einem solchen baulichen Zustande zu halten, daß
dieselbe ohne Gefahr und, mit Ausnahme der in Reparatur befindlichen Strecken, mit der
für die einzelnen Vahnstrecken festgestellten größten zulässigen Geschwindigkeit befahren
werden kann. Diejenigen Bahnstrecken, welche zeilweise nicht mit der sonst für dieselben

zugelassenen Geschwindigkeit besahren welden dürfen, sind als solche durch bestimmte, vomZuge aus sichtbare Signale zu bezeichne
(2) Die Bahnhöfe und Geanesteuen sind durch Signale beschossen 19 baten und

nur für die Einfahrt oder Durchfahrt der Züge zu öffnen (siehe S. 4(3) Strecken, welche wegen Ausführung von kiern (hrhe, S. Fbbn, ge-
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öffneler Drehbrücken u. s. w. oder aus sonstigem Grunde unfahrbar sind, müssen in ge-
nügender Entfernung von den betreffenden Stellen und während der ganzen Dauer der
Unfahrbarkeit, auch wenn kein Zug erwartet wird, durch Signale abgeschlossen werden.

8. 2.
Freihaltung der Geleise und Normalprofil.

(1) Sämmtliche Geleise, auf denen Züge bewegt werden, sind derartig von bau-

lichen Anlagen und lagernden Gegeastanden frei zu halten, daß mindestens das Normal-profil des lichten Raumes — für die freie Bahn nach Anlage A, für die Bahnhöse und

Haltestelen nach Anlage B — vorhanden ist.Die bis zu 50 Millimeter über Schienenoberkante hervortretenden unbeweg-lichen erehr müssen außerhalb des Geleises im Allgemeinen mindestens 150 Milli-
meter von der Innenkante des Schienenkopfes entfernt bleiben; bei unveränderlichem Ab-
stande derselben von der Fahrschiene darf dies Maß auf 135 Millimeter eingeschränkt
werden. Innerhalb des Geleises muß ihr Abstand von der Innenkante des Schienen-
kopfes mindestens 67 Millimeter betragen, jedoch kann dieser Abstand bei Zwangsschienen
allmälig bis auf 41 Millimeter eingeschränkt werden. In gekrümmten Strecken mit Spur-
erweiterung muß der Abstand der innerhalb des Geleises hervortretenden unbeweglichen
Gegenstände von der Innenkante desSchienenkopfes um den Betrag der Spurerweiterung

größer 4 als die vorgenannten Maße.(3) Inwieweit Abweichungen vom Normalprofil des lichten Naumes zu gestatten

sind, besim. der Bundesrath.(4) An Ladegeleisen, welche nicht von durchgehenden Zügen befahren werden, kann
nach Art ihrer Benuhung eine Einschränkung des Normalprofils von der Aussichtsbehörde
zugelassen werden.

8. 3.
Vorrichtungen zur Sicherung der Weichen, beweglichen Brücken und

Bahnkreuzungen, Schiebebühnen und Drehscheiben.
1) Weichen, welche außerhalb der Bahnhöfe und Haltestellen liegen und nicht

für gewöhnlich verschlossen gehalten werden, sind durch Signale zu decken. Werden solche
Weichen für gewöhnlich verschlossen hehalten, so muß Mincesn ihre Stellung durch ge-
eignete Signale kenntlich gemacht sein

2) Die Stellvorrichtung der ersten am Eingange eines Bahnhofes oder einer
Haltestelle liegenden Weiche, welche von ankommenden Zügen gegen die Zungenspitze be-
sahren wird, muß mit der Vorrichlung zum Siellen der Signale am Abschlußtelegraphen
in einer derartigen gegenseitigen Abhängigkeit stehen, daß das Fahrsignal an letzterem nur
gegeben werden kann, nachdem diese Weiche für den vorgeschriebenen r gestellt ist, unddaß die Mece nicht umgestellt werden kann, so lange das Fahrsignal steht.( übrigen in den Hauptgeleiisen der Bahnhöfe und Hateelle (5.4
Abs. 4) liegenben Weichen müssen, sofern sie nicht ebenfalls mit den optischen genS. 60
in gegenseitigem Abhängigkeitsverhältniß slehen, mit besonderen Signalen verbunden sein,
welche die jedesmalige Stellung der Weichen kenntlich machen.

(4) Auf die würktembergischen Bahnen findet die Bestimmung im Absaß 3 bis
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auf Weiteres nur mit den Modifikationen Anwendung, welche das dort bestehende Weichen.
softem nach dem Ermessen der Königlich württembergischen Aussichtsbehörde erfordert.

(5) Die Landesaussichtsbehörde ist ermächtigt, unter Zustimmung des Reichs-Eisen-
bahn-Amts Abweichungen von der Beslimmung in Absatz 2, namentlich für Bahnhäfe
mit weniger bedeutendem Verkehr und Haltestellen zuzulassen.

(6) Bewegliche Brücken sind nach beiden Richtungen durch Signale abzuschließen,
welche mit der Verriegelungs-Vorrichtung der Brücke dergestalt in gegenseitiger Abhängig-
keit stehen, daß das Fahrsignal nur bei genauer und völlig sicherer Feststellung der Brücke
erscheinen kann.

7) In den Hauptgeleisen sind Schiebebühnen mitl versenkten Geleisen ungulässig,
Drehscheiben nur in besonderen Fällen mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde zulässig.

(8) Bahnkreuzungen in gleicher Ebene der Schienen auherhalb der Stationen sflur
durch Signale nach jeder Richtung zu sichern.

S. 4.
Einfriedigungen der Bahn.

(1) Einfriedigungen müssen da angelegt werden, wo die gewöhnliche Bahnbewach-
ung nicht hinreicht, um Menschen oder Vieh vom Betreten der Bahn abzuhalten.

(2) Zwischen der Eisenbahn und Wegen, welche unmittelbar neben derselben in
gleicher Ebene oder höher liegen, sinf Schubwehren erforderlich. Als solche können nach
näherer Bestimmung der Landeopolizeibehörde auch Gräben mit Seilenaufwurf angesehen
werden.

3) Die Uebergänge in gleicher Ebene mit der Bahn müssen mit starken, leicht
sichtbaren VBarrieren in angemessener Entfernung von der Mitte des nächsten Bahngeleises
versehen sein. Zum Zwecke der Benutzung durch zußgänger können neben den Barrieren
Drehkreuze angebracht sein. Für isolirt gelegene, lediglich den Jußgängern dienende
Niveau-Uebergänge kann die Landesaufsichtsbehörde anslatt der Barrieren Drehkreuze oder
sich selbst verschließende Fallihüren zulassen.

(4) Für den Abstand der geöffneten Varrierenflügel von den Geleisen sind die
Bestimmungen des §. 2 zu beachlen.

(5) Die Zugbarrieren müssen auch mit der Hand geöffnet und geschlossen werden
können. Jeder Uebergang mit Zugbarrieren erhält eine Glocke, mit welcher vor dem
Schließen der Sperrbäume zu länten ist. Zugbarrieren mit einem mechanischen Zuge von
mehr als 50 Meter Länge sind auf Uebergänge für wenig frequente Straßen zu beschräu-
ken und müssen von dem bedienenden Waärter stbersehen werden können.

)In angemessener Entfernung vor den Westcübergängen müssen Warnungs-
tafeln aufgestellt sein, welche zugleich die Stelle des Weges bezeichnen, wo Fuhrwerke,
Relter und Viehheerden anhalten müssen, wenn die Barrieren Geschlossen sind.

P. 5.
Bewachung der Bahn.

(1) Die Bahn muß so lange bewacht werden, als noch Zuge oder einzeln fahrende
Lokomoliven zu erwarten stehen.

3



14

(2) Säumtliche Bahnstrecken müssen durch die Wärter täglich mindestens dreimal
revidirt werden. Ausnahmen hiervon können für einzelne Bahnlinien mit geringer Fre-
quenz — der Aufsichtobehörde zugelassen werden. Gefahrdrohende Stellen sind ständigzu bewa

(3) Bei Revision ist insbesondere auch auf die Dienstfähigkeit der Weichen zu achten.
(4) Die Uebergangsbarrieren sind spätestens drei Minuten vor Ankunft des Zuges

zu schließen. Eine Abkürzung dieser Frist bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde
und der r— der Landespolizeibehörde.arrieren von Privatwegen, welche nicht besonders bewacht werden, sind
unter inr zu halten (siehe §. 58).

(6) Die Barrieren der Niveanübergänge mit geringem Verkehr können mit Ge-
nehmigung der Landespolizeibehörde geschlossen gehalten werden und sind auf Verlangen
der Passanten zu öffnen. Zu diesem Behufe erhält jede dieser Barrieren, einschließlich
der Zugbarrieren, einen Glockenzug, mittelst dessen das Oeffnen von den Passanten ver-
langt wird.

(7) Die Uebergänge in gleicher Höhe der Schienen über Stalionsgeleise sind zu
bewachen.

(8) Der Barrierendiensl kann, wenn derselbe von dem Dienst der Geleisüber-
wachung getrennt ist, auch weiblichen Personen anvertraut werden

(9) Im Dunkeln sollen, so lange die Barrieren geschlossen sind, die Uebergänge
von Chausseen, Kommunalstraßen oder Vizinalstraßen erleuchtet sein. Dasselbe gilt von
sämmilichen Zugbarrieren, soweit sie nicht mit Genehmigung der Landespolizeibehörde ge-
schlossen gehalten werden.

10) Auf den Stationen sind bei Dunkelheit mindeslens eine halbe Stunde vor
Ankunft und beziehungsweise Abfahrt eines jeden zur Personenbeförderung beftimmten
Zuges die Perrons und Anfahrten zu erleuchten.

8. 6.
Abtheilungs zeichen. Neigungszeiger und Markirzeichen.

1) Die Bahn muß mit Abtheilungszeichen versehen sein, welche bei Tage vom
Zuge aus deutlich zu erkennen sind und Entfernungen von ganzen und ½10 Kilometer
angeben

2) An den Wechselpunklen der Gefälle müssen Neigungszeiger aufgestellt fein, an
denen die Neigungen der Bahn und die Längen der betreffenden Strecken deutlich erkenn-
bar anzugeben sind.

(3) Zwischen zusammenlaufenden Schienensträngen muß ein Markirzeichen ange-
bracht, welches die Grenze angiebt, wieweil in jedem Bahngeleise Fabrzeuge vorgeschoben
werden dürfen, ohne den Durchgang anderer Fahrzeuge auf dem anderen Geleise zu hindern.

Zustand, Unterhaltung und Revifion der Betriebemittel.

F. 7.
Zustand der Betriebemittel.

Die Betriebsmittel müssen fortwährrnd in einem solchen Zustande gehalten werden,
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daß die Fahrlen mit der größten für dieselben zulässigen Geschwindigkeit (S. 8 Abs. 1
und F. 26) ohne Gefahr statlfinden können.

. 8.

Einrichtung der Lokomotiven.
(1) Für jede Lokomotive ist nach Maßgabe ihrer Bauarl eine Geschwindigkeit vor-

zuschreiben, welche in Rücksicht auf die Sicherheit niemals überschritten werden dars. Diese
Marimalzeschwindigkeit muß an der Maschine angezeichnet sein

(2) An jedem Lokomotivkessel muß sich eine Einrichtung zum Anschluß eines Kon-
trolmanometers befinden, durch welches die Belastung der Sicherheitsventile und die
Richtigkeit der Federwaagen und Manometer geprüft werden kann.

3) Jede Lokomotive muß versehen sein:
1. mit mindestens zwei zuverlässigen Vorrichtung", zur Speisung des Kessels,

welche unabhängig von einander in Betrieb gesetzt werden können, und
von denen jede für sich während der Fahrt im Stande sein muß, das zur
Speisung erforderliche Wasser zuzuführen. Eine dieser Vorrichtungen muß
außerdem geeignet sein, beim Slillstande der Lokomotive den Wafserstand
im Kessel auf der normalen Höhe zu erhalten;

2. mit mindestens zwei von einander unabhängigen Vorrichtungen zur zuver-
lässigen Erkennung der Wasserstandshöhe im Innern des Kessels. Vei
einer dieser Vorrichtungen muß die Höhe des Wasserstandes vom Stande
des Fübrers ohne besondere Proben fortwährend erkennbar und eine in die
Augen sallende Marke des zulässig niedrigsten Wasserstandes angebracht sein;

3. mit wenigslens zwei vorschriftsmäßigen Sicherheitsventilen, von welchen das
eine so eingerichtet sein sell, daß die Belastung desselben nicht über das
bestimmte Maß gesteigert werden kann. Die Konstruktion dieser Sicher-
heitsventile ist derartig einzurichten, daß denselben eine verlikale Bewegung
von 3 Millimeter möglich ist;

4. mit einer Vorrichtung (Manomeler), welche den Druck des Dampfes zu-
verlässig und ohne Anstellung besondereer Proben sorkwährend erkennen läßt.
Auf den Zifferblältern der Manometer muh die größte zulässige Dampf=
spannung durch eine in die Augen fallende Marke bezeichnet sein;

5. mit einer Dampfpfeife.

Rervision der Lokomotiven und Tender.
(1) Lokomotiven dürfen erst in Zekrieb gesetzt werden, nachdem sie einer technisch-

poligeilichen Prüfung unterworsen und als sicher besunden sind. Die bei der Revision als
zulässig erkannte Dampsspannung über den Druck der äußeren Atmosphäre, sowie der
Name des Fabrik#aaten der Lokomotive und des Kessels, die laufende Fabriknummer und
das Jahr##der Anfertigung müssen in leicht erkennbarer und dauerhafter Weise an der
Lokomotive bezeichnet sein.

(2) Ueber die von den Lokomotiven und den Tendern zurückgelegten Wege sind
Register zu führen. Jede Lokomotive und jeder Tender ist von Zeit zu Zeit einer gründ-
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lichen Revision zu unterwerfen. Diese Revision hat bei neuen oder mit neuen Kesseln
versehenen Lokomotiven zu erfolgen, bevor sie in Betrieb genommen werden. Die Revision
ist nach jeder größeren Kesselreparatur, niemals jedoch späler als nach 3 Jahren zu wieder-
holen. Bei Gelegenheil dieser Nevision, welche sich auf alle Theile der Lokomolive er-
strecken mah, ist der Lokemotivkessel vom Mantel zu enkblößen, mit Wasser zu füllen und
mittelst einer Druckpumpe zu probiren.

(3) Hinsichtlich der bei diesen Proben anzuwendenden Größe des Druckes wird be-
stimmt, daß die Prüfung für eine Dampfspannung von nicht mehr als fünf Almosphären
Ueberdruck mit dem zweifachen Betrage der zulässigen Marimal-Dampfspannung, bei einer
Dampfspannung von mehr als fünf Atmosphären mit einem Drucke, welcher die zulässige

Maximal-Dampfspannung um fünf Almosphären ibersteig. stattsinden soll. Für dieseni-gen Lokomotiven, welche bei dem Inkrasttreten dieser Bestimmungen bereits vorhanden
sind, verbleibt et bei dem Maximaldruck, welcher bei der ersten Prüfung Anwendung ge-
sunden hat, sofern der lehtere niedriger ist, als der vorstehend vorgeschriebene.

4) Kessel, welche bei dieser Probe ihre Form bleibend ändern, dürfen in diesem
ausant- nicht wieder in Dienst genommen werden.Bei jeder Probe ist zugleich die Ventilbelasiung und die Richtigkeit des Mano-meters r# prüfen.

(6) Längstens 8 Jahre nach Inbekriebstellung des Lokomotivkefsels muß eine innere
Revision desselben vuom werden, bei welcher die Siederohre zu eutfernen sind.Nach spätestens je 6 JahrenistdieseNevision zu wiederholen

7) Ueber die bofemoilorevhhtonen sind Verhandlungen auszunehmen, in denen die

Crocbnis zu verzeichnen sind.In jedem Verwaltungsbezirke muß eine Vorrichtung vorhanden sein, mittelft
welcher du KontrolmanomelekjedetZeItdurchWasserdntckgepkuitwecdknkennen

§.10.
Bahnräumer, Aschkasten, Funken fänger.

(1) An der Stirnseite der Lokomotiven und an der Rückseite der Tender und
Tenderlokomotiven müssen Bahnräumer angebracht ein.

2) Jede Lokomotive muß mit einem verschließbaren Aschkasten und mit Vorricht-
ungen versehen sein, welche den Auswurf glühender Kohlen aus dem Aschkasten und dem
Schornstein zu verhüten bestimmt sind.

8. 11.
Bremsen der Lokomotiven und Ten

Tenderlokemotiven und Tender müssen mit r rt vich. zu handhabenden
Bremsen tt

(2) Dicenen Lokomotiven, welche zur Besörderung vonPersonenzügen mil mehr
als 60 Kilometer Geschwindigkeit in der Stunde oder 1000 Meter in der Minute dienen,

müssen mit Vorrichtungen versehen sein, welche es ermöglichen, daß die Tenderbremse so-wohl vom Heizer mit der Hand bedienl, als auch zugleich mit den Wagenbremsen vom
Führerstande aus in Thätigkeit gesetzt werden kann.



8. 12.
Beschaffenheit der Fahrzeuge und Kuppelungen.

Sämmtliche Wagen, mit Ausnahme der nur in Arbeilszügen laufenden, müssen

u wen ruhen, mit elastischen Zugapparaten und an jedem Ende mit elastischen Buffernverfehen sei
8 Säumtliche Räder müssen mit Spurkränzen versehen sein.

Die Stärke der Radreisen muß bei Lokomotiven und Tendern, Personen,Post- 0 Gepäckwagen mindestens 24 Millimeter, bei allen übrigen Fahrzeugen minde-
stens 20 Millimeter betragen, und zwar bei einer Entfernung von 66 Millimeter von
der Innenkante des Nadreifens gemessen. Bei Rädern, deren Reifen durch eine Befesti=
gungsnuth in der Vertikalebene des Laufkreises geschwächt ist, müssen noch an der schwäch-
sten Stelle die bezeichneten Maße innegehalten werden.

(4) Sämmtliche Fahrzeuge müssen sich in doppeller, von einander unabhängiger
Weise so mit einander verbinden lassen, daß beim Bruch irgend eines Theiles der ange-
spannten genpelungworrichtung die Sicherheitskuppelung in Wirksamkeit tritt.b und unter welchen Bedingungen einzelne Theile der Hauptkuppelungsvor-

richtung Wern, für dieSichrchetskuppeiung verwendet werden dürfen, unterliegt der Ge-
nehmigung un AufsichtsbehAlle Aietebar und Verbindungsvorrichtungen müssen, wrun sie herab-
hängen, I#n niedrigsten zulässigen Bufferstande noch mindeslens 75 Millimeter von der
Schienenoberkante entfernt bleiben.

Die mit mehr als 60 Kilometer Geschwindigkeit in der Stunde oder 1000
Meter in der Minute fahrenden Personenzüge müssen mit durchgehenden Bremsen, d. b.
solchen Bremsen versehen fein, welche gleichzeitig vom Lokomotivführerstande aus in Thätig-

keit *)r werden können.(38) Die Bremsen eines mit durchgehender Bremse versehenen Zuges müssen in
der nach §. 1 erforderlichen Anzahl auch einzeln mit der Hand bedien werden können.

S. 13.
Zahl der Bremsen eines Zuges.

(1) In jedem Zuge müssen oußer den Bremsen am Tender oder an der Lokomo-
tive so viele kräftig wirkende Bremsvorrichtungen bedient * daß durch die leßterenersonenzügen, bei Glterzügen,

auf Horigontalen
wie auf rriune bisauf Neigu

— 1 500 einschl. mindestens der 3. Theil, der 12. Theil,

von 1: 40 jaesch. „ 1:300 „ » -c-»»10-»
« 1:300 „ » 1:200 u u u 5. * n 8. u

u 1:200 v u 1• 100 " u rl 4. » » 7 u

r-- 1 100 r-- l1 1 5 n u u 3. u u u2.·der ä#kscbtt zebrenst sarle uom. Bei dieserVerechhung sich ergebende nlceschicheude
Bruchtheile sind hierbei als ein Ganzes zu rechnen. Züge, welche fahrplanmüßig sowohl
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zur Güter= als auch zur Personenbeförderung bestimmt sind, sowie Mililärzüge sind wie
Personenzüge zu behandeln, wenn ihre Fahrgeschwindigkeit 45 Kilometer in der Stunde
oder 750 Meter in der Minute übersteigt, anderenfalls dagegen wie Güterzüge.

(2) Bei Festslellung der zu bremsenden Näderpaare eines Güterzuges ist bezüglich
der Gefammtzahl der Achsen wie der Bremsachsen eine unbeladene Achse als halbe Achse

zu re
16 Erstreckt sich zwischen zwei Stationen die stärkste Reigung auf eine Bahmlänge

von weniger als 1000 Meter und kommt diese Neigung in derselben Richtung nur ein-
mal vor, so ist für die Verechnung der Bremsenzahl nicht diese, sondern die nächst ge-
ringere Neigung dieser Strecke maßgebend.

4) Die Landesaussichtsbehörde ist ermächligt, unter Zustimmung des Reichs-Eisen-
bahn-Amts für die Bemessung der Zahl der zu bremsenden Räderpaare anderweite Grund-
sätze zuzulassen.

(5) Bei Güterzügen kann die Zahl der zu bedienenden Bremsenauf Neigungen bis 1160 einschließlich auf den 6. Theil und
auf Neigungen von 1160 aueschließlich bis 1: 40 einschließlich auf den 5. Theil

der Raderpaare „berabgesett werden,wenndie Fahrgeschwindigkeit von 18 Kilometer in der Slunde oder 300 Meter
in der Minnte nicht überschrittenwird,

2. die Stärke des Zuges 80 Achsen nicht übersteigt und

3. bei der Thalfahrt durch gerigurte Kontrolapparate die Fahrgeschwindigkeit6 Zuges genau festgestelltw(0) vei woeeblh von mehr uar J Kilometer Fahrgeschwindigkeit in der
Stunde oder 1000 Meter in ver- Minute sind die nach Obigem erforderlichen gebremsten
Nep i eines zu vermür Bahnstrecken, wet, stärkere Neigungen als 1: 40 haben, sind für das
Verusl ge von den ueseiietläsden besondere Vorschriften zu erlassen.

5S. 14.
Verschluß und Beleuchtung der Personenwagen.

1) Die Thüren, welche sich an den Langseiten der Personenwagen befinden, müssen
mit mindestens doppelter, unr von der Außenseite zu schließender Verschlußvorrichtung ver-
sehen sein, von denen eine aus einem Vorreiber besteht. Sämmiliche Thüren an den
Personenwagen dürfen nur so verschlossen werden, daß das Oeffnen derselben den im

Wagen befindlichen Passagieren möglich ist.
2) Im Innern der Personenwagen müssen an den Thüröffnungen Schutzvorricht-

ungen geten bus Einklemmen der Finger angebracht sein.e Personenwagen müssen mit Vorrichtungen zur Beleuchtung derselben imInnern * sein.
8. 15.

Signallaternenstützen.
(I) Sämmtliche Personen., Post= und Gepäckwagen, sowie die als Schlußwagen

laufenden Güterwagen müssen mit den erforderlichen Laternenstützen versehen sein, welche
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so anzubringen sind, daß die aufgesteckte Laterne entweder zur Seite des Wagens oder
über die Decke desselben hervorragt.

(2) Der Abstand der Oberkante dieser Stützen über Schienenoberkante darf im
ersteren Falle höchstens 3.000 Meter, im letzteren höchstens 3,600 Meter betragen, wäh-
rend die Mitte (Vertikalachse) der Stützen im ersteren Falle höchstens 1,400 Meter, im
letzteren hochstens 1 200 Meter von der Mitie des Wagens enkfernt sein darf.

(3) Die Laternenstützen müssen die Form einer abgestumpften Pyramide mit
quadratischem Querschnitt von im Lichten 0,046 Meter oberer und 0,035 Meter unterer

änge und Breite bei 0,076 Meter Höhe derselben haben und diagonal zur Achse des Wagens
gestellt werden. Der größte Querschnitt des Laternenkastens, dessen Seitenflächen parallel
den Wagenflächen liegen müssen, darf nicht über 0,250 Meler Breite und 0,280 Meter
Höhe betragen und derjenige des Laternenaufsatzes (Schornstein) nur 0,140 Meter Breite
und 0,120 Meter Höhe haben.

S. 16.
Bedeckung der Güterwagen.

Alle mit leicht feuerfangenden Gegenständen beladenen Güterwagen müssen mit
einer sicheren Bedeckung versehen sein, soweit nicht Ausnahmen durch das Betriebs-Regle-
ment gestatiet sind.

S. 17.
Revision der Wagen.

Teder Wagen ist von Zeit zu Zeit einer gründlichen Revision zu unterwerfen,
bei welcher die Achsen, Lager und Federn abgenommen werden müssen. Diese Revision
hat spätestens zwei Jahre nach der ersten Ingebrauchnahme oder nach der letzten Rerision
zu erfolgen, bei den Personen-, Gepäck- und Postwagen jedoch spätestens nach jedesmaliger
Zurücklegung eines Weges von 30 000 Kilometer.

8. 18.
Bezeichnung der Wagen.

(1) Jeder Wagen muß Bezeichnungen haben, aus welchen zu ersehen ist:
n) die Eisenbahn, zu welcher er gehört;
b) die Ordnungsnummer, unter welcher er in den Werkstätten und Revisions-

registern geführt wird;
I0) das eigene Gewicht einschließlich der Achsen und Räder und ausschließlich

der losen Inventarienstücke;
4)0 das Ladegewicht und die Tragfähigkeit;
D) die Länge des Nadstandes;
|) das Datum der letzten Revision.

« (2)DieBezeichnunqcuzanbiotlIindbcidckint§.l7vokgcschkicbencnpekios
dischen Revision der Wagen, sowie außerdem bei jeder geeigneten Gelegenheit, insbeson-

dere nach größeren Reparaturen und bei Auswechselung von Wagenachsen einer erneuten
Prüsung und erforderlichen Falles der Berichtigung zu unterziehen.

(3) Jeder Personenwagen muß mit Merkmalen versehen sein, welche dem Reisen-
den das Auffinden der Wagenklasse wie der benuhten Wagenabtheilung erleichtern.

4



20

(4) Außerdeutschen Bahnen zugehörige Wagen können von der Verwaltung der
anschließenden deutschen Bahn, sofern dieselben von der übernehmenden Verwaltung für
betriebssicher erachtet, ohne Rücksicht auf die Bestimmungen der §§. 17 und 18 in den
Betrieb genommen und auf andere deutsche Bahnen übergeführt werden. Durch Staats-
verträge in dieser Beziehung getroffene Bestimmungen werden hierdurch nicht berührt.

§. 19.
Mitführung von Geräthschaften zur Beseitigung von Schäden

am Zuge.

In jedem Zuge müssen diejenigen Geräthschaften vorhanden sein, vermittelst
welcher die während der Fahrt an dem Zuge vorgekommenen Beschädigungen zum Zwecke
der Weiterfahrt thunlichst beseitigt werden können.

III. Hondhabung des Betriebes.
 20.

Stationsnamen und Uhren.
(1) Der Name der Station muß am Stationsgebäude oder an anderer geeigneter

Stelle in einer für die Reisenden in die Augen fallenden Weise angebracht sein.
2) Auf jeder Station muß an einer dem Publikum sichtbaren Stelle eine Uhrangebracht sein, welche nach der den veröffentlichten Fahrplänen enisprechenden (Orts-oder Normal.) Zeit gestellt 5 und täglich regulirt werden muß. Auf gröheren Bahn-

höfen mästen die Zeitangaben sowohl von dem Zugange zu demselben, 0 von den Zügen
bei Tage und auch im Dunkeln erkennbar sein.

(3) Die Zugführer, Lokomotivführer, Bahnmeister und Bahnwärter müssen im
Dienst beständig eine richtig gehende Uhr bei sich tragen.

5. 21.
Rechtsfahren der Züge.

(1) Auf hateese Bahnstrecken sollen die Züge das in ihrer Fahrtrichtungrechte liegende Geleise befahrer(2) Vereits bestchenrer Ausnahmen dürfen bis auf Weiteres beibehalten werden.
(3) Von der bestehenden Fahrweise sind Ausnahmen zulässige

I. nach ergängiger Verständigung zwischen benachbarten Stationen:a) bei Geleissperrungen,
b) für Arbeitszüge,
F) mit Genehmigung der Aussichtsbehörde zwischen einer Station und

und einer auf der anschließenden Shteien Vahnstrecke liegenden Ein-
mündungsweiche eines Anschlußgel2. unter Verantwortklichkeit des dienstthuhrder Gonansbeamen:

àa) auf Stationen,
b) für Hälfslokomotiven,
I) für Lokomotiven, welche zum Nachschieben eines Zuges gedient haben.



8. 22.
Schieben der Züge durch Lokomotiven.

(1) Das Schieben von Zügen, an deren Spitze sich eine führende Lokomotive

nicht befinbet, ist, sofern nicht von der Aussichtsbehörde weitere Einschränkungen beslimmtwerden, in folgenden Zällen gestatte
bei langsamen ziersnemimee des Zuges auf den Stationen
oder in Nothfällen;

b) bei Arbeitszügen und — unter den von der Aussichtsbehörde festge-
stellten Bedingungen — bei Zügen nach benachbarten Gruben oder
sonstigen gewerblichen Anlagen unter Innehaltung der im §. 26 dafür
zugelassenen Geschwindigkeit.

(2) Das Nachschieben der Züge mit Lokomotiven an der Spitze ist nur zulässig:
zum Ersteigen stark geneigter Bahnfirecken und
bei Ingangbringung der Züge in den Stationen.

5. 23.
Stärke der Züge.

Mehr als 150 Wagenachsen sollen in keinem Eisenbahnzuge laufen. Personen-
züge sollen nicht über 100 Wagenachsen stark sein. Militärzüge und solche Güterzüge,
welche fahrplanmäßig zur Personenbeförderung mitbenuht werden, dürfen mit Rücksicht
auf ihre geringe Geschwindigkeit ausnahmsweise bis 110 Wagenachsen stark sein.

5. 24.
Fahrt der Lokomotive mit dem Tender voran.

ie Fahrt mit dem Tender voran ist nur unter Brobachtung der im F. 26Absatz 7 .47 zugelassenen Geschwindigkeit bei allen Zügen gestattet
(2) Bei Tenderlokomotiven fällt die vorerwähnte Veschränkung fort.

8. 26.
Abfahrt der Züge.

(1) Züge, zu welchen auch einzeln sahrende Lokomotiven zu rechnen sind, dürfen
nur mit Erlaubnih des Aensthnenem Stationebeamten von einer Station abfahren undeinander nur in Stationsabstandfo( ein zur ziins0 brn Personen bestimmter Zug darf vor der im ver-

mintichen Fahrplan brkannt gegebenen Zeit die Stalion vrrlassen(3) Die Abfahrt darf nicht erfolgen, bever alle auf den bLangseiten der Wagen be-
findlichen. Wagenthüren geschlossen sind und das für die Abfahrt bestimmte Signal gegeben ist.

4 Dehnen der nach außen aufschlagenden Thüren an den Langseiten derWagen ist während der Fahrt nur in Fällen dringenden Bedürsnisses zulässig und darf
bei zweigeleisigen Bahnen nur nach der äußeren Seite des Geleises erfolgen.

4#



22

8. 26.
Zahrgeschwindigkeit.

(1) Die größte masfige Fahrgeschwindigkeit der Züge wird für horizontale wie für
Snecen mit Neigungen bis 1: 2000 rinsahlehlih und Krümmungen von nicht wenigerals 1 000 Meter alnnser! im Allgemelnen

für Personenzüge auf 75 Kilometer in der Stunde oder 1 250 Meter in der
e,

für Güterzüge auf 45 Kilometer in der Stunde oder 750 Meter in der Minnte,
für Arbeitszuge:

a) im Agmeeinen auf 30 Kilometer in der Stunde oder 500 Meter inder
b) wenn vie sümmulichen in denselben laufenden Wagen den Bestimmungen

im §. 12 r* auf 45 Kilometer in der Siunde oder 750 Meterin der Min
feftgesehl.

(2) Unter besonders günstigen Verhältnissen kann für Personenzuge mit Geneh--
migung der Aussichtsbehörde eine größere Geschwindigkeit bis zu 90 Kilometer in der
Stunde oder 1 500 Meter in der Minute zugelassen werden.

(3) Auf Bahnstrecken, welche stärkere Neigungen als 1:200 und Krümmungen
von weniger als 1 000 Meter Halbmesser haben, müssen die Geschwindigkeiten angemessen
verringert werden. Dem Zugpersonal sind diese Strecken unter Angabe der zulässigen
Geschwindigkeit zu bezeichnen.

(4) Personenzüge, welche durch Lokomotiven befördert werden, deren sämmtliche
Achsen vor der Feuerbüchse liegen und welche nicht mit Vorrichtungen zur Verhütung dee
Schlingerns versehen sind, dürfen im Allgemeinen nicht schneller als 45 Kilometer in der
Stunde oder 750 Meter in der Minnte fahren, jedoch sind mit Genehmigung der Auf-

sichsbehorde größere Geschwindigkeiten zulässi.
5) Züge, welche geschoben werden, ohne daß sich an ihrer Spitze eine führende

Lokomotive befindet, dürfen böchstens mit einer Geschwindigkeit von 24 Kilometer in der
Stunde oder 400 Meter in der Minute fahren.

(6) Die größte Geschwindigkeit einzeln fahrender Lokomotiven mit dem Schorn-
stein voran wird im Allgemeinen auf 40 Kilometer in der Stunde oder 666.67 Meter
in der Minute und für Lokomotiven, welche für Beförderung von Personenzügen konstruirt

lind, sojern deren Achsen nih scmwih vor der Feuerbuchse liegen, auf 50 Kilometer
in der Stunde oder 333,33 Meter in der Miunte sestgesetzt. Größere Geschwindigkeiten
können mit Genehmigung der Ansschtverhem gestattet werden.

(7) Lokomotiven mit dem Tender voran dürfen nicht schneller als 36 Kilometer

in der Stunde oder 600 Meter in der imt fabren, einerlei, ob dieselben Züge be-
fördern oder #ngeln fabren (siehe §. 24Bei den Probefahrten der neno;uen kann von den die Fahrgeschwindig-
keit einzeln sahrender vokomoliven beschräukenden Verschristen Abstand genommen werden.

(9) Langsamer muß gefahren werden:
a) wenn Hindernisse auf der Bahn bemerkt werden,
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5) durch Weichen, wenn dieselben gegen die Spitze besahren werden und
nicht verriegelt oder verschlossen sind, und über Drehbrücken;

c) wenn das Signal zum Langsamfahren gegeben wird;
4) bei der Einfahrt aus Haupl= in JZweigbahnen und umgekehrt, sowie über-

aupt bei dem Uebergange aus einem Geleise in das anderc.
In allen diesen Fällen muß so langsam gefahren werden, als die Umstände zur Vor-
beugung einer möglichen Gesahr es erfordern.

S. 27.
Ueberfahren von Bahnkreuzungen.

(1) Bohnkreuzungen in gleicher Ebene der Schienen außerhalb der Stationen
dürfen von den Zügen erst passirt werden, nachdem die letzteren vorher zum Stillstand
Hebracht sind und von den Aussichtsbeamten die Erlaubniß zum Passiren ertheilt ist.

(2) Bei der Kreuzung einer Hauptbahn durch eine Bahn untergeordneter Bedeutung
genügt es, wenn im Einverständniß mit der Aufsichtsbehörde die Verpflichtung des An-
haltens vor der Durchkreuzung lediglich den Zügen der letzteren Bahn auferlegt wird.

28.Beschaffen heit der Betriebamitt in schnellfahrenden Personenzügen.
Bei denjenigen Personenzügen, bei welchen eine Geschwindigkeit von mehr als 60

Kilometer in der Stunde oder 1 000 Meter in der Minute zur Anwendung kommen
soll, müssen sich die Betriebsmittel in einem vorzugsweise tüchtigen Zustande befinden.
Außerdem müssen die Fahrzeuge unter sich, sowie mit dem Tender so fest gekuppelt sein,
daß sämmtliche Zug- und Bufferfedern etwas angespannt sind.

§. 29.
Vorrang der schnellfahrenden und Extrazüge.

Die schnellfabrenden Jüge, sowie die Extrazüge der Allerhöchsten und Höchsten
Herrschaften haben behufs besonders pünktlicher Besörderung überall den Vorrang vor
den andern Zügen.

5. 30.
Beförderung von Gütern mit Personenzügen.

(1) Die Beförderung von Gütern mit den Personenzügen ist nur unter folgenden
Bedingungen zulässig:

a) das Auf-- und Abladen von Gütern, ebenso wie das An= und Abschieben
von Güterwagen darf niemals Veranlassung zur Verlängerung des Auf-
enthalts auf den Stationen sein, insofern nicht als sicher angenommen
werden kann, daß die entstehende Verspätung durch rascheres Fahren
innerhalb der feslgesetzten Geschwindigkeitsgrenze bis zur nächsten Anschluß-
oder bis zur Endstation wieder beseitigt werden wird:
die Mitnahme von Güterwagen darf eine Verlängerung der plammäßigen
Fahrzeit nicht herbeiführen:
die Reisenden dürfen durch die Mitbeförderung von Gütern in keiner
Weise belästigt werden. «

o— ——
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(2) Inwieweit Eilgut mit den Dersonenzüge befördert werden darf, bei welcheneine Geschwindigkeit von mehr als 60 Kilometer in der Stunde oder 1000 Meter in
der Minute zur Anwendung kommen soll, bestimmt die Aufsichtsbehörde.

§. 31.
Beförderung von Personen mit Güterzügen.

Wenn es im Interesse des Lokalverkehrs wünschenswerth erscheint, kann mit den
Güterzügen auch Personenbeförderung stattfinden; jedoch darf deshalb keine Beschleunigung
derselben über die für solche zugelassene Geschwindigkeit eintreten.

§. 32.
Fahrbericht der Zugführer.

der Zugführer hat einen Fahrbericht zu führen, in welchem die Abgangs= undaanseu auf den einzelnen Anhaltepunkten und außergewöhnliche Vorkommnisse ge-
nau zu verzeichnen sind.

8. a8.
Bildung und Revision der Züge.

(1) Bei Bildung eines Zuges muß sorgfältig darauf gehalten werden, daß die
im S. 13 vorgeschriebene Anzahl bedienter Bremsen sich in selbigem befindet und daß
letztere angemessen vertheilt sind. Bei einer stärkeren Neigung als 1:200 in einer zu-sammenhängenden Länge von über 1 000 Meter muß der letzte Auemn eine bediente
Bremse haben; hinter demselben kann ausnahmsweise bei Güterzügen noch ein reparakur-
bedürftiger leerer Wagen eingestellt werden, sofern derselbe zwar lauffätig * aber in-mitten des Zuges nach Art seiner Beschädigung nicht eingestellt werden

(2) Ferner sind die Wagen unter sich und der Tee mit m- nääßstalzendn
Wagen in doppelter Weise gehörig zu verkuppeln (§. 12 Abs.4und 5), die Zugleine,
soweit dieselbe nach F.48 Abs. 2 rW* #. niunine die Verbindungen deretwa vorhandenen durchgehenden Bremse (F.1 7) herzustellen, die Velastung inden einzelnen [Wagen thunlichst gleichmäßig 7# ahle die nöthigen Signale anzu-
bringen und das Innere der zur Beförderung von Personen benutzten Wagen für die
Jahrt in der Dunkelheit und in den Tunneln, zu deren Durchfahrung mehr als 2 Minuten
gebraucht werden, angemessen zu erleuchten.

(3) In den Personenzügen müssen die Zughaken soweit zusemmneogen sein,daß die Federbuffer der Wagen im Zustande der Ruhe sich berühren (§. 28). In Zügen,
welche fahrplonmäßig sowohl zur Güter= als auch zur Personenbesörderung bestimmt sind,
dürfen beladene Langholzwagen und sonstige Wagen mit ungewöhnlicher Kuppelung nicht
unmittelbar vor und auch nicht unmiltelbar hinter die Personenwagen gestellt werden.

(4) Bevor der Zug die Abgangsstation verläßt, ist derselbe zu revidiren und
darauf zu achten, daß die über die Bildung der Züge gegebenen Vorschriften gehörig
besolgt sind. Diese Revision ist unterwegs bei jeder Veränderung in der Zusammensetzung
des Zuges und so oft der Aufenthalt es gestattet, zu wiederholen.



8. 34.
Schutzwagen und Postwagen.

(I) In jedem zur Besörderung von Personen bestimmten Zuge, dessen Fahrge-
schwindigkeit 45 Kilometer in der Stunde oder 750 Meter in der Minute übersteigt,
at der erste Wagen des Zuges als Schutzwagen dienen und darf als solcher nicht mit

Reisenden besetzt werden. Bei den mit geriugerer Geschwindigkeit fahrenden derartigen
Zügen ist letzteres mit der Veschränkung gestattet, daß mindestens die vordere Abtbeilung
des betreffenden Wagens von Reisenden freigehalten wird.

(2) Bei der dem Postwagen zu gebenden Stellung ist, soweit der Bahnbekrieb
dies gestattet, auf die Bedürfnisse des Postdienstes Rücksicht zu nehmen, ebenmäßig ist die
Verwendung des Postwagens als Schutzwagen thunlichst zu vermeiden. »
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Ertrazüge.
(1I) Ertrazüge dürfen nicht befördert werden, wenn die Vahn nicht vollständig be-

wacht, der Zug den Bahnwärtern nicht vorher signalisirt und der nächsten Station ord-
nungsmäßig gemeldet ist.

(2) Ausnahmen sind nur in den im §. 45 näher bezeichneten Fällen zulässig.
.36.

Arbeitszüge.
(I) Arbeitszüge dürfen nur auf bestimmte Anordnung der mit der Leitung dees

Bekriebes betrauten verantwortlichen oberen Beamten oder deren Vertreter und in fest
abgegrenzten Zeiträumen auf der Vahn fahren.

ie Vorsteher der beiden angrenzenden Stationen müssen von der Bewegung
solcher Züge Kenntniß erhalten. Dies gilt auch von einzelnen Materialien-Transport-
wagen und Dräsinen, welche durch Menschenkräfte bewegt werden; dieselben müssen einem
veranlwortlichen Begleiter unterstellt sein und mindestens 1½ Stunde vor der zu erwar-
tenden Ankunft eines Zuges von dem Fahrgeleise desselben entfernt werden. Auf Sta-
tionen müssen die Fahrgeleise vor Ertheilung der Erlaubniß zum Einfahren von allen

ahrzeugen geräumt sein.
§. 37.

Schneepflüge.
1) Schneepflüge oder Wagen zum Brechen des Glakteises dürfen nicht vor die

Lokomotiven fahrplanmäßiger Züge gestellt werden. Wo das Bedürfniß eintrikt, werden
diese Schneepflüge oder Wagen dem Zuge in entsprechendem Abstande mit besonderen
Lokomotiven vorausgeschickt.

(2) Fesl mit der Zuglokomotive verbundene Schneepflüge, welche nicht auf beson-
deren Rädern gehen, sind zulässig.

38.
Mitfahren auf der Lokomotive.

Ohne Erlaubniß der dazu bevollmächtigten Beamten darf außer den durch ihren
Dienst dazu berechtigten Beamten niemand auf der Lokomotive mitfahren.



5. 39.
Stillstehende Lokomotiven und Wagen.

(1) Bei angeheizten Lokomotiven soll, so lange sie still stehen, der Regulator
geschlossen, die Steuerung in Ruhe gesetzt und die Bremse angezogen sein. Die Lokomo-
tive muß dabei stets unter spezieller Aussicht stehen.

:(2) Stehende, nicht mit einer Lokomotive verbundene Wagen sind zur Vermeidung
unbeabsichtigter Bewegung mittelst Vorlagen, Bremsen oder anderer Vorrichtungen so
festzustellen, daß sie nicht in Bewegung gesetzt werden können.

8. 40.
Zugsignale.

(1) Jeder geschlossen fahrende Zug muß mit Signalen versehen sein, welche bei
Tage den Schluß, bei Dunkelheit aber die Spitze und den Schluß desselben erkennen
lassen; Gleiches gilt für einzeln fahrende Lokomotiven.

(2) Am Schlusse eines jeden im Dunkeln fahrenden Zuges muß außerdem ein
nach hinten und nach vorn leuchtendes Loternensignal angebracht sein.

(3) Jeder Ingangseung der Lokomotiven muß ein Achtungssignal vorhergehen.
(4) Einzeln fahrende Lokomotiven und Arbeitszüge werden wie andere Züge

signalisirt.
5) Auch Dräsinen und Materialien-Transportwagen (F. 36 Abs. 2) auf freier

Bahn müssen im Dunkeln angemessen beleuchtet sein.
5. 41.

Sig nale auf freier Strecke.
Auf der Bahn müssen folgende Signale gegeben werden können:

ie Vahn ist fahrbar,
2. der Zug soll langsam fahren,
3. der Zug soll halten.

§. 42.
Signale des Zugpersonals.

Die Zugführer, Schaffner und Bremser müssen ein Nothsignal an den Lokomotiv=
führer geben können.

S. 43.
Signale des Lokomotivpersonals.

Die Lokomotivführer müssen solgende Signale geben können:
geben,

2. Bremsen anzieben,
3. Bremsen loslassen.

S. 44.
Elektrische Verbindungen.

(1) Der Dienst mit dem elektromagnetischen Telegraphen wird nach besonderer
von der Eisenbahnverwaltung oder Aussichtsbehörde erlassenen Instruktion gehandhabt; es



27

müssen durch denselben Depeschen von Station zu Station gegeben und sämmtliche Wär-
ter zwischen je 2 Stalionen von dem Abgange der Züge benachrichtigt werden können.

(2) Die Signale
1. üor Zug geht nicht ab,2. essoll eine Hulfslofomotive kommen

dürfen nicht nitccsi optischer, sondern müssen mittelst elektrischer Telegraphen erfolgen.
Zum Herbeirufen von Hülsslokomotiven müssen die Züge mit tragbaren Appa-

raten versehen oder an geeigneten Stellen elektrische Apparate ausgestellt sein.

S. 45.
Signalisirung nicht fahrplanmäßiger Züge.

(1) Nicht sahrplanmäßige Süge oder einzeln fahrende Lokomotiven müssen in der
Regel durch ein Signal an dem in der einen oder anderen Richtung zunächst vorher-
gehenden Zuge den Bahnwärtern, Arbeitern und den in Seitenbahnen haltenden Zügen
zur Nachachtung angekündigt werden.

(2) Kann eine solche Signalisirung nicht stattfinden, so dürfen nicht fahrplan-
mähige Züge oder einzelne Lokomotiven nur abgelassen werden, wenn eine bezügliche
Verständigung der beiden betreffenden Stationen stattgefunden hat und die Wärter zeitig.
vorher von dem Abgang derselben durch elektromagnekische Signale benachrichtigt find.

(3) Von den vorstehenden Bestimmungen kann — unter persönlicher Verantwort-
lichkeit des Stations-Vorstehers oder des sonst zusländigen Betriebsbeamten — abgesehen
werden bei Hülfszügen, welche aus Anlaß von Eisenbahnunfällen, Feuersbrünsten oder
onstigen derarligen Ereignissen plöglich erforderlich werden. Dieselben dürfen nur mit
einer Geschwindigkeit von höchstens 30 Kilometer in der Stunde (500 Meter in der
Milnute) gefahren werden.

§. 46.
Weichen in Hauptgeleisen und Signalisirung ein fahrender Züge.

1) Bevor das Signal zur Ein= oder Durchfahrt für den ankommenden Zug
gegeben wird und vor der Abfahrt eines jeden Zuges ist nachzusehen, ob die Bahnstränge,

welche der n n r hak, frei und die betreffenden Weichen richtig gestellt sind(liehe §. 1(2) i isnn Stationen, auf welchen eine direkte mündliche Verständigung
zwischen dem dienstihnenden Stationsbeamten und dem Wärter am Abschlußtelegraphen
nicht möglich ist, oder auf welchen eine Verbindung des Wärterpostens am Abschlußtele-
graphen mit der Station durch elektrische Blockapparate oder Sprechapparate oder auf
irgend einem anderen mechanischen oder elektrischen Wege nicht besteht, sind von dem
dienstthuenden Stationsbeamten für die Einfahrt der Züge optische Signale am Perron-
telegraphen zu geben.

(8) Für die Weichen in den Hauptgeleisen ist eine normale Siellung als Regel
vorzuschreiben.

) Zu den Hauptgeleisen sind alle diejenigen Geleise zu rechnen, welche in Aus-
führung des fahrplanmäßigen Fahrdiensles von Bahnzügen durchfahren oder benutzt werden.

5



8. 47.
Signale an Wasserkrahnen.

Die Stellung derdihboaren Ausgußröhren der Wasserkrahne soll im Dunkelndurch Signale kenntlich gemacht sein
. 48.

Verfländigung des Zugpersonals unter sich.
1) Das Zugpersonal darf während der Fahrt nur einem, für die Ordnung und

Sicherheit des Zuges vorzugsweise verantwortlichen Beamten untergcordnet und muß so
vertheilt sein, daß dadurch die Uebersicht über den ganzen Zug mit Erkennung der Signale
und dieVerständigung des Wagenpersonals mit dem Lokomotivführer ermöglicht wird.

ei allen Zügen muß eine mit der Dampspfeife der Lokomotive oder mit
imWecker an der Lokomotive verbundene Zugleine oder eine andere geeignete Vor-

eith angebracht sein, welche bei Personenzügen über denganzen Zug und bei Güter-
ügen, wie bei Zügen, welche fahrplaumäßig sowohl zur Güter= als auch zur Personen-

besörderung bestimmt sind, sowie bei Militärzügen mindestens bis zum wachthabenden
Fahrbeamten geführt sein muß.

(3) Bei Personenzügen, die mil solchen durchgehenden Bremsen r:: ganwelche bei einer Zugtrennung selbstthätig in Wirksamkeit treten, und dieesauherdLokomotivführer auch dem wachthabenden Fahrbeamten und den ser cemolichen,
den Zug zum Stiehen zu bringen, darf von der Mitführung der Zugleine oder der die-
selbe ersehenden onderen Vorrichtung (Abs. 2) Abstand genommen werden.

§. 49.
Maßregeln bei betriebsstörenden Ereignissen.

Wenn in Folge eines betriebsstörenden Ereignisses ein Zug auf der Bahn liegen
bleiben muß, sind in der Richtung, aus welcher andere Züge sich auf dem versperrten
Geleise nähern könnten, sichere Mahregeln zu treffen, durch welche solche Züge zeitig genug
von dem Orke, wo der Zug liegt, in Keuntniß gesebt werden.

S. 50.
Signalordnung.

(1) Für die gemaß §§. 40 bis 4y9 erforderlichen Signale sind die Vorschriften
der Signalordnung für die Eisenbahnen Deutschlands maßgebend.

2) Führen mehrere Vahnlinien neben einander her, so ist den optischen Signalen
an denselben eine Stellung zu geben, welche der Lage der Vahnlinien zu einander entspricht.

*

Stellung und Vedienung spibbefahrener Weichen.
(1) Jede Weiche, gegen deren Spitze sahrplanmäßige Züge fahren. muß während

des Durchgangs des Zuges entweder verschlossen gehalten werden oder von einem Weichen-
steller bedient sein.

(2) Den Weichenstellern an der Einfahrt in größere Stationen oder Zweigbahnen,
sowie an den auf freier Bahn gelegenen Ausweichungen, ebenso den auf der Fahri
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befündlichen Lokomotivführern, Helzern und Bremsern dürfen Geschäste, durch welche die
sorgfältige Wahrnehmung ihrer Funktionen beeinträchtigt werden könnte, nicht aufgetragen
oder gestattet werden.

 52.

Bedienung und Führung der Lokomotiven.
(1) Zur Bedienung der Lokomolive muß dieselbe mit einem Führer und einem

Heizer besetzt sein.
(2) Die Führung der Lokomotiven darf nur solchen Personen überlragen werden,

welche mindestens 21 Jahre alt und unbescholtenen Rufes sind, und ihreVestbigurg als
Lokomotivführer unter Beachtung der vom Bundesrath darüber erlassenen Vorschriften
nachgewiesen haben.

3) Di ftee müssen mit der Handhabung der Lokomotiven mindesteuns soweit
vertraut sein, um dieselben erforderlichenfalls slill= oder zurückstellen zu können.

IV. Bestimmungen für das Publicum.
 53.

Allgemeine Bestim mungen.
Die Eisenbahnreisenden und das sonstige Publikum müssen den allgemeinen An-

ordnungen nachkonnnen, welche von der Vahnverwallung bebufs Aufrechterhaltung der
Ordnung innerhalb des Bahngebiets und beim Trausporl der Personen und Effekken
getroffen werden und haben den dienstlichen Anordnungen der in Unisorm befindlichen
oder mit einem Dienstabzeichen oder mit einer besonderen Legitimation versehenen Bahn-
poligeibeamten (§. 66) Folge zu leisten.

 54.

Betreten der Bahnanlagen.
(1) Das Betreten des Planums der Bahn, der dazu gehörigen Böschungen,

Dämme, Gräben, Brücken und sonstigen Anlagen ist ohne Erlaubnißkarke nur der Auf-
sichtsbehörde und deren Organen, den in der Ausübung ihres Dienstes befindlichen Be-
amten der Staatsanwaltschaften, Forstschutz, Zoll-, Steuer-, Telegraphen= und Polizei-
beamten, sowie den zur Rekognoszirung dienstlich entsendeten Offizieren gestattet; dabei
ist jedoch die Bewegung wie der Aufenkhalt innerhalb der Fahr- und Rangirgeleise zu
vermeiden. Die bezeichneten Personen, sowie die nach §. 55 zum Bekreten der dem
übrigen Publikum nicht geöffneten Stalions= und Diensträume berechligten Beamten
haben, sofern sie nicht durch ihre Uniform als solche kenntlich sind, sich durch eine
Bescheinigung ihrer vorgesetzten Dienstbehörde auf Ersordern auszuweisen.

Das Publikum darf die Bohn nur an den zu Ueberfahrten oder Ueber-
gängen bestimmten Stellen überschreiten, und zwar nur so lange, als die lebteren nicht
durch Varrieren verschlossen sind. Die mit Drehkreuzen oder sich selbst verschließenden
—— versehenen Uebergänge (F. 4 Abs. 3) dürfen nur passirt werden, wenn kein

ug in Sicht isl.
(3) In allen Fällen ist jeder unnöthige Verzug zu vermelden.
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(4) Die Gewährung von Erlaubnißkarten zum Betreten der vorstehend bezeichneten
Vahnanlegen bedarf der Genehmigung der AufsichtsbehördEs ist untersagt, die Barrieren oder seustgen- Einfriedigungen eigenmächtig

zu öffnen, 6 überschreiten oder zu übersteigen, oder etwas darauf zu legen oder zu hängen.

5. 55.
Betreten der Stationen.

(1) Außerhalb der bestimmungsmäßig dem Publikum für immer oder zeitweise
geöffneten Räume darf niemand die Station ohne Erlanbnißkarte betreten, mit Ausnahme
der in Ausübung ihres Dienstes befindlichen Chefs der Militär- und Polizeibehörde,
sowie der im F. 54 gedachten und der Postbeamten.

(2) Den Festungs-Kommandanten, Fortifikations-Offizieren und den durch ihre
Unisorm als solche kenntlichen Fortifikalionsbeamten ist gestattet, auch den Bahnkörper
wie die Stationen innerhalb des Festungsrayons zu betreten.

(3) Für das Anhalten von Wagen behufs Aufnahme oder Absetzung von Per-
sonen, sowie zur Abholung oder Zufuhr von Gütern sind nur die dafür bestimmten Stellen
auf den Vorplätzen der Stationen und auf den Plätzen an den Räumen für die Lagerung
der Güter zu benutzen.

(4) Die Ueberwachung der Ordnung auf diesen für die Juhrwerke bestimmten
Plätzen steht den Bahnpolizeibeamten zu, insofern in dieser Beziehung nicht besondere
Vorschriften ein Anderes bestimmen.

5. 50.
Hinüberschaffen von Gegenständen über die Bahn.

Das Hinäüberschaffen von Pflügen und Eggen, sowie von Baumstämmen und
anderen schweren Gegenständen über die Bahn darf, sofern solche nicht getragen werden,
nur auf Wagen oder untergelegten Schleifen erfolgen.

8. 67.
Betreten der Bahn durch Vieh.

(1) vr das Betreten der Bahn und der dazu behörigen. Anlagen durch Vieh
bleibt rrniwiige verantwortlich, welchem die Aussicht über dasselbe obliegt.Das Treiben von hrößeren Viehherden über die Bethtn ist inner-
halb eehl Minuten vor dem erwarteten Eintreffen eines Zuges nicht mehr gestatiet.

5. 58.
Benutzung von Privatübergängen.

Privatübergänge dürfen nur von den Berechtigten unter den von der Aussichts-
behörde genehmigten Bedingungen benuht werden.

S. 59.
Geschlossene Uebergänge.

So lange dic Uebergänge geschlossen sind, müssen Fuhrwerke, Reiter, Treiber von
Viehherden und Führer von Lastthieren bei den aufgestellten Warnungstafeln halten.
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Das Gleiche gilt, sobald die Glocken an den mit Zugbarrieren versehenen Uebergängen
ertönen. Fußgänger dürfen sich den geschlossenen Barrieren nähern, dieselben aber nicht öffnen.

8. 60.
Bahnbeschäbigungen und Betriebsstörungen.

Alle Beschädigungen der Vahn und der dazu gehörigen Anlagen, mit Einschluß
der Telegraphen, sowie der Betriebsmiktel nebst Zubehör, ingleichen das Auflegen von
Steinen, Holz und sonstigen Sachen auf das Planum, oder das Anbringen sonstiger
Fahrhindernisse sind verboten, ebenso die Erregung falschen Alarms, die Nachahmungen
von Signalen, die Verstellung von Ausweichevorrichtungen und überhaupt die Vornahme
aller, den Belrieb störenden Handlungen.

S. 61.
Verbot des Ein- und Aussteigens während der Bewegung der Züge.

Das Einsteigen in einen bereils in Gang gesebten Zug, der Versuch, sowie die
Hülfeleistung dazu, ingleichen das eigenmächtige Oeffnen der Wagenkhüren oder Aus-
steigen, während der Zug sich noch in Bewegung befindet, ist verboten.

§. 62.
Bestrafung von Uebertretungen.

Wer den Bestimmungen der §§. 53 bis 61 und den nachfolgenden Bestimmungen
des Betriebs-Reglements für die Eisenbahnen Deutschlands zuwiderhandelt, welche also
lauten:

„)Feuergefährliche Gegenstände, sowie alles Gepäck, welches Flüssigkeiten und
andere Gegenstände enthält, die auf irgend eine Weise Schaden verursachen
können, insbesondere geladene Gewehre, Schießpulver, leicht entzündbare Prä-
parate und andere Sachen gleicher Eigenschaft, dürfen in den Personenwagen
nicht mitgenommen werden. Das Eisenbahndienstpersonal ist berechtigt, sich in
dieser Veziehung die nöthige Ueberzeugung zu verschaffen.

Jägern und im öffenklichen Dienste stehenden Personen ist jedoch die Mit-
führung von Handmunition gestattet.“

wird mit einer Geldstrafe bis zu einhundert Mark bestraft, sofern nicht nach den allge-
meinen Strafbestimmungen eine härtere Strafe verwirkt ist.

S. 63.
Befugnisse der Bahnpolizeibeamten.

(1) Die Bahnpolizeibeamten sind befugt, einen Jeden vorlänfig festzunehmen, der
auf der Uebertretung der im F. 62 gedachten Bestimmungen betroffen oder unmittelbar
nach der Uebertretung verfolgt wird und sich über seine Person nicht auszuweisen vermag.

Derselbe ist mit der Festnahme zu verschonen, wenn er eine angemessene Sicherheit bestellt.
Die Sicherheit darf den Höchstbetrag der angedrohten Strafe nicht übersteigen.

(2) Enthält die strasbare Handlung ein Verbrechen oder Vergehen, so kann sich
der Schuldige durch eine Sicherheitsbestellung der vorlänfigen Festnahme nicht entziehen.
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(8) Jeder Festgenommene ist ungesäumt an die nächste Polizelbehörde oder an den
Staats= oder Polizeianwalt abzuliesern.

Ver fahren im Fall einer Festnahme.
Den Bahnpolizei-Beamten ist gestattet, die festgenommenen Personen durch Mann-

schaften aus dem auf der Eisenbahn befindlichen Arbeitspersongle in Bewachung nehmen
und an den Bestimmungsort abliefern zu lassen. In diesem Falle hat der Vahnpolzzei-
Beamte eine mit seinem Namen und mit seiner Dienstqualität bezeichnete Festnehmungs-
karte mitzugeben, welche vorläufig die Stelle der aufgunehmenden Verhandlung verirltt,
die in der Regel an demselben Tage, an dem die Uebertretung konslatirt wurde, pätestens
aber am Vormittage des folgenden Tages an die Polizeibehörde oder den Staats- oder
Polizeianwalt eingesendet werden muß.

8. 65.

Aushang der Vorschrilten. für den Personenverkehr.Beschwerdebuch.
Ein Abdruck der §5. 53 bis 65 dieses Reglements und der 5§. 13, 14, 22

Absab 2 und 5 und §F. 23 des Betriebs-Reglements ist in jedem Warteraum augzu-
hängen und ferner auf jeder Station ein dem Publikum ingändliche Beschwerdebuch im
Stationsbüreau auszulegen.

V. BahnpollzeisBeamte.
 -

Bezeichnung der Bahnpolizei-Beamten.
(1) Zur Ausübung der Bahnpolizei find zunächst folgende Eisenbahn-Beamte

berufen:
I. Betriebs-Direktoren und Ober--Ingenieure,
2, Ober-Bekriebs-Inspektoren,
3. Vetriebs-Inspektoren und Betriebs-Vau-Inspektoren raneport. Ob er In.

spektoren, Transport-Inspektoren und deren Assistenten
4. Eisenbahn-Baumeister, Abtheilungs-Baumeister und Ingenienre,
5. Bahnkontrolöre und Betriebskontrolöre,

ferner:
6. Stationsvorsteher (Stationsmeister, Bahnhofs-Iuspektoren, Bahnhofs-

Verwalter),
7. Stationsausseher (Bahnhofsausseher) und Stations-Assistenten (Bahnhofs-

Inspektions-Assiftenten),
8. Bahnmeister= und Hülfsbahnmeister,
. Weichensteller (Weichenwärter, Stationswärter und Hülfsweichenwärter),

10. Ober-Bahnwärter, Bahnwärter (Vrücken-, Schlag-, Signal-, Strecken-
wärker) und Hülfsbahnwärter (Beiwärter),

1I. Ober-Zugmeister und Zugmeister (Zugführer, zugführende Schaffner,
Ober-Schaffner),



12. D#lkmmiste (Güterschaffner, Gepäckschaffner),13. Schaffner (Personenschaffner, Kondukteure),
14. Naugirmeister (Oberkoppler, Schirrmeister),
15. Wagemwärter und Bremser(Schmierer, Zugsöley),

16. Thürhüter (Portiers, Perrondiener),Nachtwächter.
(2) Vi. Bahnpolizeibeamten müssen bei Ausbung ihres Dienstes die vorge-

schriebene Dienstuniform oder das festgestellte Dienstabzeichen tragen oder mit einer Legi-
timation versehen sein.

E

5. 67.
Instruktion.

Allen im §. 66 genannten Bahnpolizei-Beamten, welche in der zur Sicherung
des Betriebes ersorderlichen Anzabl angestellt werden müssen, sind von der Eisenbahnver=
waltung über ihre Dienstverrichtungen und ihr gegenseitiges Dienstverhältniß schriftliche
oder gedruckte Instruktionen zu ertheilen.

k 68.

Befähigung.
Alle zur Ausübung der Bahnpolizei berufenen Beamten müssen mindestens 21

Jahre alt und unbescholtenen Rufes sein, lesen und schreiben können und die sonst zu ihrem
besonderen Dienst erforderlichen Eigenschaften besitzen. Diese müssen bezüglich der im §.

6 Nr. 6 bis 17 aufgeführten Bahnpolizei-Beamten den vom Vundesrath darüber er-
lassenen Bestimmungen entsprechen.

2) Die Bahnpolizei-Beamten werden von der zuständigen Behörde vereidet. Sie
treten alsdann in Beziehung auf die ihnen übertragenen Dienstverrichtungen dem Publikum
gegenüber m die Rechte der öffentlichen Polizeibeamten.

(3 ie Offigiere und Mannschaften der militärischen Formationen für Eisenbahn-
zwecke sind 7 obigen Vorschriften über das Alter und die Beeidigung ausgeschlossen.

8.69.
Pflichten gegen das Publikum. Personalakten.

(1I) Die Bahnpolizei-Beamten haben dem Publikum gegenuber ein besonnenes,
anständiges und rücksichtsvolles Benehmen zu beobachten und sich insbesondere jedee
herrischen und unfreundlichen Auftretens zu enthalten.

(2) Unziemlichkeilen sind von den Vorgesetzten streng zu rügen und nöthigenfalls
durch angemessene Digziplinarstrafen zu ahnden.

3) Diejenigen Bahnpolizei-Beamten, welche sich ale zur Ausübung ihres Dienstes
ungeeignet zeigen, müssen sofort von der Verrichtung polizeilicher Funktionen entfernt werden.

4) Die Bahnverwaltung ist verbunden, über jeden Bahnpolizei Beamten Personal-
akten anzulegen unnd fortzulühren.

F. 70.

Bezirk der Amtothätigkeit.
Die Amtewirksamkeit der Bahnpolizei-Beamten erstreckt sich ohne Rücksicht auf den

ihnen angewiesenen Wohnsitz auf die ganze Bahn, die dazu gehörigen Anlagen und so
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weit, als solches zur Handhabung und Aufrechthaltung der für den Eisenbahnbetrieb er-
lassenen oder noch zu erlassenden Polizei-Verordnungen erforderlich ist.

S. 71.
Gegenseitige Unterstützung der Polizeibeamten.

Die Staats= und Gemeinde. Polizeibeamten sind verpflichtet, die Bahnpolizei-Be-
amten auf deren Ersuchen in der Handhabung der Bahnpolizei zu unterstüden. Ebenso
sind die Bahnpolizei.Beamten verbunden, den übrigen Poligeibeamten bel der Ausübung
ihres Amts innerhalb des im vorhergehenden Paragrapben bezeichneten Gebiets Beistand
zu leisten, soweit es die den Bahnbeamten obliegenden besonderen Pflichten zulassen.

VI. Beaufslchtigung.

S. 72.

Aufsichtsbehörden.

Die Aufsicht über die Auefihrung derim Vorstehenden zur Sicherung des Vetriebesbegebenen Vorschriften liegto#a) bei den A%t Staatsverwaltung stehenden Eisenbahnen den Eisenbahn-
direktionen,

4) bei den miir Privatverwaltung stehenden Eisenbahnen dem obersten Ve-
triebsdirigenten oder den Eisenbahndirektionen un

) den Aufssichtsbehörden.

VII. Ausnahmebestlmmungen.
5. 73.

(I) Insofern auf einer Vahn einzelne in diesem Reglement vorgeschriebene Eln-
W- noch nicht bestehen, auch ihre Herstellung ohne besondere Schwierigkeiten bis zuestimmten Termin nicht zu bewirken ist, können für deren Ausführungwoan ver betreffenden Landeoregierung mit Zustimmung des Reichs-Eisenbahn-Amts ange-
messene Frislen bewilligt werden.

(2) Befristungen, welche bereils auf Grund des bisher gültigen Reglements be-
willigt sind, werden hiervon nicht berührt.

(3) Für die an den Grenzen Deutschlands gelegenen Strecken, welche von aus-
ländischen Bahnvenwaltungen betrieben werden, können Ausnahmen bczüglich dieses Regle-
ments von der betreffenden Landesregierung unter Zustimmung des Reichs-Eisenbahn-
Amts bewilligt werden.

(4) Das Reichs-Eisenbahn-Amt ist ferner ermächtigt, für gewisse Züge und Zug-
gaktungen einer Hauptbahn auf Antrag der zuständigen Landesregierung erleichternde Ab-
weichungen von einzelnen Bestimmungen dieses Reglements zugulassen.



VIII. Schlußbestimmungen.
S. 74.

(1) Dieses Reglement tritt mit dem 1. April 1886 an Stelle des bisher gelteu-
den Bahnpolizei.Reglements in Kraft und findet Anwendung auf allen Eisenbahnen
Deutschlando mit Ausnahme derjenigen, für welche nach der Entschließung der zuständigen
Landesbehörde mit Zustimmung des Reichs-Eisenbahn-Amts die Bahnordnung für deutsche

fenth untergeordneter Bedeutung maßgebend ist.Daselbe wird durch das Reichs-Gesetzblatt und das Central-Blatt für das
T sowie außerdem von den Vundesregierungen publizirt.

ie von den Bundesregierungen oder Eisenbahnverwaltungen erlassenen Aus-führung Sochenuon, sind dem Reichs-Eisenbahn-Amt mitzutheilen.
Berlin, den 30. November 1885.

Der Stellvertreter des Reichskanglers.
v. Bötlicher.
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Anlage A.

Normalprofil des lichten Raumes

für die Eisenbahnen Deutschlands

für die freie Bahn.
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*) Bemerkung. Siehe auch die umstehende Zeichnung des unteren Profiltheiles.
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Anlage B.

Normalprofil des lichten Raumes

für die Eisenbahnen Deutschlands

für die Bahnhöse und Haltestellen.

Unterer Theil der in der Anlage A und B dargestellten Profile.
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6. Regierungs-Bekanntmachung
vom 29. Dezember 1885,

die Signal-Ordnung für die Eisenbahnen Deutschlands betreffend.

Der Text der Signal-Ordnung für die Eisenbahnen Deutschlands, wie solcher in
Gemäßheit der vom Bundesrath in der Sitzung vom 26. November dieses Jahres auf
Grund der Artikel 42 und 43 der Reichsverfassung und im Anschluß an das Bahn-
polizei-Reglement für die Eisenbahnen Deutschlands gefahten Beschlüsse lautet, wird nach-
stehend noch besonders zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, am 29. Dezember 1885.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
daben. C. Perthes.

Signalordnung
für die

Eisenbahnen Deutschlands.

I. Stgnale auf der freien Bahnstrecke.
a. Die akustischen Signale sind für da# Bahubewachungepersonal

mittelst elektrischer Läntewerke zu geben wie folgt:
Zug geht in der Richtung von A Einmal eine bestimmte Anzahl von Glocken-

s 7 siuhimerignah. blägen.
Der Zug geht in der Richtung von B Zweimal dieselbe Anzahl von Glockenschlägen.
nach A (Abmeldesignal).
Die Bahn wird bio zum nächsten sahr. Dreimal dieselbe Anzahl von Glockenschlägen.
planmäßigen Zuge nicht mehr befahren
(Ruhesignal).

Anmerkung zu 3. DiesesSignol konn auch ongewand" werden, um anzuzeigen, daß einsignalilirter Bug nicht kom
4. Es ist etwas Außergewöhnliches zu er-Sechsmal dieselbe Anzahl von Glockenschlägen.

warten (Alarmsignal).
AußHer den elektro-akustischen Signalen können auch Hornsignale gegeben werden

wie folgt:
1 a. langer, kurzer, kurzer, langer Ton, einmal zu geben,

— ——

*



2 K. das vorhergehende Signal zweimal zu geben,

3 a. langer, langer, langer, langer Ton,

4 . kurzer, kurzer, kurzer, kurzer Ton, zweimal zu geben,
— ——
— — — —

b. Die optischen Signale sind wie folgt zu geben:

5. Der Zug darf ungehindert passiren (Fahrsignal).
bei Tage: bei Dunkelheit:

Der Bahnwärter macht Front gegen den! Der Vahnwärter macht Front gegen den
Zus · Zug und hält die Handlaterne mit weißem

Licht dem Zug entgegen.
6. Der Zug soll langsam fahren.

bei Dunkelheit:
Der Bahnwärter hält die Handlaterne mit

grünem Licht dem Zuge enigegen.

bei Tage:
Der Bahnwärter hält irgend einen Ge-

henstand in der Richtung gegen das Geleise.
Am Ankang und am Ende einer langsam Am Anfang und am Ende einer langsam

zu durchfahrenden Strecke sind Scheiben auf. zu durchfahrenden Strecke sind Stocklaternen
gestellt. Dem kommenden Zuge zugekehrt aufgestellt. Dem kommenden Zuge zugekehrt
muß die erste Scheibe mit A und die letzte muß die ersle Laterne grünes, die letzte weites
mit E bezeichnet sein. cLicht zeigen.

7. Der Zug soll halten (Haltsignal).
bei Tage: bei Dunkelheit:

Der Bahnwärter schwingt einen Gegen- Der Bahnwärker schwingt seine Hand-
stand im Kreise herum. laterne im Kreise herum, welche, sofern es

die Zeit erlaubt, roth zu bleuden ist.
Außer den Signalen Nr. 5 bis 7 können auch Signale am Telegraphen-

mast wie folgt gegeben werden.

5 un. Der Zug darf ungehindert passiren (Fahrsignal).

1 bei Dunkelheit:ei Tage: 1
Rechtsseitiger Telegraphenarm Weißes Licht der Signal=

schräg nach oben gerichtet (unter . laterne des Telegraphenmastes.
einem Winkel von etwa 45 Grad).



6 a. Der Zug soll langsam fahren.

bei Tage:
Außer dem vorhergehend an-

gegebenen Signalzeichen ein Stab
mit runder Scheibe am Tele.

« graphenmast befestigt.

bei Dunkelheit:
Grünes Licht der Signal-

laterne des Telegraphenmastes.

 1

7 a. Der 3ug soll halten (Hallsignal).

bei Tage: bei Dunkelheit:
Rechtsseitiger Telegraphenarm: Rothes Licht der Signallaterne

wagerecht gestellt. des Telegraphenmastes.
* #

Die optischen Signale am Vlockstationstelegraphen, welche in der Ruhestellung.
„Halt“ zeigen müssen, sind wie folgt zu geben:

8. Freie Fahrt.

bei Dunkelheit:bei Tage:
Weißes Licht der Signallaterne.Rechtoseitiger Telegraphenarm

schräg nach oben gerichtet (unter
einem Winkel von elwa 45Grad).

bei Dunkelheit:bei Tage:
Rothes Licht der Signallaterne.Rechtsseitiger Telegraphenarm

wagerecht.

—

II. Signale auf und vor den Stationen.
a. Die akustischen Signale mit der Stationêglocke.

10. Die Abfahrt des Zuges naht, eventuelll Kurzes Leuten und ein deutlich markirter
auch Erlanbniß zum Einsteigen. Schlag.

Zwei markirte Schläge.11. Einsteigen.
Drei markirte Schläge.12. Abfahrt.
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Die optischen Signale am Abschlußtelegraphen der Bahnhöfe undHantehell 2 folgende:
13. Einkht ist gesperrt. bei Dunkelheit:

Die Siguallaterne am Tele-
graphenmast zeigt nach Außen
rothes Licht und nach Innen
(der Station zugekehrt) grünes
Licht.

bei Tage:
Der Telegraphenarm muß nach

rechto wagerecht gestellt sein.

14. Einfahrt ist frei.
bei Tage: 1 bei Dunkelbeit:

Der Telegraphenarm muß Die Signallaterne am Tele-
schräg rechis nach oben gerichtet hraphenmast zeigt nach Außen
sein (unter einem Winkel von grünes Licht und nach Innen
etwa 45 Grad). (der Station zugekehrt) weißes

— icht.
Wo es für nothwendig erachtet wird, die Ablenkung der Züge vom durchgehen-

den Geleise durch Signale am optischen Telegraphen kenntlich zu machen, gelten folgende
estimmungen:

1. Die Ablenkung in ein abzweigendes Geleis ist stets an demselben Telegraphen-
mast zu signalisiren, an welchem sich das Signal für das Verbleiben im

Rrhgebene Geleise befindel.Die luwendung von Ausfahrtssignalen auf den Bahnhösen und Haltestellen
ist gestatlel; in der Regel sind dieselben vor dem zu deckenden Punkte aufzu-

stellen. In Ausnahmesällen können die Signalzeichen für die Ausfahrt an
einem und demselben Telegraphenmast mit den Signalzeichen für die Ein-
fahrt angebracht werden, sosern ihre Erkennung dem verantwortlichen Stations-
beamten direkt möglich ist, oder durch Nachahmungssignase möglich gemacht wird.

3. Die Signale sind, in der Richtung des fahrenden Zuges gesehen, folgende:

do

183. Einfahrt ist gesperrt.
a. Für das durchgehende und das abzweigende Geleis (Ablenkung)

bei Dunkelheit:
Die obere Signallaterne am

Telegraphenmast zeigt nach Außen
rothes Licht und nach Innen
(der Station zugekehrt) grünes
Licht. (Die andere Signallaterne
zeigt kein Licht.)

bei Tage:
Der obere Telegraphenarm

muß nach rechts wagerecht ge-
stellt sein.



14. Einfahrt ist frei.
a. Für das durchgehende Geleis (Hauptgeleis)

bei Dunkelheit:
Der obere Telegraphenarm muß Die obere Signallaterne am
schräg rechts nach oben gerichtet Telegraphenmast zeigt nach Lußen
sein (unter einem Winkel von grünes Licht und nach Innen (der
elwa 45 Grad). Station zugekehrt) weißes Licht.

1 (Die andere Signallaterne zeigt kein
—' Licht.)

b. Für das abzweigende Geleis (Ablenkung)

bei Tage: bei Dunkelhrit:
Beide Telegraphenarme müssen BeideSignallaternen am Tele-

schräg rechts nach oben gerichtet hraphenmast zeigen nach Außen
sein (unter einem Winkel von grünes Licht und nach Innen
etwa 45 Gra)d). (der Station zugekehrt) weißes

Licht.

A. Ausfahrt ist gesperrt.
a. Für das durchgehende und abzweigende Geleis (Ablenkung)

D4 bei Dunkelheit:
Der obere Telegraphenarm muh Die obere Signallaterne am

nach rechts wagerechl gestellt sein. Telegraphenmast zeigt nach Innen
(der Station zugekehrt) rothes
Licht und nach Außen (der freien
Bahnstrecke zugekehrt) weißes

— Licht. (Die andere Signallalerne
l zeigt kein Licht.)

B. Ausfahrt ist frei.
a. Für das durchgehende Geleis (Hauptgeleis)

« # bei . bei DunkelheitDerobere Telegraphenarm muß *“ Die obere Signallaterne am
schräg rechts nach oben gerichtet Telegraphenmast zeigt nach In-
sein (unter einem Winkel von ven #e Statn zugekehrt)etwa 45 Grad). weißes Lichtund nach Außen

ist dieselbe Leblenbrt (Die andere
Signallaterne zeigt kein Licht.)



b. Für das abzweigende Geleis (Ablenkung)

bei Tage: bei Dunkelheit
Beide Telegraphenarme müssen Beide Signallaternen am Tele-

schräg rechts nach oben gerichtet 3 graphenmast zeigen nach Innen
sein (unter einem Winkel von # (der Station zugekehrt) weißes
etwa 45 Grad). Licht und nach Außen sind die-

—— selben geblendet.

Die Herstellung hiervon abweichender Signale am Telegraphenmast für die Ein-
sahrt oder die Ausfahrt ist nur mit Genehmigung der zuständigen Landesbehörde
unter Zustimmung des Reichs-Eisenbahnamts im Einzelfalle zulässig.

Die Anwendung der in der Signalordnung für die Ein- und Ausfahrt vorge-schriebenen Signale im Innern der Vohaee und Haltestellen zur Abschließung ein-
zelner Geleisgruppen ist gestattet.

Anmerkung: Wo eine Ablenkung vom durchgehenden Geleise durch rWl Signale nicht kenntlichzu machen ill, kinden einflügelige Aussahrtstelegrophen Anwendung.

In angemessener Entfernung vor dem Abschlußtelegraphen ist auf Erfordern der Auf-
sichtsbehörde ein Vorsignal aufzustellen. Dasselbe soll aus einer, um eine Achse
drehbaren runden Scheibe, mit welcher eine Laterne verbunden ist, bestehen.

Zeigt der Abschlußtelegraph das Signal
„Einfahrt ist gesperrt",

so ist die senkrecht stehende volle runde Scheibe und bei Dunkelheit die in derselben
befindliche Laterne mit grünem Licht dem kommenden Zuge zugekehrt. Das Signal
am Abschlußtelegraphen

— i

„Einfahrt ist frei“
wird am Vorsignal dadurch kenntlich gemacht, daß die Scheibe wagerecht liegt oder
parallel zur Bahnlinic steht, und die Laterne bei Dunkelheit weißes Licht zeigt.
Demgemäß ist die Bewegung des Vorsignals in entsprechender Abhängigkeit von der
Stellung der Signalflügel am Abschlußtelegraphen zu bringen.

c. Die optischen Signale am Perrontelegraphen werden wie folgt
Vegeben:

C. Ein zur Ein= oder Durchfahrt zugelassener Zug soll halten.

bei Tage 6 bei Dunkelheit:Rechtsseitiger Alegrophenorn Rothes Licht der Signalla-
des Verrantelegraphen wagerecht o terne des Perrontelegraphen.gestellt
 à#



D. Der Zug darf einfahren.

bei Tage bei Dunkelheit
Rechtsseitiger Telegraphenarm Grünes Licht der Signal-

desPerrontelegraphen schräg nach laterne des Perrontelegraphen.
oben gerichtet (unter einem Win-
kel von etwa 45 Grad).

2 Die optischen Siguale an denenWelserkrahnen.
Der Ausleger des Wasserkrahnes ist am Ausgusse desselben bei Dunkelheit mit

einer Laterne zu versehen.
16. Der Ausleger des Wasserkrahnes läßt die Durchfahrt frei.

bei Tage: bei Dunkelheit:
Der Ausleger sleht parallel zur Weißes Licht der an dem Ausleger

Richtung des Geleises. des Wasserkrahnet befindlichen Laterne.

17. Der Auleger des Wasserkrahnes sperrt die Durchfahrt.

bei Tage: bei Dunkelheit:
Der Ausleger steht quer (win- Rothes Licht der an dem Aus-

kelrecht) zur Richtung des Ge- leger des Wasserkrahnes befind-
leises. lichen Laterne.

Soweit ein Bedürfniß vorliegt, können die unter 1 und II ausgeführten Signale
sowohl auf Stationen als auf der freien Strecke angewandt werden.

III. Signale om Zuge.

Für die optischen Signale am Zuge sind folgende Anordnungen zu be-
achten:

18. Kennzeichnung der Spitze des Zuges.
a. wenn der Zug auf eingeleisiger Bahn oder auf dem für die Fahrtrichtung

bestimmten Geleise einer zweigeleisigen Vahnstrecke fährt
s

bei Tage: bei Dunkelheit:
Kein besonderes Zeichen. " Zwei weiß leuchtende La-

ternen vorn an der Loko-
motive.
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b. wenn der Zug ausnahmsweise auf dem nicht für die Fahrtrichtung bestimmten

Geleise einer me Bahnstrecke fährt
bei Dunkelheit:

Zwei roth leuchtende La-
ternen vorn an der Loko-
motive.

Befindet sich in Aus-
nahmefällen die Lokomotive

nicht an der Spihe des
Zuges Ssahrt dieselbe mit dem Tender
voran, so sind die Laternen am Vordertheil

desvordersten Fahrzeuges anzubringen.

Kein besenberkec Ses“s
1

19. Kennzeichnung des Schlusses des Zuges (Schluhsignal).

bei Tage: 6 bei Dunkelheit:
An der Hintkerwand des An der Hinterwand des

lebten Wagens eine roth letzten Wagens in ungefährer
und weiße runde Schribe. Hohe der Buffer eine roth

leuchtende Laterne (Schluß-
laterne) und außerdem am

leyten Wagen zwei nach vorn grün und
nach hinten roth leuchtende Laternen (Ober-
Wagenlaternen).

Für einzeln fahrende Lokomotiven auf
der freien Bahustrecke genügt eine roth leuch-
tende Laterne und bei Bewegung der Loko-
motiven auf Stationen die Anbringung einer
Laterne mit weißem Licht am Anfange der
Lofomotive und am Ende des Tenders, bei
Tenderlokomotiven an beiden Enden der-

selben.

20. Es solgt ein Exlrazug nach.

bei Tage: T. bei Dunkelbeit:
Außer dem Ebin Signal 19 mit der Ab-

eine grüne Scheibe oben änderung, daß eine der beiden
vorgeschriebenen Lalernen auch
nach hinten grünes Licht zeigt.

Für einzeln fahrende Loko-
motwen genügt die Anbringung einer grün

| leuchtenden Laterne hinten.

auf dem letzten Wagen oder
u jeder Seite desselben.

7



21. Es kommt ein Extrazug in entgegengesetzter Richlung

bei Tage: bei Dunkelheil:
Eine grüne runde Scheibe Eine grün leuchtende

vorn an der Lokomotive. Laterne über den weiß leuch-
tenden Laternen vorn an
der Lokomotive.

22. Die Telegraphenleitung ist zu revidiren.

bei Tage: bei Dunkelheit:
Eine weiße runde Scheibe Kein besonderes Signal.

vorn an der Lokomotive

oder an jeder Seite des
uges.

23. Der Vahnwärter soll sofort seine Strecke revidiren.
bei Tage: bei Dunkelheit:

Ein Schaffner schwingt seine Mütze oder Ein Schaffner schwingt seine Laterne dem
einen anderen Gegenstand dem Wärter zu. Wärter zugewendet.
gewendet.

IV. Signale des Zugpersonals.
Die akustischen Signale des Zugpersonals sind zu geben wie folgt:
a. mit der Dampfpfeife:

 Achkung geben (Achtungssignal). Ein mäßig langer Pfif,
#o"t—

. Bremsen anziehen.
mchig. Ein kurzer vnn

I

I

b. stark. Drei kurze pise2 hintereinander,
# i . Bremfen loslafsen. wei mäßig 2r• schnell hinter-

T einan

b. mit der Mundpfeife:
27. Das Zugpersonal soll seine Plätze ein. Ein mäßig langer Pfiff.

nehmen. 1
Absahrt. 3 Zwei mäßig lange Pfiffe,l-r-

1



V. Rangirfignale.

a. Akustische, mit der Mundpfeife oder dem Horn, sind in folgender
Weise zu geben.
29. Vorziehen. Ein langer Pfiff oder Ton,

30. Zurückdrücken. Zwei mäßig lange Pfiffe oder Täöne,

31. Halt. ODrei kurze Pfiffe oder Töne schnell
hintereinander,

—–

b. Optische sind in nachstehender Weise mit dem Arm zu geben.

bei Tage: bei Dunkelheit:
29 a. Voxziehen. Senkrechte Bewegung des Senkrechte Bewegung der

Armes von oben nach unten. Handlaterne von oben na
unten.

30 a. Zurückdrücken. Wagerechte ewe desWagerechte Vewegung derArmes hin und her. Handloterne hin und her.

31 a. Halt. Kreisförmige Bewegung des Kreisförmige Bewegung derrines Handlaterne.

l-

—

Allgemeine Bestimmungen.

Die vorstehend für einen Zug gegebenen Bestimmungen finden auch auf einzelne
fahrende Lokomotiven Anwendung, soweit für letztere nicht Ausnahmen zuge-
lassen find.
Diese Signalordnung trilt mit dem 1. April 1886 an Stelle der bisher gelten-
den Signalvorschriften in Kraft; sie findet Anwendung auf allen Eisenbahnen
Deutschlands. Ausgenommen von derselben find diejenigen Eisenbahnen, welche

mit schmalerer als der Normalspur gebaut sind, sowie diejenigen, bei welchen
vermöge ihrer untergeordneten Bedeutung von der zuständigen Landesbehörde
mit Zustimmung des Reichs-Eisenbahn-Amts eine Ausnahme für zulässig er-
kannt wird.

Dieselbe wird durch das „Central-Blatt für das Deutsche Reich“ und
außerdem von den Vundetregierungen publizirt.

Die von den Aussichtsbehörden oder Eisenbahnverwaltungen erlassenen
Ausführungsbestimmungen sind dem Reichs-Eisenbahn-Amt mitzutheilen.

 Insofern auf einzelnen Bahnen die Einsührung der Signaleinrichtungen ohne
besondere Schwierigkeiten bis zum 1. April 1886 nicht zu bewirken ist, können



lür deren Ausführung von der betreffenden Landesregierung mit Zustimmung
des Reichs-Eisenbahn-Amis angemessene Fristen bewilligt werden. Vereits be-
willigte Befristungen werden hiervon nicht berührt.
Für die an den Grenzen Deutschlauds gelegenen Bahnstrecken, welche von
ausländischen Bahnverwallungen betrieben werden, können Ausnahmen von
dieser Signalordnung von der betreffenden Landesregierung unter Zustimmung
des Reichs-Eisenbahn-Amts bewilligt werden.

Verlin, den 30. November 1835.

Der Stellverkreter des Reichskanzlers:
v. VBoetticher.

*’

7. Neglerungs Bekanntmachung
vom 30. Dezember 1885,

die Normen für die Construktion und Ausrüstung der Eisenbahnen
Deutschlands betreffend.

Nachstehend wird der Text der „Normen für die Construktion und Ausrüslung
der Esenbahnen Deutschlands“, wie solcher in Gemähheit der vom Bundesrath in der

Sitzung November dieses Jahres auf Grund der Artikel 42 und 43 der Reichs-vorfass Fash Veichase lautel, noch besonders zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Greiz, am 30. Dezember 1885.

Fürstl. Rcuß-Pl. Landeeregierung.
Faber.

C. Pertbes.

Normen
für die

Konstruktion und Ausrüstung der Eisenbahnen Deutschlands.

I. Konstruktion der Eisenbahnen.
8. 1.

Bauprojekt.
() Vei der Anlage von Eisenbahnen, welche voraussichtlich späterhin mit einem

zweiten Geleise zu verseben sind, ist im Bauprojekt auf Wahrung. der Möhlichkeit hierzu
in angemessener Weise Bedacht zu nehmen.
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(2) Sämmtliche Geleise, auf denen Züge bewegt werden, sind derartig von bau-
lichen Anlagen freizuhalten, daß mindestens das Normalprofil des lichten Raumes — für
die freie Bahn nach Anlage A, für Bahnhöfe und Haltestellen nach Anlage B — vor-
handen ist.

(3) Die bis zu 50 mm über Schienenoberkante hervortretenden unbeweglichen
Gegenstände müssen außerhalb des Geleises im Allgemeinen mindesteus 150 mm von der
Innenkante des Schienenkopses entfernt bleiben; bei unveränderlichem Abstande derselben
von der Fahrschiene darf das Maß auf 135 mm eingeschränkt werden. Innerhalb des
Geleises muß ihr Abstand von der Innenkante des Schienenkopfes mindestens 67 mm
betragen, jedoch kann dieser Abstand bei Zwangsschienen allmälig bis auf 41 mm ein-
geschränkt werden. In gekrümmten Strecken mit Spurerweiterung muß der Abstand der
innerhalb des Geleises bervortretenden unbeweglichen Gegenstände von der Innenkante des
Schienenkopfes um den Betrag der Spurerweilerung größer sein, als die vorgenannten Maße.

(4) Inwieweit Abweichungen vom Normalprofil des lichten Raumes zu gestatten
sind, bestimmt der Bundesrath.

5) An Ladegeleisen, welche nicht von durchgebenden Zügen befahren werden, kann
nach Art ihrer Benutung eine Einschränkung des Normalprofils von der Aussichtsbehörde
zugelassen werden.

8. 2.
Bauwerke.

1) Die Ausführung hölzerner, zum Tragen von Eisenbahngeleisen bestimmter
Brücken ist nur ausnahmeweise gestattet und bedarf in jedem Falle der Genehmigung der
Laudesaussichtsbehörde.

(2) Bei Brücken aus Eisen oder Stahl sind die tragenden Theile der Unterbau-
konstruktion aus gewalztem oder geschmiedetem Material herzustellen.

8. 3.
Breite des Bahnkörpers.

Die Breite des Bahnkörpers in der freien Bahnstrecke, in Einschnikten und auf
Dämmnen ist so zu bemessen, daß der Schnittpunkt einer durch die Unterkante der Schienen
des nächstliegenden Geleises gelegten geraden Linie und der verlängerten Böschungslinie
mindestend 2 m von der Mitte des Geleises eutfernt liegt.

KS.4.
Trockenlegung des Planums.

(1) Die Bahnkrone in Höhe der —— zun, außer bei eingedeichten
Strecken, mmindesteno 0,600 m über demhöchsten Wasserstande liegen2) Die Veltung soll unter den Schienenunterlagen mindestens 0,200 m stark

und gehörig entwässert sein.
S. 5.

Spurweite.
Die normale Spurweite der Eisenbahnen soll im Lichten (zwischen den Köpfen der

Schienen gemessen) 1,455 m betragen. In stärker als nach 1 000 m Halbmesser
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gekrümmten Bahngeleisen soll diese Spurweite #m Verhälkniß zur Abnahme der bänge der
Halbmesser angemessen vergrößert werden. Die Vergrößerung darf jedoch das Maß von
0,030 m nicht übersteigen.

5. 6.

Geleislage und Krümmungen.
(I) Die Schienen eines Geleises sind in sicherer Lage zu einander festzulegen.
(2) Die winkelrchht gegenüberliegenden Oberflächen der beiden Schienen eines Ge-

leises sollen in gerader Strecke in gleicher Höhe licgen.
(3) In Krümmungen, mit Ausnahme der Weichenkrümmungen, soll die äußereSchiene (4 so viel höher liegen als die innere, daß die mit der größten Geschwindigkeit

die Da# snen Züge die Krümmungen mit Sicherheit durchfahren können.Verschiedene Krümmungen und Querneigungen der Geleise sind stetig ineinander %eih
5) Zwischen entgegengesetzten Krümmungen einerBahnlinie ist ein gerades Stück

von solcher Länge einzulegen, daß die Bahrzeuge sanft und stetig in die andere Krümmung
einlaufen.

(6) * lleinste Halbmesser der gekrümmten Geleise auf freier Bahn darf nichtunter 180 m lang sein
di ##wenaung eines Halbmessers unter 300 m für Krümmungen auf freier

Vahnstrecke bedarf der Genehmigung des —-S.7Gesälle.
1½ ½ Längengefälle einer Bahnlinie soll nicht stärker sein als 1:ur Anwendung einer slärkeren Neigung als 1: 80 ist die 5% hmigung

des nachuch re erforderlich.
Gesällwechsel.

;(1) Die Gefällwechsel auf der freien Bahnstrecke sind nach einem Kreisbogen von
mindestens 5 000 m Halbmesser abzurunden; für Strecken unmittelbar vor Bahnhäfen
kann dieses Maß auf 2 000 m herabgesetzt werden.

2) Zwischen Gegenneigungen von mehr als 1: 200, sofern die Länge einer der-
selben 1 000 m übersteigl, ist eine weniger als 1: 200 geneigte Strecke von mindestens
480 m tänge einzulegen, welche zur Ausrundung benutzt werden kann.

9.5. 9.

Entfernung der Geleise.
:(1) Die Doppelgeleise auf der freien Bahnstrecke sollen von Mitte zu Mitte

nicht weniger als 3,500 m von einander entfernt sein. Tritt zu einem Geleispaare noch
ein Geleise hinzu, so ist deisen Entfernung von dem zunächst liegenden Geleise von Mitte
zu Mitte zu mindestens 4 m anzunehmen.

Werden mehrere Geleispaare neben einander gelegt, so muß die Entfernung
von Mitte zu Mitte der benachbarten Gelesse je zweier Geleispaare ebenfalls mindestens
4 m betragen.
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(3) Die Geleise auf den Stationen sollen nicht weniger als 4,500 m von Mitte
u Milte von einander entfernt liegen und diejenigen, zwischen denen Perrons anzulegen

sind, eine Entfernung von mindestens 6 m von Mitte zu Mitte haben.
Bei Stationen mit geringem Versonenverkehr kann mit Genehmigung der

Landesaussichtsbehörde von diesen Bestimmungen abgewichen werden.

8. 10.
Form, Beschaffenheit und Befestigung der Schienen.

(1) Die Schienen sollen aus gewalztem Eisen oder Stahl bestehen.
(2) Die innere seitliche Abrundung des Schienenkopfes muß mit einem Halbmesser

von 14 mmn beschrieben sein.
(3) Die Befeftigungsmittel, ale Stühle, Schrauben, Nägel u. f. w. sollen an der

Innenseite der Schienen eines Geleises in der Breite der Spurrinne auch bei größter

Abnutzung . Sin mindestens 38 mm unter Schienenoberkante liegen.4) Bei Befestigung der Stohverbindungen eines Geleises ist auf die durch die
Temperatur ansehenben Veränderungen der Konstruktionstheile Rücksicht zu nehmen.

S. 11.
Tragfähigkeit des Oberbaues.

Bei Geleisen, welche von Lokomotiven befahren werden, soll der Oberbau mindestens

so stark n daß jede Stelle der einzelnen Schiene 7 000 kg Belastung mit Sicherheit
tragen kann

S. 12.
Entfernung der Bahnhöfe von einander und Länzge derselben.

1) Die Bahnhöfe und Haltestellen, auf denen Ausweichegeleise für das Kreuzen
und Ueberholen von Gülerzügen angelegt werden, sollen, abgesehen von Rangirköpfen und
Abzweigtgeliien in keiner slärkeren Neigung alo 1: 400 liegen.( Ausweichegeleise dürfen in die stärkere Neigung der Bahn eingreifen.(3) ans Erfordern des Reichs-Eisenbahn-Amts sind telegraphische Meldestationen
und an eingleisigen Vahnen zugleich Ausweicheslellen anzulegen, welche letztere die größten
auf der Anschlußfslrecke zulässigen Züge, bis zu 110 Wagenachsen aufnehmen können.
Für einen 110 Wagenachsen enthallenden Zug ist eine nutzbare Geleislänge von 500 m zu
rechnen. In geringerer Entsernung ais 8 Kilometer kann die Einrichtung von Melde-
statlonen und Ausweichestellen nicht gesordert werden. Soweit ausnahmsweise diese Aus-
weichegeleise nicht mit den Bahnslationen zusammentreffen, ist mindestens ihre jederzeitige
schleunige Herstellung durch Doppelgeleisigkeit des PWaanums und der Bellung an den be-
treffenden Stellen, sowie durch aubreichende zur Hand befindliche Vorrälhe au Oberbau-

materialien und Telegraphenapparaten —’uoe
5. 13.

Gemeinschaftliche Bahnhofsanlage und Bahnkreuzungen.
(1) zühren mehrere Eisenbahnen in einen und denselben Bahnhof, so sind sie der-

art mit einander in Verbindung zu bringen, daß der Uebergang von Zügen in der für
die betreffenden Bahnen zulässigen Maximalstärke rasch und leicht von Bahn zu Bahn

6
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erfolgen kann. Benachbarle Bahnhöfe sind nach Bedürfniß in gleicher Weise mit einander
in Verbinrung zu setzen.

(2) Die Kreuzung einer Bahn durch eine andere Bahn soll außerbalb der Stationen
nicht in gleicher Ebene der Schienen, sondern durch Ueberbrückung hergestellt werden.

S. 14.
Konstruktion der Weichen.

) Die Weichen in den von durchgehenden Zügen zu befahrenden Geleisen müssen
so konstruirt sein, daß, wenn sie auch auf eine andere Fahrtrichtung gestellt sind, ein Ab-
springen der Räder der Fahrzeuge von den Schienen nicht stattfindet.

(2) Die Spiben der Weichenzungen müssen mindestens 100 mm weit aufschlagen.

8. 15.
Drehscheiben.

) Aut allen Lokomotiv-Wechsel- und Reservestationen muß, sofern nicht aus-
schuehlie — zur Verwendung kommen, mindestens eine Drehscheibe, deren
Durchmesser nicht unter 12 m betragen darf, vorhanden

(2) Die Hauptträger derselben sollen aus Schmedteisen oder Stahl hergestellt sein.

8. 16.
Perrons.

(1) Die Höhe der Perrons für den Personenverkehr darf ohne Genehmigung des
Reichs-Eisenbahn-Amto nicht mehr als 0,580 m über Schienenoberkante betragen

(2) Alle auf den Perrons feststehenden Gegenstände, als Säulen 2c., müssen bis
zu einer Höhe von 2,500 m über Perron mindestens 3 m im Lichten von der Mitte
desjenigen Geleises entfernt sein, für welches der Perron beuußt wird.

17.

Bedürfnißanstalten.
Auf den Stationen sind in der Nähe der Perrons Bedürfnißanstalten anzuordnen

und die Zugänge zu denselben weithin sichtbar zu bezeichnen.

Rampen.
(1I) Auf Bahnhösen und Haltestellen, wo die Ein= und Ausladung von Fahr-

zeugen oder Vieh in größerem Umfange zu erwarten steht, sind feste Rampen herzustellen,
deren Höhe über Schienenoberkante nicht über 1,120 m beträgt. Diese Rampen müssen
zur Verladung von der Seite und wenigstens eine derselben zur Verladung vor Kopf
eingerichtet sein.

(2) Für geringeren Verkehr genügt die Vereissellung beweglicher Nampen.3) Die Ladegeleise müssen bei der Ladeweisevonder Seite entweder die Vorbei-lührung aller Fahrzeuge ohne Rückbewegung rrk hiesen“ Geleisen oder aber die suceessive
Vorführung von je 20 Fahrzeugen vor eintretender Rückbewegung gestatten.

) Ist auf den gedachten Bahnhöfen die Anlage eines durchlaufenden Rampen-
geleises oder eines solchen für 20 Wagen nicht schon durch den gewöhnlichen Verkehr ge-
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boten, so genügt es, wenn die Situirung der Laderampe in der Art erfolgt, daß das
Rampengeleise für die Vorführung von mindestens 20 Wagen anstandslos verlängert
werden kann.

F. 19.
Güterschuppen.

Die Höhe des Fußbodens der Güterschuppen und Ladebühnen an von Zügen zu
befahrenden Geleisen soll 1,120 m über Schienenoberkante nicht übersteigen.

§. 20.
Lademaß.

Auf den größeren Güterstationen ist eine Vorrichtung anzubringen, miktelst welcher
die Ladungen auf offenen Güterwagen bezuglich der größten zulässigen Ausladungen kon-
trolirt werden können.

§. 21.
Wasserstationen.

9 Die für eine Bahnstrecke innerbalb eines bestimmten Zeilraumes nach den je-
weiligen Betriebsbedürfuissen erforderliche Wassermenge kann 6 * Aufsichtobehörde fesl-

gesetzt werden. Die MWasserslationen sind angemessen zu ver2) Jeder Wasserkrahn muß in der Minute nlsrnge ein Kubikmeter Wasser
liefern a

(3) Die Ausgüsse der Wasserkrahne sollen mindestens 2,850 m über Schienen-
oberkante liegen.

§. 22.
Werkstätten.

jeder Eisenbahnverwaltung ist Sorge zu tragen, daß Reparaluren an den%iicbeen sicher und schnell ausgeführt werden können.

II. Ausrüstung der Elsenbahnen.
5. 23.

Höhen-- und Breitenmaße der Lokomotiven und Wagen.
(1) Alle festen Theile der Lekomotiven, Tender, Personen-, Post., Gepäck= und

Güterwagen, überhaupt der die Vahn passirenden Betriebsmittel dürfen höchstens die
Grenzen des nachstehend beschriebenen Profils erreichen (siehe Anlage C). Dasselbe hat
in der Höhe von 0,130 m bis 0,430 m über Schienenoberkante überall einen Spielraum
von 0,050 m gegen das Normalprofil des lichten Raumes und in der Höhe von 0,430 m„
bis 3,200 m über Schienenoberkante eine Gesammtbreite von 3,150 m oder eine Breite
von 1,575 m zu jeder Seite der Geleismitte. Von 3,200 m über Schienenoberkante

vermindert sich letztere Vreike bei geradliniger Vegrenzung des Profils, und zwar bie
3.700 m über Schienenoberkante bis auf 1,300 m und von 3,700 m bis 4,150 m über

zm e bis auf 0.850 m.
r die Höhe von 4,150 m über Schienenoberkante dürfen nur die Loko-

moneschlosubet um überbauten Schaffnersitze hinausragen, und zwar höchstens bis
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4,570 m über Schienenoberkante. Dieselben müssen dann jedoch so konstruirt sein, daß
sie auf die im Absatz 1 dieses Paragraphen bezeichneten Abmessungen eingeschränkt werden
können. Die Breite der überbauten Schaffnersitze darf nur so groß sein, doß überall ein
Spielraum von mindestens 0,150 m gegen das Normalprofil des lichten Raumes vor-
handen ist.

(3) Für Schlaf, und Luruswagen für den großen durchgehenden Verkehr in
Schnellzügen und die zu gleichem Dienst bestimmien Gepäckwagen reicht die vorbezeichnete
Breite des Profils von 3,150 m bis auf die Höhe von 3,540 m über Schienenoberkante
und vermindert sich dann von beiden Seiten, geraklinig begrenzt. bis 3,820 m Höhe auf
2,820 m Breile und schließt in 4,570 Höhe mit 1,580 m Breite ab.

(4) Die in den Eisenbahnsahrzeugen anzubringenden losen Theile, wie Signal-
scheiben, Gaternen, beinenhapt, müssen innerhalb des in Absatz 3 beschriebenen Begrenz-ungsprofils verbleiben

(5) Die nach Außen ausschlagenden Thüren der Personcuwagen sollen in jeder
Stellung noch innerhalb des Normalprofils des lichten Raumes verbleiben.

(6) Unter 0,130 m über Schienenoberkante dürfen, abgesehen von den Rädern
der Eisenbahnfahrzeuge, auch bei größter Abnutzung der Nadreifen nur die nachbenannten
Theile herabreichen, und zwar:

1. bei allen Eisenbahnfahrzeugen
a) die durch das Profil des Rades gedeckten Konftruktionstheile, wie

Vahnräumer, Vremesllöe Sandstreuer, bis auf 0,050 m über
Schienenoberkante

b) die Auppelungen und Sicherheitoketlen bie auf 0,075 m über Schie-
nenoberkante

2. bei Lokomoliven außerdem:
a) die dem Federspiele nicht solgenden beweglichen Lokomotivtheile, wie

Per nd Kuppelstangenköpfe, bis auf 0,075 m über Schienen-ober
b) die 7r Lokomotivtheile bie auf 0,100 m über Schienenoberkante.

) Von der seitlichen Begrenzung des Normalprofils des lichten Raumes müssenalle im 4% 6 dieses Paragraphen unter 1 und 2 gedachten Theile mindestene 0,050 m
entfernt bleiben.

S. 24.

Lokomotiven= und Tender-Radstand.

(1) Die Lokomotiren und Teuder sollen einen nach den Bahnverhältnissen möglichst
langen Radstand erhalten; derselbe ist für die Güterzugomaschinen mit festen, seitlich nicht
verschiebbaren Achsen höchstens auf 4,500 m anzunehmen.

(2) Bei Krümmungen in der freien Bahn, welche weniger als 250 m Halbmesser
haben, sind für drei= oder mehrachsige Lokomotiven von mehr als 3 m Radstand beweg-
liche Radgestelle oder verschiebbare Achsen anzuwenden.
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Tender.

Die Höhe des Wassereinlaufs am Tender über Schienenoberkante darf nicht mehr
als 2,750 m betragen.

8. 26.
Wagen-Radstan) Bei Wagen, welche mehr als zwei l“7 ohne Drehgesiell haben, muß für

die Milcieen * entsprechende Verschicbbarkeit angeordnet werden, sofern der Radstand
über 4 m beträ

(2) * Huterosgen ist ein kleinerer Radstand als 2.500 m nicht anzuwenden
und soll das Maß von 4,500 m für den Radstand nicht überschritten werden.

8. 27
Wagengestelle

normale dobe des dußbodens der unbeladenen Gterwagen ber Schienen-Die
oberkante beträgt 1,220 m.

8. 28.
Bremsen.

(1I) Die Vremsen der Fahrzeuge sollen so beschaffen sein, daß mit denselben eine
mäber Feststellung der Achsen erzielt werden ka

Bei Anwendung von Bremskurbeln mãsfen dieselben beim Festbremsen stets
nach rechts gedreht werden.

5. 29.
Raddruck.

Bei sämmtlichen Fahrzeugen soll der Druck eines Rades auf die Schiene bei voller
Ausnutzung der feftgesetzten Tragfähigkeit nicht mehr als 7 000 kg betragen.

5. 30.
Zug- und Stoßapparate.

Die Untergestelle müssen bei den Lokomotiven an der vorderen, bei den Ten-dern an . binteren Stiruseite und bei Tender-Lokomotiven und allen übrigen Fahrzeugen,
mit Ausnahme der nur in Arbeitszügen laufenden, an beiden Stirnseilen mit elastischen
Zug- und Stoßapparaten versehen sein. Die Milte der Zug= und Stohapparate darf
über Schienenoberkante bei leeren Fahrzeugen nicht höher ale 1065 mm und bei belade-

nen bahchuge nicht tiefer als 940 mm liegen.) Die Untergestelle der Wagen, mit Ausnahme der für besondere Zwecke ge-
bauten, usse mit durchgehenden Zugstangen trut sein.

KS.31.Sung Feeaenne.
) Die Zugvorrichtung der Fahrzeuge muß so konstruirt sein, daß die Länge, um

welche sie gegen die Kopsschwelle hervorgezogen werden kann, mindestens 50 mm und
nicht mehr als 150 mm beträgt.

(2) Die Angrifssfläche des nicht angezogenen Zughakens soll von der Stoßfläche
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der nicht zusammengedrängten Buffer nicht weniger als 345 mm und nicht mehr als
395 mm entfernt sein.

8. 32.
Buffer.

() Die horizontale Entfernung der Buffer an den Kopfseiten der Wagen soll
von Mitte zu Mitte 1 750 mm betragen. Der Abstand der vorderen Bufferfläche von
der Kopfschwelle des Wagens ist bei völlig zusammengedrängten Buffern mindestens zu
370 mm anzunehmen.

(2) An jeder Kopffeite des Wagens muß die Stoßfläche des einen Buffers eben,
die des anderen abgerundet sein, und zwar so, daß, vom Wagen aus gesehen, die Scheibe
des linken Buffers eben, die des rechten rund erhöht ist. Der Durchmesser der Buffer-
scheiben soll mindestens 340 mm und die Höhe der Wölbung der abgerundeten Scheiben
in der Mitte 25 mm betragen.

5 33.
Kuppelung.

Sämmtliche Wagen, mit Ausnahme der nur in Arbeitszügen laufenden, müssen
mit Schraubenkuppelungen versehen sein.

Radreifen.
Die Breite der Radreifen soll nicht weniger als 130 mm und nicht über 150 mm

betragen.
. 5tellung . Räd

I) Die Räder jeder u6 der Fahrzeuge 4% in unverrückbarer Lage gegen
einander festgestellt sein.

Die Räder sind mit Spurkränzen an vrsehen- deren Höhe über dem mitkleren
Laufkreis des Rades nicht weniger als 25 d uch im Zustand der größten Ab-nutzung der Radreifen nicht mehr als 35 mm.eenage darf.

(3) Der lichte Abstand zwischen den Nedueßtn oll mindestens 1 357 mm und
höchstens 1 363 mm betragen.

4) Bis zur Höhe von 100 mm über Schienenoberkante darf kein Theil über die
innere Seitenfläche des Radreifeno hervorragen.

36
Spielraum für die Spurkränze.

Der Spielraum für die Spurkränze (nach der Gesammtverschiebung der Achse an
dieser gemessen) darf bei normaler Spurweite nicht unler 10 mm und auch bei der größ-
ten zulässigen Abnutzung der Sputkränze nicht über 25 mm böetnalen: bei den Mittel-
rädern sechsrädiger Lokomotiven ist jeroch ein Gesammtspielraum (bei übrigens gleichem
lichten Abstande zwischen den Nädern) bis 40 mm zulässig.

S. 37.
Raddurchmesser.

(I) Der Raddurchmesser der Tender und Maen mit Ausschluß der Radreifen-
stärke soll mindestens 800 mm betragen.
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2) Der normale Durchmesser der Triebräder der Lokomotiven in der Lauffläche
gemessen, soll so groß sein, daß nachstehende Kolbengeschwindigkeiten und Umdrehungszahlen
der Triebräder in der Minute nicht überschritien werden:

Lokomotwen mit

ungekuppelten oder
4 gckuppeten Nädern 6gekuppelten Rädern B gekuppelten Rädern

Kolbengeschwindigkeit in
der Minute 300 m 250 m l 200111

Umdrehungszahl der
Triebräderin der Mi-

nute 260 % 200 Ü 160
(3) Größere Kolbengeschwindigkeiten und Umdrebungszahlen der Triebräder in der

Minute, als die im Absotz 2 dieses Paragraphen aufgeführten, konnen mit Genehmigung
der Aussichtsbehörde bei solchen Lokomotiven Anwendung finden, durch deren Konstruktion
oder Kuppelung mit dem Tender die Schädlichkeit der störenden Bewegungen wesentlich
herabgemindert sst.

5S. 38.
Achsstärke.

1) Bei Güterwagen= und Tenderachsen von gutem Flußstahl, bei denen die Ent-
fernung der Achsschenkelmitten nicht über 2 m beträgt, ist für das Verhälkniß zwischen ihrer
Stärke und der zulässigen Bruttobelastung nachstehende Zahlenreihe als maßgebend anzu-
seben:

Des AchsschenkelsDurchmesser der Achse Größte zulässige Brutto-
in der Nabe mindestens Durchmesser min- bänge höchstens belastung einer Achse

estens "

mm mm « mm kg

100 62 150 4300
105 66 156 5 000
110 70 « 162 500
115 74 166 6 600
120 78 170 7 500
125 62 174 8 500
130 86 178 9 600
135 90 1 182 10 700
140 94 185 12 000

.
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(2) Bei Anwendung von Schweißeisen sind die Belastungen um 16 Prozent zu
verringern.

(3) Werden bröhere Schenkellängen angewendet, so sind auch die Durchmesser ent-
sprechent zu vergrößern(4) Bei den Achsen der Personen-., Post- und Gepäckwagen soll die Stärke in

der Nabe nicht unter 115 mm und die größte zulässige Brutlobelastung um 20 Prozent
#z sein, als die Tabelle im Absah 1 dieses Paragraphen angiebt.(5) Wagen= und Tenderachsen dürfen keine Absätze an on Naben haben und
sind überhaupt an den Achsen und Achsschenkeln alle scharsen Absätze zu vermeiden.

III. Schlußbestimmungen.
§. 39.

1) Die vorstehenden Bestimmungen treten mit dem 1. April 1886 an Stelle der

bisher geu in Kraft.
Sie finden end ka die Bahnen von normaler Spurweite, und zwar:. in ihrem Abschnitt

a) auf aue aso welche nach diesem Zeitpunkte in Angriff genommen
werde

b) auch ans die derzeit bereits im Vau oder Bekriebe befindlichen Bah-
nen, insofern die betreffenden baulichen Anlagen oder Einrichtungen

nach dem 1. April 1686 einem umfassenderen Umbau unterworfen
werden;

2. in ihrem Abschnitt 11
#a) auf diejenigen Betriebsmittel, welche nach diesem Zeitpunkte neu be-

schafft werden,
b) sowie auf diejenigen alsdann bereits vorhandenen oder bestellten Be-

triebsmittel, welche nach dem 1. April 1880 eine vollständige Um-
änderung erleiden.

(3) Bezüglich einzelner Bestimmungen dieses Reglements können Ausnahmen in
Räcksicht auf besondere Verhältnisse von der Landesregierung unter Zustimmung des Reichs-
Eisenbahn-Amts bewilligt werden.

 "40.
Auf Bahnen, welche nach der —ptN Erklärung der Landesregierung

und des Reichs-Eisenbahn-Amis zu den Bahnen untergeordneter Bedemung gehören,
finden die Vorschriften der §§. 1 bis 38 einschliehlich allgemein keine Anwendung.

Verlin, den 30. November 1885.
Der Stellvertreter des Reichskanzlers.

v. Boetticher.



Anlage A.

Normalprofil des lichten Raumes

für die Eisenbahnen Deutschlands

für die freie Bahn.
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Normalprofil des lichten Ranmes

für die Eisenbahnen Deutschlands
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Begrenzungsprofil der Betriebsmittel.
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Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

 § J3
"

(ausgegeben am 18. Februar 1886.)

§.% i s-Bekanntmach vom 15. Jumnar 1886,
die Sebhe und Unterhaltung eines kulturtechnischen Bureaus im

Fürstenthum Neuß Aelt. Linie betr.
Von Fürstlicher Landesregierung ist auf bezügliches Ausuchen beschloffen worden,

zu der im Fürstenthume mit Siß in Greiz zu bewirkenden Errichtung und Unterhallung
eines kulturtechnischen, von einem mit den Kenntnissen eines Kultur-Ingenieurs versehenen
Inhaber geleiteten Bureaus auf Grund der mit demselben getroffenen Feststellungen die

Genehmigung unter folgenden näheren Veringuugen und Bestimmungen zu ertheilen.
Die wesentliche Thätigkeil des besasten Bureaus hatin der nach technischen Grund-

sätzen und Regeln verzunehmenden Entwerfung von Pläuen und Anschlägen, welche in
Bezug auf landwirthschaftliche Meliorationen, Ent= und Bewässerungsanlagen, behufs der
Correktion, Räumung und Inslandhaltung von Wasserläufen, für Wasser= und Brunnen-
leitungen, für die Anlage von Wirthschaftswegen und rationell eingerichteten Düngerstätten,
zum Zwecke der Regelung von Wasserentnahmen und Stauanlagen für Betriebswerke mit
Einschluß der Dimensionirung der Ablaßvorrichtungen und ähnliche wirthschaftliche Zwecke
in Betracht kommen, wie in der Leitung der praktischen Ausführung solcher Pläne zu
bestehen, soweit Arbeiten dieser Art allenthalben von Privaten oder Gemeinden erfordert
werden beziehentlich insoweit dieselben in Bezug auf andere Wasserläufe als die der Elster

und Saale vertenmen.
Die zum Behufe bezüglicher Planaufslellungen rrforderlichn Vermessungen undAufnahmen, si die Abgabe von Gutachten, welche Anlagen der vorstehends bezeichneten

d veuesen, bilden einen weiteren Bestandtheil der Thätigkeit des kulturiechnischen
ureau

2.
Der das besagte Bureau führende Techniker unterhält dasselbe lediglich für seine

Rechnung und Gefahr. Derselbe wird jedoch auf die getreue Beobachtung aller bestehen-
den Vorschriften, soweit sie die Thätigkeit des von ihm geleileten Bureaus betreffen, eid-
lich durch Fürstliche Landesregierung in Pflichl genommen und ist in dieser Beziehung für
das von ihm etwa angewandte Hülfspersonal bameworllih.

10
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Er ist befugk, die Vergütung für die von ihm seinen Auftraggebern, soweit solche
innerhalb des Bürstenkhums wesentlich aushellich sind, zu berechnenden Mühewaltungennud Auslagen nach den in der Anlage A. dieser Vekanntmachung aufgestellten Normen
uz beanspruchen, so lange nicht etwas Anderes in dieser Beziehung regierungsseitig ange-
ordnet ist.

Sowohl in Bezug auf die nach vorstehender Ziffer 1 sich beurtheilende Thätigkeit
bes kullurlechnischen Burcaus im Allgemeinen, als rücksichtlich der Berechn ung der Mühe-
waltungen und Auelagen unterliegt der vereidete Techniker der nächsten Aufsicht Fürstlichen
Landrathsamtes, in höberer und lehter Instanz derjenigen Fürstlicher Landesregierung.
Die auf erhobene Veschwerden, welche sich auf das Verfahren des kulturtechnischen Bureaus
resp. des leitenden Technikers betreffs der geleisteten oder zu leistenden Arbeiten resp. der
aufgestellten Kostenberechnungen beziehen, ergehenden Weisungen der gedachten Behörden
sind für ihn resp. das Bureau maßgebend.

8
Der das kulturtechnische Bureau leitende, eidlich in Pflicht genommene Techniker

-ührt die amtliche Bezeichnung „vereideler Kultur-Ingenieur für das Fürstenthum Reuß
Aelterer Linle.“

Demselben bleibt es zwar unbenommen, soweit die bezüglichen Einrichtungen dies
nicht hindern, in sein Fach einschlagende Ansträge auch von Bewohnern benachbarter Ge-

biekstheile des Königreichs und des oseenihun Sachsen und des Fürstenthums ReußJüngerer Linie zu übernehmen. Es ch seine Obliegenheit, diejenigen Aufträge,welche ihm von Privaten oder Geseilber us dem Fürstenthum Reuß Aelterer Linie
zugehen, vor allen auderen zur Erledigung zu bringen.

Dagegen wird sämmtlichen Gemeinden des Fürstenthums, soweit nicht eigene Fach-
beamte für Arbeiten der unter Ziffer 1 bezeichneten Art von ihnen unterhalten werden,
hiermit empfohlen, dem vereideten Landeskultur-Ingenieur vorzugeweise die Aufträge zu
Arbeiten, welche in den unter Ziffer 1 ausgedrückten Bereich einschlagen, zuzuwenden.

Der amtliche Nachweis der Richligkein von Vodenvermessungsergebnissen wird durch

Vermessungsarbeiten und Aufnahmen, welche das suntschhe Bureau aus Aulaß dervon ihm zu besorgenden Aufträge vornimmt, nicht gekührt.
Die bezügliche Eigenschaft kann den bezeichneten Arbeiten nur durch Zeugniß des

Landesgeometers, daß die betreffenden Aufnahmen und Flächenberechnungen mit den ein-

schlägigen amtlichen bandewerwessungerrgebuisfen übereinstimmen, beigelegt werden.
Die Bezeichnung des „vereideten ondetkultur. ngenteurs für das Fürstenthum

Reuß Aelterer Linie“ und die Kundmachung betreffo der Verpflichtung desselben sowie des
Zeitpunkts der Eröffnung der Thatigkeit des Bureaus erfolgt durch besondere Bekannt-
machung.

Greiz, am 15. Januar 1886. «

Fürstlich Raußee, Landesregierung.aber.
C. Verthed.



A.
Bestimmungen

betreffs der von dem Kultur.-Ingenieur bei Berechnung der Vergütung für die vom kultur-
technischen Bureau zu erledigenden Arbeiten und hierbei zu bestreitenden Aufwendungen
anzuwendenden Säe.

I. Torif.
Es kann vom Kultur-Ingenleur berechnet werden:
1. Die Vergütung für je eine Stunde der auf die Arbeit in

oder außer dem Bureau zu verwendenden Zeit unter Zugrund-
legung eines achtstündigen Arbeitstages und mit Einschluß
ekwaiger Reisezeit mit 2 M. — fl.

2. die Vergütmng für den an einen Kettenzieher zu zahlenden
Lohn pro Tag mit 2 M. 50 Pl.

3. An Vergätung für Reiseaufwendungen:
a. Diäten für einen vollen Tag 6 M. — Yf.
b. Diäten für einen halben Tag bis zu 4 Stunden 3 M. — Yf.
c. Reiseforkkommen außerhalb des Wohnorts für das Kilometer

des nicht mit Eisenbahnbenützung zurückzulegenden Weges — M. 50 Pf.
d. bei Benützung der für die zurückzulegende Strecke vorhan-

denen Eisenbahn Vergütung für den Fahrpreis mit Billet
II. Wagenklasse.

4. für die Kosten der Veförderung von bei der Arbeit des Kultur-Ingenieurs
anzuwendenden Instrumenten und Materialien, falls die Veförderung mit der Eisenbahn
thunlich ist, der zu bestreiten gewesene Ansatz des Eisenbahntarifs, für die anders auszu-
führen gewesene Beförderung bezeichueten Gepäcks 20% des unter 2 bezeichneten Meß-
gehülfenlohnes.

5. An Schreiblöhnen:
für 1 Seite 12 M.
für 2 Seiten 20 VM.

# für 1 Vogen 40 Pf.,
wobei im Durchschultt die Seite zu 24 ins Breite geschriebene Zeilen angenommen ist,
Ausschriften aber für 3 Zeilen gerechnet werden.

II. Erlanternde Bestimmungen.
1. Der unter 1 ausgestellte Tarif kommt nur dann zur Anwendung, wenn und

loweit nicht ein besonderer Vertrag zwischen dem Auftraggeber und dem Kultur-
Fnhenteur in Vetreff der Arbeits= und Auslagenvergütung besteht, der solchen-
salls maßgebend ist.

2. Schristlich ausgearbeitete Gutachten sind ebenfalls nach den Sätzen 1 und 5
des Tarifs zu vergüten, falls ein abweichendes Abkommen nicht Platz greift.

3. Die Ansätze unter I. 3 c. und d. des Tarifs dürfen nicht in Rechnung.
geslellt werden, wenn der Austraggeber zur Beförderung des Kultur.-Ingenieurs

10



Geschirr auf seine Kosten slelll. Zulässig bleibt in diesemm Falle nur die Be-
rechnung extraposlmähigen Trinkgeldes als Auslage
Die Aunsätze unter 3 a. und b. kommen nicht zur Anwendung, wenn der Auf-
traggeber die Verköstigung und Nachtlager unentgeltlich im eigenen Hause
gewährt.
Die Ansätze unter I. 4 des Tarifs kommen nicht zur Anwendung, wenn der

Fsssehen die Beförderung von Instrumenten und Materialien auf eigeneKostenbDie holrlongg, des Kultur-Ingenieurs auf JZahlung der nach dem Tarif zu
berechnenden Arbeits= und Auslagenvergütungen wird mit Beendigung der auf-
getragenen Arbeit fällig. Ist diese jedoch umfangreicher Art, so ist die bezüg-
liche Forderung in 2 Raten zahlbar, von denen die erste mit 36des Rechnungs-
betrages alsbald nach Beendigung der zu liefernden Arbeit schlber, die zweite
mit 25 des Rechnungsbetrags spätestens mit Ablauf von 3 Monaten nach Be-
endigung der Arbeit vom Austraggeber zu zahlen ist. — Diese Bestimmungen
gelten insoweit, als nicht eine besondere einschlägige schriftliche Uebereinkunft
zwischen dem Austraggeber und dem Kultur-Ingenieur besteht. Ueber Streitig-

keiten belreffe der Frage, ob eine Arbeit als umfänglicher zu betrachten sei,
entschriden erforderlichensalls die Aufsichtsbehörden.

. Für Auslagen anderer Art, als der im Tarif unter I. erwähnten, kann der
Kultur-Ingenieur, wenn er sie zu erforderlicher Ausführung der ihm in Auf-
trag gegebenen Arbriten (z. B. durch Zahlung der Tage- oder Wochenlöhne
der zu Meliorations-, Wasserleitungs= u. s. w. Herstellungen angenommenen
Arbeiter) bestreitet, zu jeder Zeil nach Bewirkung der bezüglichen Auslagen vom
Auftraggeber Erstattung im Maaße des thatsächlich nach ortsüblichen Säten
bewirkten Aufwandes verlangen, wenn nicht ein bezüglicher schriftlicher Vertrag

zwischen dem Austraggeber und dem Kultur-Ingenieur etwas Anderes bestimmk.

*(ç

*

—

9. Regierungs= Verordnung vom 22. Jannar 1886,
eine Abänderung der Ausführungs-Verordnung vom 6. Juni 1873

zum Gesetze vom 27. Februar 1873 wegen Errichtung einer
Landrentenbank betreffend.

Da durch die Abrechnung der in den Renten inbegriffenen Amortisationsguoten
und der Kapitalabschlagszahlungen in den, in den Händen der Rentenschuldner befind-
lichen Rentenduiktungsbuchern nicht nur die Geschäfte der Landrentenbankverwaltung erheb-
lich vermebrt werden, sondern auch Erschwerungen für die Nemtenpfsichigen entslehen, so
wird mit sSorenistimi höchster Genehmigung hiermit verordnet, wase bieher ersolgte Abrechnung der Amortisationsquoten 8 der sonstigen Ab-
444brcbiner auf das Rentenschuldkapital in den Rentenquittungsbüchern kommt fortan

Wegfall. Es ztanl4ido die Verwaltung der Landrentenbank verpflichtet, jedem Renten-hulns: oder dem ihm Beaustragten auf mündliche Anfrage über den Stand der
Amortisirung der Nrtenkopstanihun auf Grund der Nentenkataster Auskunft zu ertheilen.
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2. Die Bezirkosteuer-Einnahmen zu Zeulenroda und Burgk werden von der ihnen
nach Ziffer 4 Absah 2 der Regierungsverordnung vom 6. Juni 1873 obliegenden Ver-
pflichlung, über die bei ihnen eingehenden Rentengahlungen Interimsquittungen auszustellen
und die Rentenquittungsbücher bei Ablieferung der Rentbeträge an die Kasse der Land-
rentenbank abzuliesern, entbunden und angewiesen, die Quiltung in den von den Zahlungs-
bflichtigen vorzulegenden Rentenquittungsbüchern zu leisten und die letzteren sodann an die
Zahlenden zurückzugeben.

Greiz, den 22. Jannar 1886.
Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung.

Faber.
C. Perthes.

10. Reglerungs-Verordnung vom 27. Januar 1886,
einen Nachtrag zu den zur Ausführung des Reichsgesetzes über die
Krankenversicherung der Arbeiter vom 15. Juni 1883 gegebenen

Bestimmungen betreffend.

Nachdem es sich als nothwendig herausgestellt hat, eine Ergänzung der in der
Regierungs-Verordnung vom 11. Juni 1884 erlassenen, auf die Ausfübrung des Reichs-
gesetzes über die Krankenversicherung der Arbeiter vom 15. Juni 1883 bezüglichen Be-
stimmungen in einem Punkt eintreten zu lassen, wird mit Höchster Genehmigung Sere-
hissimi verordnet, was folgt:

Der erste Absatz des §. 3 der Regierungs-Verordnung vom 11. Juni 1884
wird aufgehoben und durch Folgendes ersett:

Streitigkeiten über die in F. 57 Absatz 2 bis 4 des Reichsgesetzes
bezeichneten Ansprüche werden, da ein Verwaltungsstreitverfahren im
Fürstenthum nicht besteht, von der zunächst zuständigen Aufsichtsbehörde
entschieden.

die zuständige Aussichtsbehörde der Gemeindevorstand einer
Stadt und kommt die Stadtgemeinde oder der Ortsarmenverband, welche
durch denselben Gemeindevorstand vertreten werden, zugleich als Partei in
Frage, so werden die fraglichen Streitigkeiten von der zuständigen höheren
Verwaltungsbehörde (P. 5) entschieden.

Nach F. 58 des Reichsgesetzes ist die vorläufige Vollstreckbarkeit
der Entschridung ausgeschlossen. Gegen die Entscheidung findet in Ge-
mäßheit der Vorschriften desselben Paragraphen die binnen 2 Wochen nach
erfolgler Zustellung derselben zulässige Berufung auf den Rechtsweg mittelst

Klagerhebung statt.
Greiz, den 27. Jannar 1886. „%

Fürstl. Reuß-Plauische Landesregierung.
aber.

C. Perthes.



11. Regierungs-Bekanntmachung vom 30. Januar 1886,
Abänderung der Postordnung vom 8. März 1879 betreffend.

Nachstehende „Abänderung der nostorduung vom 8. März 1879" wlrd in Ge-
mäßheit F. 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Relches vom 28.Oltober
1871| (Reichsgesezblatt Seite 347) i- zur öffentlichen Kenntniß gebracht.686.Greiz, den 30. Janua

Fürstl. Reuß- Puucche Londesreglerung.
C. Perthes.

Abänderung
der Postordnung vom 8. März 1879.

Verlin, 16. Januar 1886.
Auf Grund der Vorschrift im F. 50 des Gesetzes über das Postwesen des

Deutschen Reiches vom 28. Oktober 1871 wird die Postordnung vom 8. März 1879,

wie folgt, aabgeönder.8, „Diucksachen" betrefsend, tritt im Absatz VII hinter denWorten“ c (a jedoch gestattet sein“ am Schluß als neue Nummer 10 hinzu:
i0 bei Drucksachen, welche von Verufsgenossenschaften oder deren Organen auf

Grurnd des Unfallversicherungsgesetzes vom 6. Juli 18684 und der das-
selbe ergänzenden Reichsgesetze abgesandt werden und auf der Auhenseite mit
dem Namen der Verufsgenossenschaft bezeichnet sind, Zahlen oder Namen
handschriftlich oder auf mechanischem Wege einzutragen oder abzuändern,
und den Vordruck ganz oder ubeilweise zu durchstreichen.

er Reichskanzler.In umng.
tephan.

2. Reglerungs-Verordnung vom 1. Februar 1886,die — des Gesetzes vom 2. Dezember 1885 über den Betrieb

des Hufbeschlaggewerbes betreffend.
Mit Höchster Genehmigung erenissini wird in Ausführung des Gesetzes vom

2. Dezember 1885, den Betrieb des Hufbeschlaggewerbes betreffend, hiermit verordnet,
was folgt:

9.nach K. 1 des Gesetzes vor o Beginn des selbstständigen Betriebes des
’* *n beizubringende Prüfungszeugniß ist dem Fürstlichen Landrathsamt

vorzulegen.



. 2.

Das Gesetz vom 2. Dezember iei. und diese Verordnung treten mit der Ver-
kündigung der letzteren in Kraft.

Greiz, am I. Februar 1886.

Fürstlich Nauß #, Landesregierung.aber.
C. Pertbes.

13. Regierungs-Verordnung vom 6. Februar 1886,
Bestimmungen zur Ausführung der §§. 16 und 19 des Gesetzes vom

9. Januar 1886 über die Organisation und den Geschäftsbereich des Land-
armenverbandes und die in Streitigkeiten der Armenverbände entscheidenden

Spruchbehörden betreffend.
Mit Serenissimi Höchster Genehmigung wird zur Ansführung der ö§. 16 und

19 des Gesetzes vom 9. Jannar 1888, die Organisation und den Geschäftobereich deo
Landarmenverbandes und die in Streitigkeilen der Armenverbände entscheidenden Spruch-
behörden betreffend, verordnet, was folgl:

1.

Die Zunktlonen des Heimakhsamtes werden der durch das Gesetz vom 7. Jauuai
18864 errichteten Aussichtsbehörde über städtische Gemeindeverwaltung bis auf Weiteres
übertragen.

2.
Das Heimathoamt faßt seine Beschlüsse und trifft seine Entscheirungen in collegialer

Zusammenletzung.
eschlüsse, die lediglich die Geschäfts= und Prozeßleitung betreffen, werden vom

Vorsitzenden allein gefaßt, welcher auch die Auefertigungen der Behörde vollzieht.

Der Vorslüende des Heimathsamtes hat als solcher deren Collegialmitgliedern
gegenüber, soweit dieselben in dieser Eigenschaft thätig zu sein haben, dieselbe Stellung,
wie die Vorsitzenden anderer Collegialbehörden zu deren Mitgliedern, in Bezug auf das
bei der Behörde beschäftigte Hülfspersonal die mit der allgemeinen Dienstaussicht eines
richterlichen Aussichtsbeamten verknüpften Berechtigungen.

Dem Vorsitzenden der Behörde steht auch die Besugniß zu, zur Aufrechlerhallung
der Ordnung bei den vor der Vehörde schriftlich oder münrlich stattsfindenden Verhand=
lungen, zur Sicherung des vorschriftsmäßigen Ganges des Verfahrens, sowie zur Ahndung.
von die amtliche Autorität der Behörde, des Vorstandes oder der Collegialmitglieder ver-

lehenden Ungebührnissen oder Vergehungen, welche in schriftlichen Eingaben oder bei Ge-
legenheit mündlicher Verhandlungen hervortreten, Ordnungsstrasen bib zum Vetrag von

 oder bis zu 3 Tagen Haft zu verfügen.
Dieselben lind ohne Weiteres vollstreckbar.

Das der Aussichtobehörde über städtijche Gemeindeverwaltung zugewiesene Bureau-
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und sonstige Hülsepersonal fungirt bis auf Weiteres auch als Bureau= und Hülfspersonaldes Heimathsamies

Das Gesetz vom 9. Jannar 1886, d Organisation und den Geschäftsbereich des
Landarmenverbandes und die in Eneiigkeien der Armenverbände entscheidenden Spruch-
behörden betreffend, tritt ebenso wie diese Ausführungsverordnung mit dem 1. März
dieses Jahres in Krast.

Greiz, am 6. Februar 1886.

Furstlich Reuß- Pauische Landesregierung.
C. Perlhes.

A. Nachtrag vom 10. Februar 1886zu der Landebhern hen Verordnung vom 20. Februar 1852, den Beitritt
der Landesangehörigen zu den im Ausland bestehenden Feuerversicherungs-

anstalten betreffend.
Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer

Linie souveräner Fürst Reuß Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein c. e. c.

haben für nöthig erachtet, die Vorschriften des §. 5 der bantesherrlichen Verordnung vom
20. Februar 1852, den Beitritt der bandcsangehörigen zu den im Ausland bestehenden

Heuerversicherungsanstalten betreffend, bei der theilweise veränderten Einrichtung des Ge-
schsstsbetriebes dieser Unternehmer abzuändern und verordnen daher was folgt:

Die angcorrueten Anzeigen über erfolgte Versicherungen und über desfallsige Ver-
änderungen sind ven demjenigen Hauptagenten der bezüglichen Versicherungsanstalt zu
bewirken, welcher im hiesigen Fürstenthum seinen Wohnort hat.

Ist ein Hauptagent der bezüglichen Versicherungsanstalt im Fürstenthume nicht
wohnhast, so sind die angeordneten Anzeigen von demjenigen Agenten zu bewirken, welcher
Seiten der durch ihn vertretenen Versicherungsauslalt mit dem Auftrag versehen ist, die
ersorderlichen Anzeigen für das Gesammtgebiet des Fürstenthums an die zuständigen Be-
hörden zu erstatten.

Ist ein Hauptagent der bezüglichen Versicherungsanstalt im Fürstenthume nicht
wohnhaft und keiner der mehreren inländischen Agenten derselben Versicherungsanstalt mit
einem vorgedachten Auflrag betraut, so sind die angeordneten Anzeigen von demjenigen
Agenten zu bewirken, welcher den Versicherungsantrag bezw. den Antrag auf Veränderung
der Versicherung entgegengenommen hat.

rkundlich haben Wir die gebenwertige. * Höchsteigenhöndig vollzogen
und mit Uaserem Fürstlichen Insiegel versehenla Neue Vurg zu Greiz, den 10. #. 188.

(L. S.) HSeinrich XXII.
Faber.



Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

MA.
(Ausgegeben am 10. März 1866.)

13. Negierungs-Verordnung vom 10. Februar 1836,
die nähere Bestimmung der mit der Dienstaussicht des Staatsanwalts am

Landgerichte verbundenen Befugnisse betreffend.
Mit Leronissimi Höchster Genehmigung wird das Folgende verordnet:

1.
Mit dem Aussichtsrecht, welches der Staatsanwalt am Landgerichte bezüglich des

auf seinem Bureau angestellten Subalternpersonals hinsichtlich ihres dienstlichen Verhalleus
ausübt, sind diejenigen Befugnisse vereinigt, die dem Amtorichter gegenüber den seiner
Aufsicht unterstellten Subalternbeamten in Gemäßheit des §. 10 der Regierungs-Verordnung
vom 4. Seplember 1879 zuslehen.

In Fällen, in denen der Staatsanwalt eine höhere Geldstrafe, als die im §. 10
al. 2 vorgesehene, für angemessen erachtet, hat er wegen Anwendung derselben an Fürst-
liche Landeregierung Bericht zu erstatten.

Gegen einen ihm zur Ausbildung und Beschäftigung im Vorbereitungsdienst über-
wiesenen Referendar soll, wenn ein solcher sich einer nach den §§. 3, 5 und 8 der Ne-
gierungs-Verordnung vom 4. September 1879 zu beurtheilenden Zuwiderhandlung gegen
seine Obliegenheiten schuldig macht, der Staatsanwalt nur das Miltel ermahnender Vor-
haltung, des mündlichen Tadels, der schrifllichen Rüge, sowie Geldstrafen im Maße bis
20 Mark in Amwendung bringen, in Fällen, in denen eine weitergehende Ordnungsstrafe
angegzeigt erscheint, wegen Versügung derselben an Fürstliche Landesregierung berichten.

3.
Gegenüber einem bei der Staatbanwaltschaft beschäftigten Assessor steht dem Staats-

anwalte das Aussichtsrecht mit denselben Besugnissen zu, welche der Landgerichtspräsident
in Gemähheit des §. 4 der Regierungs-Verordnung vom 4. September 1379 gegenüber
den mit dem Richtereid belegten Assessoren hat.

4.
Der Staatsanwalt beim Landgerichtehatfernerdie bei den Amtsgerichlen des

bandes augestellten Amttanwälte beziehungsweise Amtoanwaltsvertreter in Ansehung ihreo
11
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dlenstlichen Verhaltens zu beaussichtigen und stehen ihm diesen Beamten gegenüber die-
jenigen Befugnisse zur Anwendung von Ordnungsstrafen zu, welche er nach Punkl 2
gegenüber den Referendaren hat.

Die im Vorbereitungsdienst für das Gerichtsschreiberamt oder nur als Schreiber
egen eine irgendwie bestimmte Vergütung für ihre Arbeiten bei der Staatsanwaltschaft

beschäftigten Personen unterliegen der Ueberwachung des Staatsanwaltes. Es können
von demselben bei wahrnehmbaren Vernachlässigungen der ihnen mit einer — wenn auch
nur mündlichen — Instruktion aufgetragenen Verpflichtungen Vorhalte, Tadel und Rügen
gegen dieselben verfügt werden. Im Fall eintrelender Wiederholungen von Ordnungs-
widrigkeiten ist auf deren Entlassung aus ihrer Stellung bei Fürstlicher Landesregierung
von dem Staatsanwalte anzutragen.

Auch das außerdienstliche Verhalten der auf dem Bureau der Staatsanwaltschaft
angestellten oder beschäftigten Beamten und der Amtsanwälte beziehungsweise Amts-
anwaltsvertreter unterliegt — unbeschadet des bezüglichen Oberaussichtsrechts Fürstlicher
Landesregierung über alle Beamten und det Aussichtsrechts der sonstigen Vorgesetzten der-

*7r? Amtsanwälte beziehungsweise Amtsanwaltsvertreler, welche zugleich andere dienst-
liche Steu en bekleiden — der allgemeinen Aussicht des Staatzanwalts.

ssen sich die ebengedachten Beamten ein mit ihrer Stellung nicht verträglichesund os e sie nothwendige Ansehen in den Augen der Gerichtsunterthaneu zu unter-
graben geeignetes Verhalten außerhalb des Dienstes zu Schulden kommen, so wird der
Staatsanwalt berechtigt, ihnen deehalb ernstlichen Vorhalt zu thun.

Findet dieser Seiten des betreffenden Beamten nicht die angemessene Beachtung
und giebt derselbe in dem außerdienstlichen Verhalten wiederholten ainwIh zu gleichenVorgehen des Staatbanwalts, so hat derselbe an Fürstliche Landesregierung zuführung der nach Befinden der Umstände in disciplinarischer Nüchi kangihchnen D#.
fügungen Bericht zu erstatten.

Aus einem ermahnenden Vorhalt oder einem mündlichen Tadel, welcher einem der
sub 1 bis 4 gedachten staatsanwaltlichen Beamten vom Staatsanwalt zu Theil

wird, kann, die Sngemesenhe. der dabei angewandten Ausdruckoweise vorausgeseht. der
Grund zu äner Deschwerde. 1 r den Betwoffenea. nie hergenommen werdeegen eine nach Maßgabe der vorslehenden Bestimmungen vasiigte schriftliche
Rüge oder Heaftaase steht 8 —ie die Beschwerde an Fürstliche Landebregierung zu.

ie 58. 25 bis 27 der Rcgierungesberorbnun vom 4. September 1879 finden
auchgihcs des Dienstaussichtsrechts des Staatsanwalts Anwendung.

Greiz, am 10. Februar 1886.

Füestlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

C. Perthes.
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16. Landesherrliche Verordnung vom 3. März 1886,
eine Abänderung der das Straffestsetzungsrecht des Fürstlichen Landraths-
amtes durch Strafverfügungen regelnden Landesherrlichen Verordnung vom

20. September 1879 betreffend.

Wir Heinrich der Zwei und JZwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und gut von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein c. c. c.
bestimmen hiermit was folgt:

Der §. 6 Unserer Landesherrlichen Verordnung vom 20. Seplember 1879, das
Straffestsetzungrecht des Fürstlichen Landrathsamtes durch Strafverfügungen betreffend,
wird aufgehoben und durch Nachstehendes ersetz.

I.

In Bezug auf eine Verfügung mit einer Straffestsetzung im Maße von 1 bie
15 Mark incl. oder entsprechender Haft genügt zum Nachweise der Zustellung entweder

die Seiten einee Beamten des Fürstlichen Landrathsamtes mündlich oder
schriftlich zu den Akten abgegebene Versicherung, daß die Aufgabe zur Post
unter Anfügung einer Zustellungsurkunde bewirkt sei und der Wiedereingang
dleser durch den bestellenden Boten der Postanstalt ordnungemäßig augge-
füllten Urkunde

(esr. §. 22 der Posterdnung vom 3. März 1879 und Centralblatt
1879 S. 538)

oder
die von einem verpflichteten Beamten des Fürstlichen Landratheamtes, von
einem Gendarm oder Ortsrichter mündlich oder schriftlich zu den Akten ab-

raebe Versicherung, daß er die Zustellung bewirkt habe und zwar an deneschuldigten selbst oder an einen erwachsenen, zur Familie gehörigen Haus-
genossen oder in Abwesenheit des Adressaten und eines solchen Hausgenossen
an einen zuverlässigen Mitbewohner des Hauses oder Nachbarn oder daß er
die Verfügungoausferligung bei verweigerter Annahme derselben in der Woh-
nung des Beschuldigten zurückgelassen habe: zugleich muß Zeit und Ort der
erfolgten Zustellung bestimmt angczeigt sein.

II.
*-7 In Bezug auf eine Verfügung mit einer Straffestsetzung von mehr als 15 Mk.

bit iocI. 50 Mark oder entsprechender Haft ist zum Nachweise der Zustellung erforderlichentweder

a. die urkundliche Bescheinigung des Gerichtevollziehers, daß er die Zustellung
nach Maßgabe der Bestimmungen der Civilprozeßordnung bewirkt habe oder
daß er an die Post ein Ersuchen um Bewirkung der Zustellung gerichtet



habe und der Eingang der vom Postboten nach 8. 178 der Civilprozeß=
Ordnung auszustellenden Urkunde im letzteren Fall,

oder
die voun einem verpflichteten Beamten des Fürstlichen Landrathsamtes, von

einem Gendorm oder Ortsrichter mündlich oder schriftlich zu den Akten ab-
gebene Versicherung, daß er die Behändigung bewirkt habe und zwar an
die Beschuldigten selbst oder an einen erwachsenen, zur Familie gehörigen
Hausgenossen oder daß er die Verfügungdauskertigung bei verweigerter An-
nahme derselben in der Wohnung des Beschuldigten zurückgelassen habe; zu-
gleich muß Zeit und Ork der erfolgten Zustellung bestimmt angezeigt sein.

III. .
Die Zustellung einer Verfügung, in welcher eine Geldstrafe von mehr als 50

Mark oder entsprechende Haft festgesetzt ist, muß durch den Gerichtsvollzieher erfolgen,
der seinerseits die Milwirkung der Post angehen kann, indem er dieselbe um Bewirkung
riner Zuftellung ersucht (el. §. 177 der Eivilprozeßordnung).

Der Gerichtsvollzieher erhält solchenfalls 2 Ausfertigungen der Strafverfügungen
vom Fürstlichen Landratheamte. Die eine ist von ihm an eine der obenerwähnten Personen
zu übergeben beziehungsweise in der Wohnung des Beschuldigten zurückzulassen oder der
Poslanfkalt mit dem Ersuchen um Zuslellung zu überreichen, auch mit Abschrift der Zu-
suolungeurkung zu versehen, die andere mit der aufzunehmenden Zuftellungsurkunde be-
ziehungsweise der Bescheinigung, daß die Uebergabe an die Post erfolgt sei, und mit der
durch den bestellenden Bolen der Post über die Zustellung aufgenommenen Urkunde zu den
Akten der Behörde zurückzureichen.

Auf den Inhalt der Zuftellungsurkunde finden die Bestimmungen des F. 174 der
Reichs-Civil-Proceß-Ordnung entsprechende Anwendung.

Für die Zustellung von Verfügungen mit einer Straffestsetzung von 1—15 M.
lommen 20 Pfg., für diejenige von Verfügungen mit einer Strasfestsehung von mehr
als 15 bie 50 M. kommen 40 Mfg., für 7 von Verfügungen mit einer Straf-14risP von mehr als 50 M. 80 Pf. in Ansatz.

Reisekosten sind in den Fällen, wo *Gebuhr von 20 und 40 Pfg. in Ansatz
zu bringen ist, nicht zu berechnen: bagegen werden in allen Fällen Schreibgebühren und
bel Zuslellungen von Verfügungen mit einer Straffestsetung von über 50 M., wenn siedie Gerichtsvollzieher selbst ohne Mitwirkung der Post ausgeführt werden. die ge-
hanchen Reisekosten berechnet.

eine Zustellung durch den Gerichtevollzieher bewins, obgleich sie mit geringerenKosten durch die Post hätte erfolgen können, so sind die Mehrkosten nur in Ansatz zubringen, wenn er zur Vornahme der Zustellung ohne Pernin der Posl ausdrücklich
ermächligt worden ist.

Urkundlich haben Wir gegenwärtige Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen und
Unser Zürstliches Inslegel beidrucken lassen.

Gegeben Reue Burg zu Greiz, den 3. März 1836.
(. 8.) Heinrich XXIII.

ö5.

Faber.



75

1 MI 4 *n im 4. Määrz 1die eina der zum Dienst einberufenen Wepschften mit P30 %%4
bührnissenbetreffend.

Das der Regierungs-Bekanntmachung vom 5. December 1867, die Verpflegung
der Rekruten, Reservisten, Invaliden und Landwehrmänner bei Einziehungen resp. Ent-
laslungen betreffend, beigefügte Schema einer Nachweisung der von den Ortzfteuerein-
nehmern an einberufene Heerespflichtige vorschußweise gezahlten Beträge an Meilengeld 2c.
erhält von jetzt ab die aus der Anlage A. dieser Bekanntmachung ersichtliche Form.

Das neue Formular ist künftig bei Aufstellung der Nachweisungen zu benützen
und ist noch Folgendes zu beachten:

1. In der Rubrik „Datum der Einbrrusungs Ordre- ist auch der Ort, wo die
Ordre ruckestan worden, namhaft zu machenin der Rubrik „des Einberufenen dharge- in das Dienftverhältniß (ob2.
Rekrut, Reservist Ersabreservist I. Classe c.) und eventuell die Charge zu
bezeichnen,

3. in der Rubrik „Bataillons-Stabsquartier oder Garnison“ ist in jedem ein-
zelnen Falle anzugeben, ob der Einberufungsort als Garnison oder als Land-
wehr-Bataillons-Stabsquartier für den Einberufenen zu betrachten sei.

Im Uebrigen wird auf die Regierungs-Bekannlmachung vom 1. Juni 1677, die
Abfindung der zum Dienst einberufenen Mannschaften mit Marschgebührnifsenbetreffend
bingewiesen

Greig, am 4. März 1886.

Fürstlich Reuß-Planuische Landesregierung.
daben. C. Pertbes.



Schema A.
- Nachweisung

der von der Ortssteuereinnahme zu .. ........FürstenthumReußAeltererLinie,
Bezirk des 2. Bataillons (Gera) 7. Thüringischen Landwehr-Regiments Nr. 96 an ein-

berufene Heerespflichtige vorschußweise gezahlten Beträge.

Der Einberufenen Batail Meilengeld Marschverpflegung
Datum lons-

n* kur. stete. * Ouittungn-· - ,quar- er- bNum- t#pen r er
beru- Char! 2 , tier nung. . à Betrag für à Betrag Empfänger.

mer. —8 Name. e theil. oder Mei- Toge. . pfänger.
Ordre *5* Garni- len.

son.1 [Meilen. M. Pf. M. f. M. Pf. M. Af.

Ü 6

Daß obige Sumne vonn(geschriebenM. Pf. andie genannten
Leute wirklich gezahlt worden ist und daß dieselben durch Namensunterschrift, respektive
als des Schreibens unkundig durch Unterkreuzung eigenhändig quittirt haben, wird hier-
durch bescheinigt.

N. N ddnn
N. N. Ortssteuereinnehmer.

Vorstehende Nachweisung ist nach den diesseitigen Listen, den Entfernungen und
in calculo revidirt und festgestellt und wird mit (geschrieben M. Pf. )
zur Anrechnung visirt.

N. N. den

(Nürstlich Neuß- Plaul. Landrathsamt) (Der Gemeindevorstand.)
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18. Regierungs Bekonntmachung vom 5. März 18Personalver#änderungen in den für das Großherzogthum Sachsen 55 das

Furstenthum Reuß Aelterer Liie bestehenden Sachverständigen-Vereinenbetreffend.
Nach einer Mitlheilung des Großherzogüch Sächsischen Staatsministeriums in

Weimar sind
der Direktor des Graßberzoglichen Museums Hofrath Karl Ruland in Weimarzum Vorsitzen
der Progesor an der Gioßerzoglchen Kundtchuie Albert. Brendel daselbst

zum stellvertretenden Vorsitzendendes künstlerischen und otnenbischen. Sachverständigen-
Vereins,

der Posesser an der Eroßherzoplichen Kunskschule Leopold Graf von Kalck-euth in Weimar zum Mi
der Pooesser an der Gaunnnnbkantenn Max Thedy in Weimar

zum stellvertretenden Mitgliedes künstlerischen iieps nigenVerein,
sowie

der Professor Sixt Thon in Weimar zum Mitglied
des photographischen Sachverständigen-Vereins

ernannt worden, wogegen
Staatsratb Dr. Adolf Heerwart in Berlin seiner Stellung als Vor-
sivender des künstlerischen und photographischen Sachverständigen-Vereins
seinem Antrag entsprechend enthoben und

das stellvertretende Mitglied des künstlerischen Sachverständigen-Vereins Wolde-
mar Friedrich durch seinen Wegzug von Weimar aus dem letztgedachten
Vereine ausgeschieden ist.

ieß wird andurch mit Bezugnahme auf die Regierungs-Bekanntmachung vom
5. Februar 1878 (Ges. S. S. 2), wonach die Thätigkeit der Sachverständigen-Vereine

des Großherzogthums Sachsen auf das Fürstentbum Reuß Aelterer Linie zuegedehnworden ist, sowie auf die Bekannkmachungen vom 16. März 1883 (Ges. S. 69).vom 24. November 1884 (Ges. S. S. 141) und vom 5. Mai 1885 (Ges. r S. 5)

zur öffentlichen Kenntniß gebrachl.
Greiz, am 5. März 1886.

Fürstl. Reuß-Pl. Landesregierung.
v. Geldern-Crispendorf

i.

C. Perthes.





Gesetzsammlung
das Fürstenthum * Aelterer Linie.

 W 5
(Ausgegeben am 13. 7 1866.)

19. Neglerungeverorduung vom 10. 2 März 1886.
die Erhebung eines Wegegeldes Seiten der Gemeinde #uns —ie

Nachdem mit Höchster Genehmigung GLeronissimi der Gemeinde Poôllwitz bis auf
Widerruf die Erhebung eines Wegegeldes für die Benntung der im Bezirke dieser Ge-

meinde gelegenen Communisgtionew gestrcchn, welche aus dem Pollwitzer Forst resp. in
denselben durch das Dorf bis au dieFlurhrenze Zeulenroda bezw. bis an die Landes-
grenze gegen das Fürstenthum Reuß Jüngerer Linie führen, gestatlel worden ist, wird
der für diese Wegegelderhebung festgestellte Tarif nachstehend zur öffentlichen Kenntniß
gebracht.

Zugleich wird verordnet, daß die Bestimmungen der §F. 1 bis 15 des Landes-
gesetzes vom 9. December 1880, die Erhebung der Wege-= und Brückengeldabgabe und
die Bestrafung der Hinterziehung derselben betreffend, auf die Wegegelderhebung der Ge-

meinde Pöllwit sachgemäße anwenng zu leiden haben.Greiz, am 19. März
Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.

Faber.
C. Perthes.

Tarif
über die Erhebung des Wegegeldes für die Veluhung der im Gemeindebezirke Pollwitz
gelegenen Communikationswegestrecken, welche aus dem Pöllwitzer Forst resp. in denselben
durch das Dorf bis an die Flurgrenze Zeulenroda bezw. an die Landrogrenze gegen das

Fürslenthum Reuß Jüngerer Linie führen.
Pennige.

u. Für jedes an einem zum Personentransport befiuemten leichten Geschier (ucl.chlitten) gehende Pferd 2
b. Für ein Pierd resp. Rind am schweren Fuhrwerk . 3
c. Für zwei Merde resp. Rinder am schweren Fuhrwerk 5
4. Für jedes weitere Pferd resp. Rind an einem mit mehr alo vwri 2

bespannten schweren Zuhrwerk .
Beim Rchassiren wieder geliuus
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20. Reglerungs-Bekauntmachung vom 1. April 1886,
Abänderungen der Postordnung vom 8. März 1879 betreffend.
Nachstehende „Abänderungen der Poftorduung vom 8. März 1879“ werden in

Gemäßheit §. 50 des Gesetzes über das Postwesen des Deutschen Reichee vom 28. Ok-
tober 1871 (Reichsgesetbl. S. 347) hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, am I. April 1886.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
Faber.

C. Perthes.

Verlin, 21. März 18386.

Abänderungen
Peostordnung vom §#. Marz 1879.

Auf Grund der Vorschrift im §. 50 des Gesched über das Postwesen des Deut-
schen Reiches vom 28. Oktober 10n wird die Postordnung vom 8. März 1879 in

solgenden -p- abgeändert:
Im F. 2, #Aihenseite betreffend, er hält der Absatz I folgendeanderweite Fa .

1 Der Absender darf aus N## Außenseite einer Postsendung außer den auf die
Beförderung bezüglichen Angaben noch seinen Namen und Stand, bez. seine Firma, sowie
seine Wohnung vermerken. Bei Briefen können weitere Angaben und Abbildungen, welche
sich auf den Stand, die Firma oder das Geschäft des Absenders beziehen, unter der Ve-
dingung hinzugefügt werden, daß die sämmtlichen, nicht die Beförderung betreffenden Ver-
merke 2c. in ihrer Ausdehnung etwa den sechsten Theil des Briefumschlags nicht über-
schreiten und am oberen Rande des Briefumschlags auf der Vorderseite oder Rückseite sich
befinden. Auf der Rückseite der Briesumschläge, und zwar auf der Verschlußklappe, kön-
nen außerdem solche Zeichen und Abbildungen angebracht werden, welche im Allgemeinen
als Ersatz für einen Siegel- oder Skempelabdruck anzusehen sind. Wegen der besonderen
Bestimmungen für Post.Packetadressen, Postkarten, Drucksachen, Waarenproben und Posl=
anweisungen Hett 88. 3, 12, 13, 14 und 16.

Der F. 11 „Zur Postbeförderung bädingt zugelassene Gegenstände“ betref-send, wird, wie folgt, abgeä
1. Der Absatz lerhält brsdnn Zusatz:

Bei Sendungen mit lebenden Thieren, welche un ter #nahme (§. 18)
versandt werden, ist vom Absender durch einen sowohl auf die Begleitadresse, als auf die
Sendung selbst zu setzenden Vermerk darüber Bestimmung zu treffen, was mit der Sen-
dung geschehen soll, wenn die Annahme derselben durch den Empfänger nicht binnen 24
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Stlunden nach geschehener postamtlicher Venachrichtigung ersolgt. Dieser Vermerk muß,
je nach der Wahl des Absenders, der nachftehenden Fassung entsprechen:

1. Wenn nicht sofort abgenommen, zurück!
2. Wenn nicht sofort abgenommen, verkaufen!
3. Wenn nicht sofort abgenommen, telegraphische Nachricht auf meine Kosten!

Far die Behandlung der Sendungen mit lebenden Thieren am Bestimmunggorte
ist die solcherweise getroffene Verfügung des Absenders maßgebend, mit der Ausnahme.
daß, im Falle der Tuhalt der Sendung vor Ausführung der elwa anderweiten Verfügung
des Absenders ersichtlich dem Verderben ausgeseht ist, die Bestimmungen des F. 39 Ab-
sah Il in Anwendung zu kommen haben.

2. Der Absaß lll erhält folgende ver änderte Fassung:
III Zur Verwendung für Hand-Schußwaffen bestimmte Zündhütchen, Zündspiegel

und Metallpatronen (Metallkugelpatronen, Metallschrotpatronen, Metallplatzpatronen) müssen
in Kisten oder Fässer fest von außen und innen verpackt und als solche, sowohl auf der
Begleitadresse, als auch auf der Sendung selbst, bezeichnet sein. Die Metallpatronen
müssen außerdem derart beschaffen sein, daß weder ein Ablösen der Kugel, bez. ein Heraus-
fallen der Schrote, noch ein Ausstreuen des Pulvers stattfinden kann. Der Absender ist,
wenn er diese Bedingungen nicht eingehalten hat, für den aus elwaiger Entzündung ent-
standenen Schaden haftbar.

3. Im §. 11a,„dringende Packetsendungen“ betreffend, treten folgende
Aenderungen ein:

1. Am Schluß des Absatzes list nachzutragen:
Das Verlangen der Einschreibung oder eine Werthangabe ist bei dringenden

Packelsendungen nicht zulässig.
2. Jm Absay llI ist statt der Worte: „außer dem Porto nach der

Taxe für sperriges Gut“ zu setzen:
außer dem tarifmäßigen Porto.

3. Der Absah UV ist zu streichen.
4. Der K. 12, „Postkarten“ betreffend, wird wie solgt abgeändert:

1. Im Absat II tritt hinter dem Worte „Photographien“ der
Zusatz hinzu: und Postkarten mit angefüglen Waarenproben.

2. Der bisherige Absatz III ist zu streichen; die folgenden
Absätze erhalten dementsprechend die RNummern III, IV. V,
VI. VII und VIII.

3. Im Absatz V (bisher VI) kommt der letzte Say „Bei der Ver-
wendung von Postkarten als Formulare zu Drucksachen beträgt das
Porto 3 P.“ in Fortfall.

5. Im K. 13, „Drucksachen“ betreffend, treten folgende Aender
ungen ein:

1. Im Absatz IV ist der Sat „Drucksachen sind auch in Form von
Postkarlen zulässig (F. 12 Abf. III)7 abzuändern in:



82

Drucksachen sind auch in hern, olener Karten zulässig, jedoch dürfen solche Karlendie Bezeichnung „Postkarte“ nichl tr2. Im Absaz VII Fe*n hinter den Worten „Es soll jedoch ge-
stattet sein“ die Stelle unter 1. folgende Fassung:

. auf der Außenseite, die nach §. 2 Absah I bei Vriefen zulässigen Ver-

merke u. s. w. unter den vorgeschriebenen Bedingungen aagsuniale3. Der Absat X erhält folgende veränderte FassX Als außergewöhnliche Zeitungsbeilagen sind solche dem an l entsprechende
Drucksachen anzusehen:

I. welche nach Form, Papier, Druck oder sonsiiger Beschaffenheit nicht als Ve-
standtheile derjenigen Zeitung oder gZeitschrist erachtet werden können, mit
der die Versendung erfolgen soll;
welche zwar als regelmäßige Nebenblätter zu Zeitungen erscheinen, aber auch
unabhängig von der Hauptzeitung für sich allein beqzogen werden können.

do

6. Im 8. 15, 1 Hinschreibsenvungen. betreffend, ist im ersten Satzedes AbsatzI hinter den Worten: „Packete ohne Werthangabe" hin-
zuzufüge— erschleßlth jedoch der dringenden Packele (F. 11a)—

7. Im K. 17, „Telegraphische Postanweisungen“ belreffend, trelen sol-
gende Aenderungen ein:

1. Im Absah III ist slatt der Worte: „Reichs-Telegraphenanstalt“
u seen:

dem allgemeinen Verkehr dienenden Telegraphenanstalt.
2. Im Absah V sind die Angaben unteràzustreichenunddie

folgenden Sätze b.e, d mit bez. a, b, c zu bezeichnen; dem-
entsprechend sind im letzten Satze die Worte: „unter à und
b“ bez. „unter c und 4" abzuändern in:

unter # bez. unter b und c.

#3. Im S. 13, „Postnachnahmesendungen“ betreffend, treten folgende
ern ein:

. Im AbsatzI sind die Worte: „Postnachnahmen sind im Betrage
bis zu einhundert und fünfzig Mark einschließlich zulässig“ abzuän-
dern in:

Postnachnahmen sind im Betrage bis zu vierhundert Mark einschließ-
lich zulässig.

2. Der Absatz ist zu streichen; die solgenden Absade er-
halten dementsprechend die Nummern II bis VII

9. In &amp;. 19, „Poftaufträge zur Einziehung von Geldbeträgen“ aelteid,
erhalt der Absa I folgenden veränderten EinganIX vi Pestrerwaltung haftet für eine Postauftragesendung wie für einen einge-

schriebenen Bries.



88

10. Im §. 20, „Poslaufträge zur Einholung von Wechselaccepten“ betreffend,
erhält der Absatz XlI solgenden veränderten Eingang:

XII Die Postwerwaltung haftet für eine Postauftragssendung wie für einen ein.
geschriebenen Brief.

11. Im §. 25, „Zeit der Einlieferung“ betreffend, erhalten die Absätze
III und IV solgende veränderte Fassung:

III An Sonntagen und an allgemeinen (gesetzlichen) Feiertagen fallen die Dienfl-
stunden von 9 Uhr Morgens bis 5 Uhr Nachmitlags aus. Nachmittags von 5 Uhr ab
findet mindestens während einer Stunde und längstens während zwei Stunden der Dienst-
verkehr mit dem Publikum ununterbrochen statt. Auf welchen Zeitraum innerhalb vor-
stehender Grenzen der Schalterdienst sich zu erstrecken hat, wird für jede Postanstalt durch
die vorgesetzte Ober-Postdirection nach dem örtlichen Bedürfnisse bestimmt. Die Ober-
Postdirectionen können in besonderen Fällen die Beschränkung der Dienststunden an Sonn-
tagen und allgemeinen Feiertagen zeitweise ganz oder zum Theil aufheben.

IV Insofern bei einer Postanftalt eine Einrichtung besteht, welche von den in Be-
zug auf die Dienftstunden an den Wochentagen geltenden Bestimmungen abweicht, kann
es dabei bis auf Weiteres sein Bewenden behalten.

Ferner tritt als XII Absatz neu hinzu:
XII Unter den nämlichen Voraussetzungen und bis zu denselben Schlußzeiten (Abs.

XI) dürsen bei denjenigen Postanstalten, welche von der Postbehörde hierzu besonders er-
schtigt si gewöhnliche Packetsendungen auf Verlangen ebenfalls außerhalb der

Schalterdienststunden angenommen werden. Die Packete müssen als „dringende“ bezeich-
net sein. Für jedes Packet ist, neben den im F. 11afür dringende Packetsendungen fest-
grichen Gebühren, eine besondere Einlieferungsgebühr von 20 Pf. im Voraus zu ent-richten.

12. Im F5. 29 erhalten die Absätze I bis V solgende veränderte
Fassung:

I! Der Absender einer Poftsendung kann dieselbe zurücknehmen oder ihre Aufschrift
abändern lassen, so lange die Sendung dem Empfänger noch nicht ausgehändigt ist. Bei
Sendungen mit Werthangabe und Postanweisungen ist das Verlangen einer Abänderung
der Aufschrift nicht zulässig.

II Die Zurücknahme kann erfolgen am Orte der Aufgabe oder am Bestimmungs-
orte, ausnahmsweise auch an einem Unterwegsorte, insofern dadurch keine Störung des
Dienstes herbeigeführt wird.

III Die Zurückgabe geschieht an denjenigen, welcher ein von derselben Hand, von
welcher die Ausschrift der Sendung geschrieben ist, ausgefertigtes Doppel des Briefum-
schlages bez. der Vegleitadresse 2c. und den Einlieferungsschein, sofern ein solcher über die
Sendung ertheilt ist, abgiebt.

IV Ist die Sendung bereits abgegangen, so hat derjenige, welcher dieselbe zurück-
sordert oder die Abänderung ihrer Ausschrist wünscht, sich als Absender auszuweisen,
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(Abs. III) und den Gegenstand bei der Pofslanftalt des Abgangsortes schiistlich so genan
zu bezeichnen, daß derselbe unzweifelhaft als der verlangke zu erkennen ist.

Die hierauf bezüglichen Verlangen werden entweder brieflich oder telegraphisch
von der Postanstalt auf Kosten des Absenders ausgesertigt und abgesandt. Letzterer hat
dafür zu entrichten:

1. zahatentdie Uebermittelung brieflich erfolgt, die Taxe für einen einfachen Ein-reibbrief;
2. wenn die Uebermittelung auf gecralhiche Wege geschieht, die Taxe des

Telegramms nach dem gewöhnlichen Tarif
13. Im F. 32, „Bestellung" betreffend, breten folgende Aenderungen ein:

1. Zwischen Aeab VII und VIII ist uachstehender neue Soßeinzuschalten
VIIa Die Vestellgebühren können vom Absender im Voraus entrichtet werden.

In solchem Falle ist in der Ausschrift der Sendung von dem Absender der Vermerk ein-
schließlich Beslellgeld frei“ niederzuschreiben.

2. Im Absas VIII sind die Angaben unter d, wie sfolgt, abzuän dern:
2 bei Zeitungen, welche ktäglich mehrmals erscheinen, für jede tägliche Bestellungark.
14. Im F. 34, „An wen die Bestellung geschehen muß" treten folgende

Aender ungen ein:
1. Der zweite Sa des Absahes erhält folgende veränderte

Fassung:
Der Empsänger, weccher einen Drikten zur Empfangnahme der an ihn zu be-

stellenden Sendungen bevollmächtigen will, muß die Vollmacht schrifllich ausftellen und in
dieser die Galtungen der Sendungen genau bezeichuen, zu deren Empfangnahme der Be-

vollmächtigte brn sein soll.
 Am Schlusse kritt der folgende neue Absat hinXI Zolrsue Postsendungen werden zum Zweck der pollhnlichen Echlußab.

sertigung an die zuständigen Zoll= oder Steuerstellen übergeben. Die Hastypflicht der
Postverwaltung erlischt, sobald die ordnungsmäßige Uebergabe der Sendung an die Zoll-
oder Steuerstelle auf Grund der bestehenden Vorschriften slalkgesunden hat.

15. Im F. 36 „Verechtigung des Empfängers zur Vbholung der Briefe u. s. w.“
betreffend, treten folgende Aenderungen ein
6|) der erste Sat im Absatz l erhält nachstehende Fassung:er Empfänger, welcher von der Befugniß, seine Postsendungen azguholen oder

abholen zu lassen Gebrauch machen will, muß solches in einer schriftlichen Erklärung nach
Maßgabe der von der Poftwerwaltung vorgeschriebenen Fassung aussprechen und diese Er-
klärung bei der Postanstalt niederlegen.

2) im Absatz Verhalten die Angaben unter I folgenden ver-
änderten Wortlaut:

1) wenn der Absender die Ellbestellung verlangt hat (§. 21);
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16. Im F. 39, „Behandlung unbestellbarer Posisendungen am Bestimmungsorte"
betreffend, sind unter VI im letzten Satze des ersten Absatzes die
Worte: „Die Zahlung verweigert oder“ zu streichen.

17. Im §. 43, „Verkauf von Postwerthgeichen“ betreffend, erhält der Ab-
sab IV folgende veränderte Fassun

IV Bei sämmtlichen Postämtern I. und II., sewie bei einzelnen Postämtern Ill.
und Postagenturen, werden gestempelteStreiftänder“ mit dem Frankostempel zu 3 Pf. zum

Verkauf gestellt. Der Absah findet nur in Mengen von 10 Siück statt, und zwar mit
einem Zuschlage von 5 Pf. für je 10 Stück.

Vorstehende Aenwetungen treten mit dem 1. April 1886 in Kraft.
er Reichskanzler.

In Vertretung.
von Stephan.

I. Patent vom 2. April 1886,
die für das gel 1666 zu entrichtende Einkonmensteurr betreffend.

Mit Bezugnahme auf das unterm 23. Derember vorigen Jahres Frlasi Bte
bezüglich der im Jahre 1886 zu entrichtenden Landesabgaben (Ges. S. v.werden die im laufenden Jahre zu entrichtenden zehn Termine —— rn
folgt ausgeschrieben:

zwei auf den 15. April,
zwei auf den 15. Mai,
zwei auf den 15. Juli,
zwei auf den 15. Septembrr,
wei auf den 15. November.

Die Erhebung und Ausschreibung eines weiteren Einkommenstenertermines bleibl
vorbehalten.

Greiz, am 2. April 1886.
Fürstl. Reuß-Plauische Landesregierung.

Faber.
C. Perthes.
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Gesetzsammlung
für

das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.
W 6.

(Ausgegeben am 29. April 1886.)

22. Consistorial-Verordnung vom 3. April 1886,
die Vollziehung gewisser Schulstrafen betreffend.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimi wird hiermit verordnet, daß, wenn es
sich um Bestrafung eince Schulkindes für eine von einer Justiz= oder Polizeibehörde bei
der Schul-Inspektion oder Leilung zur Kenntniß gebrachte Vergehung haudelt, auf dem
Lande der Lokalschulinspekter, in den Städten der Schuldirektor nach Anhörung des be-
treffenden Vehrers zu bestimmen hat, welche Strafe eintreten und ob sie durch den Lehrer
oder durch den Schuldiener resp. die anstatt dessen fungirende Person vollzogen wer-
den soll.

Greiz, am 3. April 1886.

Fürfll. Reuß-Planisces Consistorium.Faber.

C. Perthes.

23. Consistorial-Bekanntmachung vom 15. April 1886,
Einrichtungen bezüglich des Schullehrerseminars in Greiz betreffend.

Die seit Erlaß der Consistorialbekanntmachung vom 29. März 1860, einige Er-
hänzungen der im Publicando vom 21. November 1839 wegen des Schullehrerseminars
getroffenen Bestimmungen betreffend, in Bezug auf die Einrichtungen des Lehrerseminars
gemachten Erfahrungen haben eine Abänderung der bezeichneten Publikationen als Be-
der erscheinen lassen und es wird daher in gedachter Beziehung das Folgende ange-
ordnet:

KS. 1.
Das Seminar besteht aus zwei Abtheilungen:

der Präparandenklasse mit zweijährigem Cursus und
den beiden Seminarklafsen, von denen die zweite 2 Jahrgänge, die erste

1 Jahrgang umfaßt.

4 In beide Abtheilungen können Jünglinge evangelisch--lutherischer Konfession, die
sich dem behrerberuf widmen wollen, Aufnahme finden. Es darf aber die Zahl der
Schüler die zu dem Maße der vorhandenen Lehrkräste und Räume im richtigen Verhältniß

13
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stehende Höhe nicht übersteigen. Ihre höchste Zahl wird — mit Vorbehalt weiterer Be-stimmungen — auf 60 für beide abähoslangen zusammen festgestellt.

Die Aufnahme in die Präparandenklaffe wird an folgende Bedingungen geknüpft:
Der Aufzunehmende mu

confirmirt, körperlich gesund, nicht schwerhörig und gebrechlich, von guterDJus und gesunder Stimme sein,
von gewecktem Geist, gutem Charakter, reinen Sitten und unlescholtenem
Wandel sein,
 kkertig und mit richtiger Betonung der Sätze lesen können,

it den Elementen der deutschen Sprachlehre bekannt sein, einen leichten
Aufsatz, sowie ein Diktat ohne allzu grobe orthographische und grammatische

behler ankertigen können,
eine, wenn auch nicht ausgebildete, doch regelrechte und reinliche Handschrift
liefern
die —- des kleinen Katechismus Luthers, eine Anzahl von Kern-
sprüchen der heiligen Schrift und von den vorzüglichsten Kirchenliedern im
Gedächluiß haben,
 eine genügende Bekanntschaft mit den behren des Christenthumes, mit der

biblischen Geschichte, sowie mit den Elementen der Weltgeschichte und Geo-
graphie besitzen, alles in dem Maße, wie man es von einem guten Schüler
der Oberklasse einer Volksschule erwarten kann,

.Hin den 4 Grundrechnungsarten mit ganzen Zahlen, gewöhnlichen und Deei-
malbrüchen hinreichend bewandert sein,

musikalisch btanlagt und soweit vorgebildet sein, daß er die Noten kennt,
einen Anfang im Singen nach Noten und im Elavier= oder Violinspiel ge-

#—

*

257*

—
*r*

Die Aufnahmeprüfung, zu wusläss# CGonstrmationsscheit,Inpsschein,ein
Zeugniß über die körperliche Qualifikation zum Lehrerberuf (L. §.3,1) von einem zur
Führung eines Amtssiegels berechtigten Arzte und ein Zeugniß der wiett besuchten Schule
einzureichen sind, ist alljährlich nach Ostern an den im Amts- und Nachrichtsblatte bekannt
zu machenden Tagen zu veranstalten. Sie wird unter Leitung des Superintendenten mit
Zuziehung der geistlichen Mitglieder des Consistoriums durch die am Seminar wirkenden
Lehrer vollzogen. Dem gesammten Prüfungskollegium steht die Entscheidung über Auf-
nahme oder Nichtaufnahme zu.

8. 6.
Die Aufzunehmenden sind mit den Ordnungen der Lehranstalt bekannt zu machen und

darauf, doß 6 dieselben gewissenhaft beabachten wollen, mittelst Handschlages zu verpflichten.Aufgenommenen haben sich durch Revers zu verpflichten, nach Beendigungihrer aue im Lehrerseminar jede Lehrerstelle, welche das Fürstliche Conststorium
ihnen etwa übertragen wird, anzunehmen und sich mindestens so lange im Schuldienste
des Fürstenthums Reuß Aelterer Linie verwenden zu lassen, als sie dem Seminar ange-
hört haben.
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Die Wahl der Wohnung hängt bei Auswärtigen von der Genehmigung des Di-
rektors ab.

5. 6.
« JederkünftigaufgrnoamtestePkåpakassdkcfp·ScmiIlariflh-1tbeiseincmEintkitt

ein Eintrittsgeld von 3 Mark zu entrichten.
Das Schulgeld beträgt für Inländer vierteljährlich 6 M. 25 Pf., für Ausländer

12 M. 50 Mf.
Armen Schülern, wolche sich dessen würdig zeigen, kann dieses Schulgeld auf An-

suchen ganz oder theilweise von Fürstlichem Consistorio gestundet werden.
erläßt ein Schüler die Anstalt vor Beendigung seines Curfus, so werden ihm

seine Zeugnisse nicht eher ausgehändigt, bis er sein rückständiges Schulgeld bezahlt hat.
Geht er im Laufe eincs Quartals ab, so hat er das Schulgeld auf den Monat, in
welchem dieses geschiebt, noch mit zu bezahlen.

7

Weun sich nach dem Urkheil sämmtlicher Lehrer herausstellt, daß ein Präparand
oder Seminarist nicht die erforderlichen Anlagen, oder daß er ein für einen Schullehrer
haug ungeeignetes Wesen hat, so muß derselbe die Anstalt verlassen. »

Ebenso muß Entlassung erfolgen, wenn ein Schüler durch sein sittliches Verhalten
oder durch beharrliche Trägheit sich unwürdig macht, der Anstalt ferner anzugehören.

Alle halbe Jahre, zu Michaelis und Ostern, erhalten sämmtliche Präparanden
und Seminaristen Censuren.

8. 9.
Solche Jünglinge, welche dem Fürstenthum Reuß Aelterer Linie nicht angehören,

sollen nur dann Aufnahme finden, wenn genügend befähigte Landesangehörige in ge-
statteter Anzahl nicht vorhanden sind.

S. 10.
Nach Vollendung des Cursus hat sich der Seminarist nach Maßgabe der be-

stehenden Prüfungsordnung einer Entlassungsprüfung zu unterwerfen, durch welche die
Befähigung des Zöglings zur provisorischen Anstellung im Schulamt festgestellt wird.

Besteht der Seminarist die Prüfung, so ist er in die Liste der Schulamtskandidaten
aufzunehmen und gilt als befähigt zur provisorischen Verwaltung einer Schulstelle.

Nach Verlauf von zwei Jahren von Ablegung der ersten Prüfung an gerechnet
hat sich der Schulamtokandidat einer zweiten (sogenannten Wahlfähigkeits.) Prüfung vor
der bei ürstl. Consistorio bestehenden Prüsungskommission und nach den bestehenden

Ordnungen zu unterwerfen.
ird diese zweite Prüfung von dem Schulamtskandidaten mit Erfolg abgelegt,

so kann er definitiv im Schuldienste angestellt werden.
Besteht er diese Prüfung nicht, so kann er nach Verlauf eines Jahres noch ein-

mal zugelassen werden.
S. 11.

 DDas Publikandum vom 21. November 1839 (Amtsblatt von 1839 Nro. 49
Seite 139) und die dasselbe ergänzende Conststorialbekanntmachung vom 29. März 1860
(Ges.-Samml. v. 1860 Seite 26), ingleichen die Consssortal- Bekamtmachmna vom
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24. Juli 18683, die Verlegung des Aufnahme- und Abgangs-Termins für die Zöglinge
beß hiesigen Schullehrerseminar betreffend (Ges.= S. S. 69), vom 18. Juli 1871, die

Grhöhung des Schulgeldes für das hiesigeSchullehrerseminar betreffend (Ges.-S. S. 89)
undvom22. März1875, fiuhgeAenderungen in der Organisation des hiesigen Schul-schrerseminar betreffend (Ges. S. S. 73), werden aufgehoben.

Greiz, am 15. April 1886.

Fürftl. we,nes Consisiorium.aber.
C. Perthes.

24. Landesherrliche Verordnung vom 17. April 1886,
die Mitwirkung der Gemeindevorstände bezüglich der Aufnahme von neuzu-

gezogenen schulpflichtigenKindern in die Volksschule betreffend.
Wir Heinrich der Jwei und Iwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Neuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein r2c. 2c. 2c.
verordnen auf Vortrag Unserer Landesregierung und Unseres Consistoriums mit Bezug-
nahme auf die Bestimmung in Artikel II der Landesherrlichen Verordnung vom 30.
zember 1883, die Aufstellung von Verzeichnissen der schulpflichtig werdenden Kinder
Behuss ihrer Aufnahme in die Volksschulen betreffend, das Folgende:

Den —“3 liegt ob, den - beziehentlich Lehrern inner-
halb 3 Tagen von der geschehenen Anmeldung a #. 2 der Regierungs-Verordnungvom 12. Juni 1878, das Meldewesen beresco, G es.S.S. 15) von den in den
Gemeindebezirk zugezogenen, im schulpflichtigen Alter besirdligen Kindern unter Angabe
des vollständigen Namens, des Geburtstages des Kindes, der Namen, des Gewerbes und
der Religion (Confession) sowie der Wohnung des Vaters beziehungsweise der unehelichen

Mutter Hrhstichr Nachricht zu geben.i der Anmeldung ist von dem Gemeindevorstande der Vater beziehungsweise
die uneheliche Mutter eines zugezogenen schulpflichtigen Kindes darauf hinzuweisen, daß
und wo das letztere ungesäumt zur Schule anzumelden ist.

5. 2

Die Schuldirektoren beziehungsweise Lehrer haben zu überwachen, daß das an-
gemeldete Kind der Schule des neuen Wohnortes alsbald zugeführt werde.

Erfolgt die Zuführung des Kindes zur Schule nicht mindestens am Tage nach
dem Eingang der Benachrichtigung (s. F. 1) so haben sie die Eltern desselben daran zu
erinnern und wenn dann das Kind am nächsten Schultag zu dem Unterricht beziehentlich zu

derangesetzten Prüfung nicht erscheint, alsbald dem Schulvorstand hiervon Anzeige zu machen.
lrrkundlich haben Wir diese Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen und Unser

Hürstiche, lege beifügen lassen.inGreiz, den 17. April 1886.8) Heinrich XXII.
Faber.
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Gesebsammlungur

das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.
W 7

(Ausgegeben am 27. Mai 1886.)

23. Regierungs-Verordnung vom 24. April 1886,
gewisse Abänderungen der Regicrungsverordnung vom 4. Dezember 1871

über die polizeiliche Beaufsichtigung der Dampfkessel betreffend.
Nachdem bei praktischer Handhabung der Regierungs-Verordnung vom 4. Dezem-

ber 1871, die polizeiliche Beaufsichtigung der Dampfkessel betreffend, einige Schwierigkeiten
für deren Anwendung bemerkbar geworden sind, und überdies wahrzunehmen gewesen ist,
daß auch mit der an dieser Verordnung durch die Regierungs-Verordnung vom 6. No-
vember 1873 vorgenommenen Veränderung dem Zwecke der erstgedachten Verordnung noch
nicht vollständig entsprochen werde, so wird nunmehr mit Lerenissimi Höchster Geneh-
migung das Nachstehende verordnet:

t. I.
Der §. 13 der Regierungsverordnung vom 4. Dezember 1871 wird in seiner

jetzigen Fassung aufgehoben und es treten an dessen Stelle unter gleicher Paragraphen=
bezeichnung die folgenden Vorschriften:

Zur Anlegung von Dampfkesseln, dieselben mögen zum Maschinenbetriebe bestimmt
sein oder nicht, ist die Genehmigung des Landesausschusses erforderlich.

Diese Bestimmung findek auch auf die Aufstellung von Lokomobilen in den Fällen
Anwendung, in welchen dieselben nach der Anzeige des Besitzers oder Benätzers (vgl. §. 33)
voraussichtlich für längere Zeit ale drei Monate an einem und demselben Platze aufgestellt
und daselbst in Betrieb gehalten werden sollen, dafern nach dem Gutachten des beamteten
Technikers für solche Zälle eine feste Einschließung und Ueberdachung der Lokomobile er-
forderlich wird.
 DOiie Zulässigkeit der Anlage ist nach den dau., feuer- und gesundheitspolizeilichen

Vorschriften (auch denen, welche sich aus der Regierungsverordnung vom 1. September
1882 ergeben), sowie nach den allgemeinen polizeilichen Bestimmungen des Bundesraths
über die Anlegung von Dampfkesseln und den durch die gegenwärtige Verordnung sowie
durch sonflige elnschlägige landesrechtliche Vorschriften an die Hand gegebenen Normen zu
prüfsen. Die Besilmmungen der Regierungsverordnung vom 1. September 1882 Ab-
schnitt 1 haben jedoch dann außer Betracht zu bleiben, wenn es sich um die Aufstellung einer
bokomobile an einem Platze kür eine nicht länger als 1 Jahr andauernde Zeit handelt
und der Besiher oder Benützer derselben sich der Bedingung der Beseitigung derselben
nach Ablauf dleser Frist dem VLandesausschusse gegenüber ausdrücklich unterwirft.
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Auch ist die Genehmigung des Landesausschusses erforderlich, wenn ein dlterer
Kessel nach erfolgter Translokation oder geschehenem Umbau oder wesentlicher Reparatur
oder Veränderung wieder in Betrieb genommen wird.

Die Entschließung des bandesausschufses über Gesuche um Gestattung der An-
legung neuer oder der Wiederaufstellung älterer Dampfkessel erfolgt, nachdem der von der
Fürstlichen Laudesregierung ernannte technische Beamte beziehentlich auf Grund der unten
in F. 26 bezeichneten Unterlagen die projektirte Anlage, von welcher ihm Seiten des Vor-
sivenden des Landesausschusses Kenntniß zu geben ist, technisch für zulässig beziehungsweise
bedingungsweise zulässig befunden hat. Wird die Anlage vom technischen Beamten aus
technischen Gründen * unzulässig angesehen, so bat der Landesausschuß den Gesuchstellerabkällig zu bescheide

Wegen des ersahtens gelten die Vorschriften in Art. II und V derAusführungs-
verordnung zur Bundesgewerbeordnung vom 27. September 1869 verbunden mit F. 9
sub 2 des Gesees vom 25. Januar 1871. Den Verhandlungen hat, soweit nöthig,
der technische Beamte beizuwohnen.

Art. II.
An Stelle des hiermit aufgehobenen F. 32 der Regierungsverordnung vom 4.

Dezember 1871 treten unter gleicher Paragrapheubezeichnung die folgenden Bestimmungen:
F. 32.

Lokomobilen, deren Inbekriebnahme in anderen Bundesstaaten nach den einschlä-
gigen reichsgeselichen Vorschriften und den “n polizeilichen Bestimmungen des
Bundesraths gestattet worden ist (vgl. auch oben §. 11), sind, wenn seit ihrer Prüfungin dem betreffenden Bundesstaate eine kürzere Zeit 1 an von zwei Jahren vergangen
ist, auf hierüber beigebrachten Nachweis unbeanstandet zum Betriebe auch im hiesigen
Fürstenthume zuzulassen. Solche vokomobilen erhalten die in F. 2 dieser Verordnung
vorgeschriebene Stempelung nicht.

Art. III.
Die Negierungsverordnung vom 6. November 1873 (G.-S. 1873 S. 169) wird

aufgehoben. Die Bestimmungen derselben und der hiermit gleichfalls aufgehobenen §§.
33 und 34 der Verordnung vom 4. Dezember 1871 werden durch die folgenden ersetzt:

8. 33.
In Betreff der Aufstellung und der Inbetriebnahme der Lokomobilen kommen

außer den in §. 10 der Verordnung vom 4. Dezember 1871 und in F. 13 gegenwär-
tiger Verordnung gegebenen noch die solgenden Vorschriften in Anwendung:

Wer eine Lokomobile in Betrieb zu nehmen beabsichtigt — gleichviel ob er Be-
siver oder nur Benügzer derselben ist — hat mindestens 36 Stunden beziehungsweise wenn
er im Bezirke des Amtsgerichts Burgk die Lokomobile in Betrieb seten will. 72 Stunden
vorher der zuständigen Polizeibehörde (bezuglich der Stadtgemeindebezirke dem betreffenden
Gemeindevorstande, rücksichtlich des ubrigen Landes dem Fürstlichen Landrathsamte) hiervon
schriftliche oder mündliche Anzeige zu machen und zwar unter gleichgeitiger Angabe darüber,
zu welchem Zwecke, an welchem Ausstellungsplahe, von welchem Zeitpunkte ab und für
welche voraussichtliche Zeitdauer die Lokomobile in Gebrauch genom men werden soll.

Jeder solchen Anzeige, besonders aber in den Zällen, in welchen eine über drei
Monate andauernde Venutzung einer Lokomobile an einem und demselben Platze beabsichtigt
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wird, ist eine einfache, den Aufstellungsort und die nachbarliche Umgebung desselben dar-
siellende Situationszeichnung beizufügen. Kollektiv-Anzeigen sind unstatthaft.

Befindet sich der Aufftellungsort auf einem außerhalb geschlofsener Ortschaften ge-
legenen Grundstücke, so ist auch die Parzellennummer angugeben, welche dasselbe im be-
treffenden Flurbuche hat.

4 Die Polizeibehörde hat von der eingelaufenen Anzeige beziehentlich unter Bei-
fügung der Anlagen derselben unverweilt dem technischen Beamten Kenntniß zu geben,
welcher in dem Falle, wenn es um Aufstellung bis zu acht Tagen sich handelt, und ihm
keinerlei Bedenken ausstoßen, die Anzeige mit Bescheinigung der genommenen Kenntniß
zurücksendet. Ist die Aufstellung und Benutzung der Lokomobile an einem bestimmten
Plahe auf länger als acht Tage beabsichtigt, dann liegt ihm ob, in jedem Falle, wo be-
sondere Vorkehrungen im Interesse der öffentlichen Sicherheit erforderlich erscheinen, (wie
z. B. die Umschließung des Plazes mit einer verschließbaren Einfriedigung und dergl.),
der betreffenden Poligeibehörde raschthunlichst eine gutachtliche Acußerung in diesem Betreffe
zugehen zu lassen, andernfalls aber zu bemerken, daß besondere Einrichtungen nicht er-
forderlich seien,

daun aber, wenn nach der Anzeige die Aufstellung und Benutzung der Lokomobile
an einem Platze auf eine längere, als dreimonatige Zeit beabsichtigt wird, sich darüber,
ob im Einzelfalle eine besondere bauliche Anlage im polizeilichen Interesse erforderlich resp.
räthlich wird und welcher Art diese solchenfalls sein müßte, sich gutachtlich auszusprechen.

Von der Volizeibehörde ist sodann, wenn nach dem Gutachten des Technikers das
oben in F. 13 Absatz 2 beregte Erforderuiß vorliegt, dem Vorsihenden des Landesaus-
schusses über den Fall unverweilt berichtliche Anzeige zu machen und zugleich der Besitzer
oder Benützer der Lokomobile zur Nachsuchung der erforderlichen Genehmigung unter Bei-
bringung eines Plans für die erforderlich erachtete Bauführung zu veranlassen. Sprechen
gegen diesen wesentliche Bedenken, so kann dem Besiter oder Benüger der Lokomobile die
einstweilige Unterlassung beziehentlich Einstellung des Betriebs derselben aufgegeben werden.

Soll eine Lokomobile länger an einem bestimmten Platze benützt werden, als dies
nach Maßgabe der deshalb erstatteten bezüglichen Anzeige zuerst beabslchtigt war, so hat
der Besiher resp. Benüter der Lokomobile der örtlich zuständigen Polizeibehörde hiervon
unter Bezeichuung der Zeitdauer, für welche über das Zeitmaaß der ersten Anzeige binaus
die Lokomobile an dem betreffenden Platze noch benützt werden soll, Nachricht zu geben.

Auf das hiernach von der betreffenden Polizeibehörde zu beobachtende und sonst einzu-
beitende Verfahren finden die im Vorstehenden gegebenen Vorschriften siungemäße An-
wendung.

In jedem Falle hat die örtlich zuständige Polizeibehörde durch greignete Polizei-
organe die Befolgung der in 8. 10 der Verordnung vom 4. December 1871 sowie in
gegemwärtiger Verordnung rücksichtlich der Aufstellung von Lokomobilen gegebenen Vor-
schriften überwachen zu lassen und die zu Herbeiführung ihrer Befolgung im Einzelfalle
nöthig scheinenden Verfügungen unverweilt zu treffen. Von Zürstlichem Landrathsamte
geschieht dies durch die alsbald nach Eingang der Anzeige zu bewirkende entsprechende An-
weisung der Ortspolizeiverwaltung des betreffenden Orts oder Bezirks und des Stations-
gendarmen.

4 Die Polizeiverwalker der Laudorte, die Gendarmen und in den städtischen Bezirken
die Aufsichts. Organc der Gemeindepolizei sind auch, wenn sie besondere Anweisungen der

14,
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örtlich zuständigen Polizeibehörde nicht erhalten, innerhalb der Bezirke, auf welche sich ihre
polizeilichen Funktionen beziehen, so berechtigt als verpflichtet, sich davon, ob bei der Be-
nutzung von Lokomobilen den Bestimmungen über die Betriebeerlaubniß und den feuer-
polizeilichen Vorschriften dieser Verordnung Genüge geleistet werde, zu unterrichten und zu
diesem e auch die Vorzeigung der Legitimation (§§. 31, 32) zu verlangen.

ei wahrgenommenen Zuwiderhandlungen haben dieselben sofort der örtlich zu-ständigen Pomtrit horde Anzeige zu erstatten.
Der technische Beamte soll durch die Venachrichtigung, welche er von der Polizei-

behörde in Betreff der beabsichtigten Inbetriebnahme einer Lokomobile an einem bestimmten
Platze empfängt, zugleich in den Stand gesetzt werden, von demjenigen, der als Besitzer
oder Benützer einer Lokomobile die Inbekriebnahme bezweckt, die Vorlegung der Legill-
mation Har die Betriebserlaubniß zu verlangen.

Derjenige, der nach der Fugegangenen Anzeige die Lokomobile in Betrieb nimmt,
hat daher das Cerlifikat (§. 31)oderden Nachweis (F. 32) zur Vorlegung bereit zu

halten, in dem Falle aber, wenn die ann noch nicht geprüft oder seit ihrer Prüfung
ein mehr als zweijähriger Zeitraum verflossen sein oder eine Reparatur oder Aenderung
des Kessels der Lokomobile seit der letzten Prüfung stattgehabt haben sollte, die Inbetrieb-
nahme der Lokomobile solange zu unterlassen, bis die in allen diesen Fällen erforderliche
Prüfung des Kessels durch den tcchwischen Beamten erfelgt und das in §. 31 bezeichnete
Cerlifikat in geiue Hände gelangt ist.Umdie Prüfung des Aefaelo beziehentlich um die Wiederholung dieser Prüsung und

die Ertheinns des Certifikates hat er in allen gedachten Fällen selbst bei dem technischen
Beamten mündlich oder schristlich nachzusuchen.

Strasbestiminungen.. IV.

8. 39 der Fiegiesungsrpnsstnung? 8 4. Dezember 1871 ist aufgehoben und
wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:

F. 39
Absichtliche Störung im Gange und in der vorgeschriebenen Anordnung der Sicher-heitsapparate resp. Einrichtungen, unterlassenc erforderliche Reinigung des P#onmftelhlt

Unterlassung der oben im §. 33 vorgeschriebenen Anzeigen und wahrheitswidrige Sach-
darstellung bei denselben, sowie alle gieseennn gegen die Verordnung vom 4.
Dezember 1871, soweit sie nicht in §§. 37 und 38 derselben bereits mit Strafe bedrohtsind, serner wider die gegenwärtige S#nnd und die allgemeinen polizeilichen Bestim-
mungen sind, insofern nicht die im Strasgesetzbuche enthaltenen oder andere reichs= oder
landesgesetzliche Vorschristen Anwendung leiden, nach dem Grade der Verschuldung und
der verursachten Gefahr mit 10 bis150 Mark oder entsprechender Hafst zu beftrafen.

Art. V.
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Juli dieses Jahres in Kraft.
Greiz, am 24. April 1886 „

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Jaber.

C. Perthes.



Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

M 8.
(Ausgegeben am 19. Juni 1886.)

6 26. Negierungs · Verorduung vom 21. Mai 1886,
die Beerdigung der Leichen der an gewissen ansteckenden Krankheiten ver-

storbenen Personen betreffend.
Mit Seronissimi Hächser Genehmigung wird zur Minderung der von der Be-

erdigung der Leichen von an ansteckenden Krankheiten gestorbenen Personen herrührenden
Gefahren verordnet, was folgt:

. 1.

Bei der Beerdigung der Leichen von Personen, welche an Cholera, Pocken,
Flecktyphus, Unterleibstyphus, Diphterie, Scharlach, Masern oder
epidemischer Nuhr verslorben sind, ist verboten:

die Ausstellung der Leiche in dem Hause, in welchem der Todesfall stattgefunden
oder von welchem aus das Begräbniß erfolgt,

jede Leichenfeierlichkeit und Trauerversammlung daselbst mit oder ohne Bewirthung,
überhaupt der Eintritt in den Raum, in welchem sich die Leiche befindet, von

Seiten anderer als der mit dem Leichendienst beschäftigten Personen und der
nächsten Verwandten des Verstorbenen,

das Grabgeleite von Schulkindern, sowie überhaupt der Zutrikt von Kindern.

§. 2.
Die Beerdigung der §. 1 gedachten Leichen ist innerhalb 48 bis 66 Stunden

nach dem Tode zu bewirken.
· Die Leichen der an Cholera, Pocken, Flecktyphus Verstorbenen sind jedoch wo
irgend thunlich früher und möglichst rasch nach der Feststellung des Todes zu bestatten.

An Orten, für welche eine Leichenhalle vorhanden ist, sind die im ersten Absatz
gedachten Leichen möglichst bald, spätestens innerhalb 24 Stunden nach dem Tode in den
dazu bestlimmten Räumen der Leschenhalle bis zur Beerdigung unterzubringen.

8. 8.
Das Landrathsamt ist ermächtigt, auf Anregung des zuständigen Physikates bei

besonders bösartigem Auftreten auch anderer ansteckender Krankheiten als der oben ge-
nannten die gedachten Verbote für gewisse Gemeindebezirke in Kraft zu sehen, sowie auch
unter Umständen im sanitätspolizeilichen Interesse außer den obengedachten noch weitere

15
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Vorsichtsmaßregeln (z. B. Anordnungen von Reinigungen, frühere Vornahme der Be-
erdigungen u. s. w.) zu verfügen und Zuwiderbandlungen mit Strafen zu bedrohen.

S. 4.

3unwiderhandlungen gegen die §. 1 und 2 gedachten Vorschriften lind mit Geld-
strafen von 3 bis 100 Mark lder Desistrafen bis zu 14 Tagen zu ahndenGrreiz, d5(07 #r Mai 1

Firrstlich Rauß . Landesregierung.aber.

C. Perthes.

27. Nachtrag vom 29. Mai 1886
zu der Landesherrlichen Verordnung vom 4. December 1882, die Regelung
verschiedener bei Beerdigungen auf den Gottesäckern derLandeskirche in Be-

tracht kommenden Verhaltanf, sowie die Grabdenkmäler betreffend.

Wir Heinrich der Jwei und Iwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Neuß Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 2c.
verordnen auf Antrag Unsercs Consistortumo und Unserer Landesregierung als Nachtragzur Verordnung vom 4. December 1882, die Regelung verschiedener, bei Beerdigungen
auf den Gottesäckern der Landeskirche in Betracht kommenden Verhältnisse, sowie die
Grabdenkmäler betreffend, das Folgende:

Saß a im F. 4 der bezeichneten Verordnung wird aufgehoben und durch folgende
Bestimmung ersett:

Es ist ein Genehmigungsschein des zuständigen Geisllichen einzuholen, welcher in
der Regel zu gewähren ist, wenn der zuzuziehende Geistliche einer im hiesigen Lande an-
erkannten christlichen Confession angehört, der Gebrauch der Kirche und die Begleitung
der Schule nicht beansprucht wird und ein demonstratives Gebahren bei der Begräbniß-
feier nicht zu besorgen steht.

Bei Beerdigungen ist vor dem Trauerhause, auf dem Wege zum Gottesacker und
auf dem letzteren die Aufführung von Trauergesängen und Trauermusik, sowie das Halten
von Reden nur nach eingeholter Genehmigung des zuständigen Geistlichen gestattet.

Unzulässig ist dagegen das als Demonstration einer der Kirche sowie der staat-
lichen Ordnung feindlichen Gesinnung sich darstellende Führen und Tragen von Fahnen,
rothen Schleifen und anderen Abzeichen, ferner das unbesugte und mit dem Ernste der
Handlung unvereinbare laute Sprechen sowie das Tabakrauchen, desgleichen der Zutritt
oder die Mitnahme solcher unconfirmirter Kinder zum Gottesacker, welche nicht zum Leichen-
condukte gehören.

III.

Die Strafvorschrift in F. 8 der Eingangs gedachten Verordnung leidet auf dieBestimmungen im vorstehenden Abschnitt II siungemäße Anwendung
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Die Einziehung der verbotswidrig geführten Fahnen, Schleisen und anderen Ab-
zeichen ist zulässig.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung Höchsteigenhändig vollzogen und Unser
Fürstliches Insiegel beifügen lassen.

Gegeben Neue Burg zu Greiz, am 29. Mai 1886.
(L. S.) Heinrich XXII.

Faber.

28. Negierungs-Verordnung vom 2. Juni 1886,
Abänderungen des Statuts für die Erhebung der Communanlagen in der

Stadt Greiz betreffend.
Mit Höchster Genehmigung Sr. Hochkürstlichen Durchlaucht wird auf den im

Einvernehmen mit dem Gemeinderath gestellten Antrag des Gemeindevorstandes zu Greiz
verordnet was folgk:

Art. I.
Die §§. 18, 21, 36 und 37 des mittels Landesherrlicher Verordnung vom 2.

November 1867 bekannt gemachten Statuts für die Erhebung der Communanlagen in
der Stadt Greiz werden hiermit aufgehoben.

Art. II.
An Stelle der aufgehobenen Paragraphen treten neue in folgender Fassung:

k 18.

Handelt es sich um die aussshud des Einkommens aus Gewerbe und Erwerbe,
aus der Uebung einer Kunst oder Wissenschaft u. s. w., so ist das Absehen auf die Er-
miltelung des Rein-Einkommens zu richten. Dieses ist auf dem Weg zu finden, daß
einerseits Alles in Betracht gezogen wird, was dem Abzuschäbenden aus den von ihm be-
triebenen Geschäfts= oder Erwerbszweigen an Haupt- und Nebeneinnahmen, wie sonstigen
Vortheilen zufließt und daß andererseits hiervon nur diejenigen Ausgaben abgerechnet
werden, welche unmittelbar auf den Betrieb des Geschäfts oder Gewerbes der betref-
senden Person verwendet werden z. B. auf den Ankauf von allen Materialien für den
Geschäftsbetrieb, auf die Anschaffung von Handelswaaren, auf die Anschaffung und Er-
haltung der in dem Gewerbe ekwa zur Anwendung kommenden Maschinen oder Werkzeuge,
auf die Vergütung der Thätigkeit der außer den Geschäftsinhabern für das Geschäft be-
schäftigten Personen incl, der Arbeiter aller Art.

· agegen dürfen von obgedachter Einnahme weder die Ausgaben, die der Abzu-
schäbende auf Nahrung, Kleidung, Wohnung und sonstigen Unterhalt für sich und seine

ngehörigen, auf den Unterricht seiner Kinder und die Erhaltung seines Hausstandes,
sowie für andere nicht geschäftliche oder gewerbliche Zwecke macht, noch die Aufwendungen
in Abzug gebracht werden, welche in einer Kapitalaulage zur Vergrößerung des Geschäfts
oder zu Verbesserungen aller Art oder in etwaigen Verlusten an dem in dem Geschäfts-
betrieb verwendeten Kapital (Geschäftsfonds) bestehen.

as auf diesem Weg ermittelte Rein-Elnkommen unterliegt der direkten Befteuerung
zu Gunsten der Gemeinde nach Maßgabe dieses Statuts.
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8.2Für die Arbeiten der Abschätzung 8 eine Commission niedergesetzt, welche aus
einem Mitglied des Gemeindevorstandes oder beanftragten und verpflichteten Vertreter des-
selben, drei Mitgliedern des Gemeinderaths und acht bei der städtischen Verwaltung unbe-
theiligten Personen besteht. Von den lebteren acht haben mindestens 2 dem Kausmanns-
oder Fabrikantenstande, sowie 2 dem Handwerksstande, einer den Landgrundbesihern und
einer der Klasse der Festbesoldeten anzugehören. Mit alleiniger Ausnahme dieses letztge-
dachten Mitgliedes der bezeichneten Kommission müssen alle Mitglieder derselben das
Bürgerrecht der Stadt Greiz besitzen.

Auher diesen zwölf stimmberechtigten Mitgliedern haben die Bezirksvorsteher mit
berathender Stimme regelmäßig den Sitzungen der Commission beizuwohnen.

. 36.

In dem Fall sub b hat, wenn der Brtheiligte eine Darlegung des Einkommens
der gesammten Commission nicht machen will, dieselbe den Gemeindevorstand um Bestim-
mung eines geeigneten, nöthigenfalls mit der kaufmännischen Buchhaltung sattsam bekann-
ten, zur Bewahrung des Amtsgeheimnisses eidlich verpflichteten Gemeindebeamten zu er-
suchen, welchem nach dessen entsprechender Beaustragung durch den Gemeindevorstand der
Reklamant die erforderlichen Nachweise zur Beurtheilung seines Einkommens mitzutheilen hat.

Ueber das zahlen mähige Ergebniß der von dem beauftragten Beamten zur
Ermittelung des Rein-Einkommens (vgl. §. 18 oben) in Betreff der in Betracht kommen-
den thatsächlichen Einnahmen und Ausgaben unternommenen Erörterungen und erhaltenen
Nachweisungen hat derselbe sich in einem hierauf an die Commission zu erstatlenden Be-
richt auszusprechen, aber nur über dies Ergebniß. Ueber die ihm bei den angestellten
Ermittelungen zur Darlegung der das Maaß der fraglichen Einnahmen und Ausgaben
bedingenden Umstände (z. B. über Bezugöquellen, Absatzgebiete, Kundschaft oder Geschäfts-
geheimnisse anderer Art) hat der beauftragte Gemeindebeamte auch der Commission gegen-
über das strengste Stillschweigen zu bewahren.

Findet die letztere in Uebereinflimmung mit dem bezüglichen Volum des beauf-
tragten Gemeindebeamten in dem berichteten Ergebnisse einen genügenden Nachweis in
Vetreff des von dem Vetheiligten behaupteten Nekn.Einkonmens so ist die Reklamation
insoweit als begründet anzusehen.

§. 37.
Eidliche Bestärkung kann die Commission verlangen sowohl, wenn Reklamant zu

solcher (siehe oben G. 35) sich erboten, als auch, wenn die der gesammten Einschähungs-
kommission oder dem beauftragten Gemeindebeamten hemachten Darlegungen zur Be-

ründung der Reklamation von der Commission beziehungsweise von dem beauftragten
eamten nicht für ausreichend erachtet worden sind. Die eidliche Bestärkung hat vor dem

Gemeindevorstand zu ersolgen.

Diese Verordnung tritt aant 8 n 1. Publikation in Krast.
Greiz, am 2. Juni

Hirau Reuß- Plaussche Landesregierung.
C. Perthes.
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Gesetzsammlung
für

das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.
W 9

(Ausgegeben am 1. Juli 1886.)

29. Negierunge= Verorduung vom 29. Juni 1886,
betreffend die Gewährung der Rechtshilfe an Behörden anderer deutscher

Bundesstaaten bei Zwangsvollstreckung in Verwaltungsangelegenheiten
in Ausführung des Gesetes vom 3.Junuar 1

Mit Serenissimi Höchur Genehmigung wird zur Ausführung des Gesetzes vom
3. Jannar 1883, die Vollstrecung von Entscheikungen und Verfügungen der Ver-
waltungsbehörden anderer deutscher Bundesstagten und des Deutschen Reiches und die
Zwangsvollstreckung wegen Geldleistungen an öffentliche Kassen in anderen dentschen
Bundesslaaten und des Deutschen Reiches im Verwaltungdweg betreffend, das Folgende

verordnet: 1

Für den Verkehr mit den Vehörden des Großherzogthums Sachsen-Weimar=
Eisenach, des Herzogthums Sachsen-Altenburg und des Fürstenthums Schwarzburg-
Sondershausen wird der nachstehende, am 12. Juni 1885 zu Eisenach abgeschlossene
Vertrag mit dem 1. Juli laufenden Jahres dergestalt in Krast gesetzt, daß die Inan-
spruchnahme und Gewährung von Rechtohilfe bei Zwangsvollstreckungen in Verwaltungs.
angelegenheiten von diesem Zeitpunkt ab gegenüber den Vehörden der genannten Staaten
nach Maßgabe der Bestimmungen des gedachten Verlrags zu erfolgen hat.

II.
Der Zeitpunkt, von welchem ab der nachstehende Vertrag für den Verkehr mit

den Behörden der anderen betheiligten Staaten in Kraft treten wird, wird durch Fürsl-liche Landesregierung bekannt gegeben wer
Greiz, am 29. Juni 1886.

Fürstl. Reuß-Pl. Landesregierung.
v. Geldern-Erispenderfi.

C. Perthes.

16
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Vertrag vom 12. Juni 1885.
Seine Hochfürstliche Durchlaucht der Fürst von Reuß älterer Linie,
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Sachsen-Weimar.Eisenach,
Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Meiningen,
Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Altenburg,
Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Coburg-Gotha,
Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg-Sondershausen,
Seine Durchlaucht der Fürst von Schwarzburg.Rudolstadt,
Seine Durchlaucht der Fürst von Reuß jüngerer Linie,

haben Verhandlungen wegen Abschluß einer Vereinbarung über Gewährung gegenseitiger
Rechtehilfe bei Zwangsvollstreckungen in Verwaltungsangelegenheiten eröffnen lassen und
zu Bevollmächtigten bestellt:

Seine Hochfürstliche Durchlaucht der First- von Reuß älterer Linie:Hoöchstihren Regierungsrath Weidin
Seine Königliche Hoheit der Großherzog * Sachsen-Weimar-Eisenach

Höchstihren Geheimerath Freiherrn Dr. von Groß und
Höchstihren Regierungsrath Stier.

Seine Hoheit der Herzog von Sachsen. Meiningen:öchstihren GGeinsn. Staatsrath Dr. Heim,
Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Altenburg:

Höchstihren Geheimerath Sonnenkalb,
Seine Hoheit der Herzog von Sachsen-Coburg-Gotha:

Höchstihren Geheimen Staaksrath breigerrn- don Ketelhodt undHöchstihren Geheimen Regierungsrath Bau
Seine Durchlaucht der Fürst von nn

öchstihren Staatsrath Dr. Schamba
Seine Durchlaucht der h von -

Höchstihren Regierungsraih Mohr,
Seine ehlaae der Fürst von Reuß jüngerer LinieHöchstihren Geheimen Regierungsrath Fischevon welchen Volimahüngten nachstehender Vertrag unter bdem Vorbehalte allseitiger Rati-

fikation abgeschlossen worden ist:

5*

J.
Die betheiligten Staatsregierungen sichern sich zu, gegenseitig auf dem der Lage

des einschlagenden Landesrechts entsprechenden Wege Vorkehrung dahin treffen zu wollen,
daß die von einer Verwaltungsbehörde in einem der betheiligten Staaten erlassenen Ver-
fügungen, welche nach den Gesetzen dieses Staates vollstreckbar sind, in dem Gebiete jedes
der anderen betheiligten Staaten in der den Gesetzen dieses anderen Staates entsprechenden
Weise unter Anwendung der nachfolgenden Grundsätze zur Zwangsvollstreckung gebracht
werden können.

Zu den Verfügungen im obigen Sinne sind auch diejenigen Entschließungen von
Verwaltungsbehörden zu rechnen, durch welche die in denelben bezeichneten Ansprücheauf Grund des Landesrechtes für vollstreckbar erklärt werden.
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II.

n Die Vollstreckung erfolgt auf Grund eines Ersuchens derjenigen Behörde, welche
die zu vollstreckende Verfügung erlassen hat oder nach dem betreffenden Landesrechte zur
Vollstreckung derselben berufen ist. Das Ersuchen kann auch durch die vorgesetzte Behörde
erlassen werden.

Das Ersuchen hat außer dem Inhalte der Verfügung die Versicherung der Voll-
streckbarkeit zu enthalten.

as Ersuchen ist an die zur Vollstreckung gleichartiger Verfügungen berufene
Behörde des betheiligten anderen Staates zu richten, innerhalb deren Bezirks die Person,
gegen welche die Vollstreckung ftattfinden soll, ihren Wohnsitz oder Aufenthaltsort hat
oder die Gegenstände der Vollftreckung sich befinden.

st die angerufene Behörde nicht zuständig, so ist, falls aus dem Ersuchen her-
vorgeht, welche sonstige Vehörde im Sinne des vorhergehenden Absatzes zuständig sein
würde, das Ersuchen unmittelbar an diese Behörde abzugeben.

Bei Zweifeln in Betreff der Zuständigkeit ist die Behörde, welche die Vollstreckung
vorzunehmen hat, durch die zuständige Oberbehörde des ersuchten Staates zu bestimmen.

III.
Die zuständige Behörde des ersuchten Staates hat das zur Vollstreckung der Ver-

fügung Erforderliche nach Maßgabe des eigenen Landesrechtes wahrzunehmen. Ist zurVollstreckung die Mitwirkung einer anderen Lepöroe beziehungsweise besonderer Vollzugs-
organe, erforderlich, so ist diese Mitwirkung durch die ersuchte Behörde herbeizuführen.

Die Vollstreckung darf von der zuständigen Behörde mit Ausnahme der nach-
folgenden Fälle nicht abgelehnt werden:

1. Das Ersuchen um Vollstreckung ist abzulehnen, wenn die vorzunehmende Voll-
streckungshandlung nach dem Rechte des ersuchten Staates nicht zulässig ist.

2. Das Ersuchen kann abgelehnt werden, falls der Gegenstand der Verfügung
die eigene sachliche Zuständigkeit einer Verwaltungs-Behörde des ersuchten
Staates begründet haben würde.

Die Vollstreckung ist einzustellen, falls Einwendungen erhoben werden, über
welche nach den Gesetzen des ersuchenden oder des ersuchten Staates zuvor im Rechtswege
zu entscheiden ist.

IV.
Ueber Einwendungen gegen die Vollstreckbarkeit der Verfügung haben die zu-

sländigen Behörden des ersuchenden Staates nach dem in diesem geltenden Rechte, über
Einwendungen, welche das Vollstreckungsverfahren betreffen, diejenigen des ersuchten
Staates nach dem in ihm geltenden Rechte zu entscheiden.

Ueber eine Ablehnung oder Einstellung der Vollstreckung, welche sich auf die Vor-
schriften unter Z. III gründet, haben erforderlichen Falles die Behörden des ersuchten
Staates in dem dort bestehenden Instanzenzuge zu entscheiden.

V.
Zustellungen, von welchen die Vollstreckbarkeit der von einer Verwaltungsbehörde
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eines der betheiligten Staaten erlassenen Verfügungen abhängig ist, können je nach dem
Rechte dieses Staates in jedem der anderen betheiligten Staaten, sei es unmittelbar durch
die Post oder durch Vermittelung der zur dereinstigen Vollstreckung zuständigen Behörde,
welcher zu diesem Zwecke die zuzustellende Verfügung unverschlossen zu übersenden ist,
vorgenommen werden.

Die Bestimmung unter Z. II Absatz 4 über die unmittelbare Abgabe an die zu-
ständige Behörde Seitens der angerufenen unzuständigen Behörde findet auch hier ent-
sprechende Anwendung.

VI.
Baare Auslagen, welche bei den vollstreckenden oder die Zustellung vermiktelnden

Behörden entstehen, sind von der ersuchenden Behörde zu ersetzen, falls dieselben nicht
von der Person beigezogen werden können, gegen welche die Vollftreckung gerichtet oder

an welch di%„m7 zu bewirken ist.Beslimmungen in der Bekanntmachung des Vundeskanzlers vom 29. August1870 — , G. BVl. S. 514 —, der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 17.

April 1872 — R. G. Vl. S. 168 — und in F. 4 der die Einziehung von Gerichts-
kosten betreffenden Anweisung des Bundesraths vom 23. April 1880 — Centralblatt
für das deutsche Reich S. 278 — werden hiervon nicht berührt.

VII.
Die betheiligten Staatsregierungen werden sich gegenseitig unmittelbar von dem

Zeitpunkte in Kenntniß setzen, von welchem ab sie in der Lage sind, die vereinbarte Rechts-
hilfe eintreten zu lassen, und auf Grund dieser Mittheilungen mit jeder der betheiligten
anderen Staatoregierungen die Zeit des beiderseitigen Inkrasttretens der vorliegenden Ver-
einbarung festsetzen.

Der Rücktritt von dem gegenwärkigen Uebereinkommen steht einer jeden der an
demselben betheiligten Staatsregierungen gegenüber jedem anderen der vertragsschließenden
Staaten durch einfache, an die betreffende andere Staatsreglerung abzugebende schriftliche
Erklärung mit der Wirkung zu, daß hierdurch die Vereinbarung für beide betheiligte
Staaten mit dem Ende des Kalenderjahres, in welchem diese Erklärung abgegeben worden
ist, außer Kraft irllt.

So geschehen zu Eisenach am 12. Juni 1885.

(Hez.) C. Weidinger. L. Baudler.
Freiherr R. v. Groß. Dr. Schambach.

Stier. Mohr.
Heim. Fischer.

Sonnenkalb.
öhr. v. Ketelhodt.
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Gesetsammlung
das Fürstenthum * Aelterer Linie.

es am 3.0. 188.)

30. N Bekanntmach vom 26. Juni 1886,

Abänderungen qu Telchraphenordnung vom 13. August 1880 betreff end.
Nachstehende Abänderungen der Telegraphenordnung vom 13. August 1880

werden für das Staatsgebiet des Fürstenthums zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Greiz, am 20. Juni 1886.

u- Reuß-Pl. Landesregierung.v. Geldern-Crispendorf
i. V.

C. Perthes.

Berlin, 11. Juni 1886.

Abänderungen
Telegraphenordnung vom 13. August 1880.

Die auf Grund des Artikels 48 der Reichsverfassung jrlassen Telegraphenord=
mung vom 13. ##a 1880 wird in folgenden Punkten abgeänder!1. Im§.3, „Dienststunden derTelegraphenanslalten" betrefsend, ist hinter

8 brelebten Sate, welcher mit *&amp;ädô2 Worten „8 Uhr Morgens“endigt, solgender Zusatz einzuschaltAn Sonn- und Festtagen wird jedoch von der Mchwaht dieser Anstalten beschränkter
Dieuft abgehalten.

2. Im F. 4, „Orle“, nach wacchen ulkgramme gerichtet werden können“ be-treffend, ist im AbsatzI hinter den Worten „durch die Post be-
fördert werde“ der Saß einzufügen:

Die Verwendung von Eilboten zur Beförderung von Telegrammen zwischen
Orten, in welchen Telegraphenanstalten bestehen, ist dagegen ausgeschlossen.

17



104

3. Im 8. 5, „Eintheilung der Telegramme“ belreffend, treten folgende
n:

1. Im Ablat V ista) der Satz: „Jedes Telegramm darf nur aus Wörtern bestehen, welche einer

an verseben Eprache (vergl. unter III) angehören“" zu streichen und da-r*-4 en
Die uclgrann bürfen nur der deutschen, englischen, spanischen, französischen,

italienischen, niederländischen, porkugiesischen und lateinischen Sprache angehörige Wörter
von höchstens 10 Buchstaben enthalten. Jedes Telegramm kann aus allen vorerwähnten
Sprachen entnommene Wörter enthalten. Auch dürfen in dem Texte der in verabredeter
Sprache abgefaßten Telegramme eine oder mehrere Stellen in offener Sprache enthalten
sein. In diesem Falle müssen die Stellen in verabredeter Sprache zwischen Klammern
gesetzt werden, welche dieselben von dem vorhergehenden oder nachfolgenden Tat in offener
Sprache scheiden.

b) am Schlusse hinter den Worten „einer Prüfung zu unterziehen“ hin-
zuzufügen:rn die Rechtmäßigkeit der benutzten Wörter festzustellen.

2. Im Absa V ist unter a statt der Worte „geheimen Buch-staben“ zu sehenaus Vichstaben mit geheimer Bedeutung.
3. Der Absab VI erhält folgende veränderte Fassung:

VI Der Terxt der in chiffrirterSprache abgefaßten Telegramme darf eine oder
mehrere Stellen in offener Sprache enthalten. In diesem Falle müssen die Stellen in
chiffrirter Sprache zwischen Klammern gesetzt werden, welche dieselben von dem vorher-
gehenden oder nachsolgenden Text in offener Sprache scheiden. Der chiffrirte Text muß
Weschlehiic aus Buchslaben des Alphabeks oder ausschließlich aus arabischen Ziffern zu-
sammengesebt sein.

A4. Im §. 6, „Allgemeine Erfordernisse der zu baserbernden Telegramme“ be-
Auwien, treten folgende Aenderungen ein:Am Schlusse des Absatzes I ist F hntragen:

Die Aligand von Telegrammen ohne Text ist zulässig.
2. Zwischen Absah V und VI ist nachstehender neue Absah ein-

zuschalten:
Va Als eine Abkürzung der Aufschrift wird auch angesehen, wenn der Empfänger

verlangt, daß an ihn gerichtete Telegramme, ohne diesbezügliche nähere Angaben in der
Aufschrift, zu gewissen Zeiten in bestimmten Lokalen, z. B. an Wochentagen in dem Ge-
schäftölokal, an Sonntagen in der Wohnung oder zu gewissen Stunden in dem Komtoir,
zu anderen in der Wohnung oder der Börse regelmäßig bestellt werden sollen. Die hier-
für im Voraus zu entrichtende Gebühr beträgt ebenfalla 30 Mark für das Kalenderjahr;
sie kommt auch dann zur Erhebung, wenn der betreffende Korrespondent für die an ihn
gerichteten Telegramme mit der Telegraphenanslalt eine abgekürzte Ausschrift vereinbart bg.
die Gebühr dafür elngezahlt hat.
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3. Im Absatz VI sind die Angaben hinter den Worten „olgende
Atkürzungen gebraucht werden," wie folgt zu ergänzen:

(b) für „dringendes Telegramm
(8) für -gebührenpsichtiges Diensttelegramm-,
(Rl) für „Ankwort bezahlt",
(RbPD) für „dringende Antwort bezahlt".
(TO) für „verglichenes Telegramm",
(CR) für „Empfangsanzeige",
(F8) für v-eshpusenden( für „poft begahlt
(PR) für „Post eingeschriebens,
(XI) für „Eilboten bezahlt",
(Ehr) für „Estafette bezahlt",
(RO) für „offen zu bestellendes Telegramm".

5. Im §. 8, „Wortzählung“ betreffend, treten foltzende Aenderungen
ein:

. Am Schlusse der Angaben unter c ist nachzutragen:
Es werden jedech die Namen der Bestimmungsanstalt und des Bestimmungslandes, aber
uur in der Telegramm-Ausschrift, ohne Rücksicht auf die Zahl der gebrauchten Buchstaben
als je ein Wort gezählt, (3. B. Reußgreiz, Franksurtmain, Wästewaltersdorsbzbreslau)
unter der Bedingung, daß diese Namen so geschrieben sind, wie sie in den amtlichen
Verzeichnissen erscheinen.

2. Unter f sind im zweiten Satze an Stelle der zustreichen den
Angaben: „Ti#el, Vornamen, Redetheilchen und Eigenschaftsbezeich-
nungen"“ die Worte:

Namen von Schiffen
zu setzen.
UnterI sind im ersten Satze die Worte:

sowie die Worte in zulässiger verabredeter Sprache
zu streichen.
Ferner ist hinter den Worten „unter c bis F entsprechend gezählt“
inzufügen:Die Wörter in nverabredeterSprache dürfen nach den im Absatz IV des Para-

Kraphen 5 gegebenen Regeln höchstens 10 Buchstaben enthalten.
4. Am Schlusse ist nach zutragen:

n) Die Wortzählung der Aufgabeanstalt ist für die Gebührenberechnung dem Aulgeber
tegenüber entscheidend.

6. Im §. 9, „Gebühren für gewöhnliche Telegramme“ betreffend, erhalten
die Asäte 1 und II folgende veränderte Fassung:

1 Für das gewöhnliche Telegramm wird auf alle Entfernungen eine Gebühr von
6 Pfennig für jedes Wort, mindestens jedoch der Betrag von 60 Pfennig erhoben.

177

*
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II Für gewöhnliche Stadtlelegrammr, welche in solchen Städten zugelassen werden,
innerhalb deren Weichbild mehrere unter sich durch Telegraphenleitungen verbundene
Telegraphenanstalten dem Verkebr geöffnet sind, wird eine Gebühr von 3 Pfennig für
jedes Wort, mindestens jedoch der Betrag von 30 Pfennig erhoben.

7. Im §. 10, „Dringende Telegrammes betreffend, erhält der zweite Satz
folgenden veränderten Wortlaut:

Hür dringende Telegramme wird demnach eine Gebühr von 18 Pfennig, bz. bei
Stadttelegrammen eine Gebühr von 9 Pfennig für das Wort, mindestens jedoch der Be-
trag von M. 1,v0 bz. von 90 Pfennig erhoben (vergl. §. 9).

8. Im §. 11, „Bezahlte Antwort" betreffend, werden die Absätze I, II und
tIV wie folgt, abgeändert:

1 Der Aufgeber kann die Antwort, welche er von dem Empfänger verlangt,
vorausbezahlen; die Vorausbezahlung darf indessen die Gebühr eines Telegramms irgend
einer Art von 30 Wörtern nicht überschreiten.

II Für das vrnchubcgahlende Antwortotelegramm wird, wenn der Aufgeber die
für die Antwort bezahlte Wortzahl nicht angegeben hat, die Gebühr eines gewöhnlichen
Telegramms von 10 Wörtern berechnet. Soll eine andere Wortzahl für die Antwart
vorausbezahlt werden, so hat der Ausgeber den vor der Ausschrift niederzuschreibenden
Vermerk „Antwort bezahlt“ oder „(Rh.)“ durch die Angabe der vorausbezahlten Wort-
zahl zu ergänzen; z. B. „18 Worter Antwort bezahlt“ oder „(R P 18).“7 Der Au#geber
eines Telegramms mit mehreren Aufschriften, welcher die von den Empsfängern seines
Telegramms verlangte Ankwort bezahlen will, hat vor die Angabe jedes einzelnen Em-
pfängers, dessen Antwort er vorausbezablt, den unter kubstäche durch die Angabe der

ortzahl zu ergänzenden Vermerk „Ankwort bezahlt“ oder „(KPp), zu sehen. Wenn
der Aufgeber eine dringende Ankwort bezahlen will, so hat er den untes Umständen durch
die Angabe der Wortzahl zu ergänzenden Vermerk „dringende Antwort bezahlt“ oder
„(Rl.D)“ vor der Aufschrift niederzuschreiben; es kommt alodann die Gebühr eines dringen-
den Telegramms von entsprechender Wortzahl zur Erhebung.

IV Eine Rückzahlung der Antwortgebühr findet nicht statt.

9. Su 8. 12, erglichene Telegramme“ betreffend, erhäl! der zweiteb des Absates l folgenden veränderten Wortlau
In Falle hat er vor der Aufschrift den Vermerk — oder

„(IC)“ niederzuschreiben. Das Telegramm ist dann von den verschiedenen Anstalten,
welche bei seiner Beforderung mitwirken, vollständig zu vergleichen.

Ferner ist im Absab ll statt der Angabe „gleich der Hälfte“ zu setzen:
gleich einem Viertel.

10. Im S. 13, ziämsungsanzeigen“ betreffend, ist am Schlusse des Ab-satzes I nachzutragen
Er hat in diesem Falle vor die Aufschrist den Vermerk „Empfangsanzeige bezahlt“

oder „(CR)“ zu schreiben.
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11. Im §. 16, „Vervielfältigung von Telegrammen“ betreffend, erhält der
Absaß U hinter den Worten „in die Wortzahl eingerechnet werden;
lolgende veränderte Fassung:

für die zweite und jede weitere Ausfertigung wird bei Telegrammen bis zu 100 Woörtern
eine Gebühr von je 40 PMeennig und bei längeren Telegrammen für jede Reihe oder den
Bruchiheil einer Reihe von 100 Wörtern eine Gebühr von je 40 Pfennig mehr erhoben.
In dieser Berechnung erscheint die Gesammtzahl der Wörter des Textes, der Unterschrift
und der Aufschrift, und zwar wird die Gebühr für jede Ausschrift besonders festgestellt.

12. Im F. 17, „Weiterbeförderung" betreffend, treten folgende
Aenderungen ein:

1. Der Absahy III erhält bis zu den Worten „I. für Telegramme",
solgende anderweite Fassung:

III Telegramme, welche die Angabe „Post" vor der Ausschrift enkhalten und
demgemäß mit der Post weiterbefördert, oder welche postlagernd niedergelegt werden sollen,
werden von der Ankunftsanstalt in der Regel ohne Kosten für den Aufgeber und für den

gupsinger als gewöhnliche Briefe zur Post gegeben. Ausgenommen sind jedoch folgendeäälle:

1. Telegromme, welche als eingeschriebene Briefe zur Post gegeben werden sollen,
sind mit der vor der Aufschrift niederzuschreibenden Angabe „Post eingeschrieben“
oder „(PR)“ zu versehen und unterliegen einer vom Aufgeber zu entrichtenden
Einschreibgebübr von 20 Pfennig. Diese Einschreibgebühr von 20 Pfennig
kommt auch bei der Auflieferung aller Telegramme mit Empfangsanzeige,
welche mit der Post weiterbefördert, oder postlagernd niedergelegt werden sollen,
zur Erhebung, da diese Telegramme stels als eingeschriebene Briese zur Post
cegeben werden.

 IAn Folge der Einschaltung dieser neuen Ausnahme sind die
beiden bieher mit Nr. 1 und 2 bezeichneten Ausnahmen unter 2 und 3
aufzuführen.

2. Am Schlusse kreten folgende neue Absätze hinzu:
VI In gällen der gleichzeitigen Abtragung mehrerer Telegramme durch denselben

Volen an denselben Empfänger findet die vorstehende Bestimmung unter V gleichmäßig
Anwendung. Werden im Uebrigen durch denselben Voten an denselben Empfänger
zleichzeitig solche Telegramme abgetragen, für welche das Votenlohn im Voraus be-
zahlt ist, und solche, bei welchen dies nicht der Fall ist, so ist vom Empfänger das er-
wachsene Votenlohn, abzüglich der im Voraus bezahlten Beträge, zu entrichten. Die auf
elwa gleichzeitig zur Abtragung gelangende Eilpostsendungen im Voraus bezahlte Bestell-
gebühr bleibt hierbei außer Vetracht.
VII In geeigneten Fällen werden auf besonderes schriftliches Verlangen des Empfängers

die für ihn eingehenden Telegramme seitens der Telegraphenanstalt nicht durch Eilboten
bestellt, sondern den Voten des Empfängers gelegentlich der jedesmaligen Abholung von

Postsendungen mitgegeben. Unzuträglichkeiten, welche etwa aus dieser Einrichtung entstehen,
hat die Telegraphenverwaltung nicht zu vertreten.
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13. Im 8. 20, „Zurckziehung und Unterdrckung von Telegrammen“ bettreffend,
sind im zweiten Sate des Absages I die Worte „bezahlte Antwort-
zu streichen; ferner ist im zweiten Sage des Mbsatzes II statt „brieflich
zu setzen:

miltels unfrankirten Briefes.
14. Im §. 21, „Behandlung der Telegramme bei der Bestimmungsanstalt“ be-

kreffend, ist im Absatz III
1. hinter den Worten „Die ankommenden Telegramme werden" ein-

zuschalten:
nach der Reihenfolge ihrer Aufnahme und ihres Vorranges, und zwar:

2. am Schlusse hinter den Worten „Beschleunigung zugeführt“ der
Vermerk hinzuzufügen:

(Wegen Uebergabe der Telegramme an die Boten des Empfängers vergl. §. 17 VII.

15. Im §. 22, „Bestellung der Telegramme bei der Bestimmungsanstalt“ be-
treffend, erhält der Absatz IV bis zu den Worten „insofern der
Empfänger" nachstehende anderweite Fassung:

IV Privattelegramme, sowie die nicht an eine Behörde oder deren Vorstand ge-
richleten dienstlichen Telegramme sind dagegen im Falle der Abwesenheit des Empfängers
an ein erwachsenes Familienglied oder, wenn auch ein solches nicht zur Stelle ist, an die
Geschästsgehülsen, an die Dienerschaft, Haus= oder Wirtholeute oder an den Thürhüter
des Gasthofes bz. des Hauses zu bestellen.

16. Der §. 25, „Vrichtigungstelegromme-“ belreffend, wird wie folgt,
abgeänder

I Alle Telegramme, wesche behufs Berichtigung oder Ergänzung eines beförderlen
oder in der Beförderung begriffenen Telegramme auf Antrag des Aufgebers oder des
Empfängers zwischen zwei Telegraphenaustalten gewechselt werden, sind Diensttelegramme,
kür welche der Antragsleller die dafür entfallenden Gebühren zu entrichten hat.

II Der Aufgeber oder der Empfänger eines jeden Telegramms kann innerhalb
einer Frist von 72 Stunden nach der Aufgabe bz. Ankunft die Nichtigstellung ihm etwa
zweifelhaft erscheinender Mörter fordern. Er hat die folgenden Beträge zu hinterlegen:

a) wenn das Verlangen vom Aufgeber ausgeht, den Preis eines Telegramms,
welches die Zahl der zu wiederholenden Wörter enthält, ferner den Preis für die Ankwork,

wenn er wur, llech, verlangt;
u das Verlangen vom Empfänger ausgeht, 1. den Preis des Delegrammewelched den ntag stellt, 2. den Preis eines Fhunebenl für die Antwor

III Die für die Berichtigungstelegramme erhobenen Gebühren werden 5er desfallslgen
Antrag zurückgezahlt, wenn die Wiederholung unzweiselhaft enweist, daß das oder die
wiederholten Wörter im Ursprungstelegramm unrichtig wiedergegeben worden sind. Wenn
im Ursprungstelegramm einige Wörter richtig und einige andere Wörter unrichtig wieder-
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gegeben worden sind, so wird derjenige Gebührenautheil nicht erstatlet, welcher der Anzahl
der Wörter entspricht, die im Antrags= und Antwortslelegraum gebraucht worden sind,
en die Wiederholung der im ursprünglichen Telegramm richtig gegebenen Mörter zuer angen

IV Die Gebühr für das Ursprungstelegramm, welches zu dem Antrage auf Be-richligung 8 gegeben hat, wird nicht zurückgezahlt.
V Dem Antrage auf Berichtigung eines beförderten oder in der Beförderung be-

griffenen Telegramms darf von den Telegraphenanstalten nur dann Folge gegeben werden,
wenn der Antragsteller sich als Aufgeber oder Empfänger des betreffenden ursprungs-
lelegramns oder als Bevollmächtigter eines derselben ausgewiesen hat.

Vorstehende Aenderungen treten mit dem 1. Juli 18866 in Krast.

Der Reichskauzler.
In Vertretung:

von Stephan.

31. S# Bekaunt 1 28. Juni 1886,den alich LWetu gewisser katch i N Stadt Greiz betreffend.
Nach eingeholter Höchster Billigung Sr. Hochfürstlichen Durchlaucht des Fürslen

ist aus Anlaß der von den bei der Stadtkirche in Greiz amtirenden Geistlichen gemachten

rschläge, ruit welchen auch die Kirchendepulalion sich einverstanden erklärt hat,ie Wiedereinführung eines Gollesdienstes in der hiesigen Gottesackerkirche an
saumtigen Gonmagen, an den ersten und zweiten Feiertagen der drei hohen Fesle, so-
wie an zen beiden großen Bußtagen und am Himmelfahrtfeste,2. die Verlegung der zeitherigen Nachmittagsgottesdienste auf die Abendstunden
von 6—7 Uhr, unter Beibehallung der zeitherigen Nachmittagsgottesdienste am Neu-
jahrstage, an den beiden großen Bußtagen, am Todtenfeste und bis auf Weiteres auch
am Resormationsfesl von Sürstlichem Consistorium genehmigt worden

Für diese Gotteodienste in der Gottesackerkirche sowie für bie Abendgottesdienste
wird jedoch der slaatliche Schuy nach der bestehenden Gesetzgelung, insbesondere der
Kandesherrlichen Verordnung vom 30. August 1876 und des Nachtrags hierzu vom
14. Dezember 1878, die Feier der Sonn, und Festlage betreffend, nur insoweit in An-
spruch genommen, daß für die Dauer dieser Gottesdieuste zu Umzügen an den betreffenden
Kirchen vorbei die Genchmigung nicht zu ertheilen ist (cl. §. 12 der Nachtragsverord-
nung vom 14. Dezember 1878 p. 193), auch Munsühene in der Nähe der inrage kommenden Kirchen zu untersagen sind (ek.

Soweit also nach den gedachten Landesherrlichen Uetordumgen die Vornahme
gewisser Handlungen zwar an Sonn., Fest- und Bußtagen gestait, aber während derZeit der Gotlesdienste verboten ist (ei. 5. 3 al. 2 und 4 cj. 8. 2, §. 8 Ziff. 6 und
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12, 8. 10, 8. 11, 8. 12 der obengedachten Landesherrlichen Verordnung), erstreckt sich
dieses Verbot nicht auf die Zeit der in der Goktesackerkirche hier und in der Haupkkirche
hier abzuhaltenden Gottesdienste, soweit letztere auf die Abendstunden von 6—7 fallen.

Ebenso sind bei Handlungen, die erst nach völliger Beendigung der Gttepdienßte
nach den Mstchende cbosrtichen Vorschristen vorgenommen werden dürfen (§F. 8 313 und 14, K. und §. 15 der Landesherrlichen Verordnung vom 30. August äcn

die zinnltente 3vebane in der Gottesackerkirche hier und in der Hauptkirche
hier, soweit letztere auf die Abendstunden von 6 bis 7 Uhr fallen, nicht in Betracht
u ziehen.
L Dagegen haben die zuständigen Polizeibehörden im Uebrigen darauf zu achten,
daß alles vermieden werde,was die Feier der oft erwähnten Gottesdienste zu beein-
trächtigen gerignet wäre, und namentlich bei Gestattung der Vornahme von Auf., Durch.,
Um- und Auszügen die Abhaltung dieser Gottesdienfte zu berückslchtigen

Dies wird zur Nachachtung Seiten der Behörden und des betheiligten Publikums
zur ösfemchen Krmig gebracht.

Greiz, den 28. Juni 1886.

Furstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Geldern-Crispendorf

i. V.
C. Perthes.
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Gesetzsammlung
das Furstenthum Kieuß Aelterer Linie.

X II.
(Ausgegeben am 17. Juli 1886

2. Negierungs-Verordnung vom 17. *e
den Euch anderweiter Vorschriften zur Ausführung des Mets S#pfgesetc

vom 8. April 1874 betreffend.
Mit Höchster Genehmigung Serenissimi wird, um die Vorschriften zurAuoführungdes Reichsimpfgesetzes mit den Beschlüssen des Vundeoraths vom 18. Juni 1885, be-

treffend das Impswesen, in Einklang zu bringen, unter Aufhebung der Regierungs-Ver-
ordnung vom 14. April 1875, verordnet was folgt

Iaztust Insstue
Jeder Physikatsbezirk bildet einen eigenen Impfbezirk.
Die Bestellung der Impfärzte erfolgt durch die Fnriuch= Regierung. In der Regel
ist der Physikus Impfarzt für seinen Bezirk; jedoch bleibt co der Landesregierung
vorbehalten, in einzelnen Bezirken Peer peingeinen Theilen derselben die Geschäfle desImpkarztes anderen Arzten zu übertrage

. Die Impfärzte sind bei Uebernahme # Impsgeschäftes durch Fürstliches Landraths.
amt ausdrücklich in Pflicht zu nehmen.
Nur die staatlich bestellten Impsärzte sind befugt, den Titel „Jupfarzt“ zu führen.
Jeder Arzt, welcher das Impfgeschäft privakim oder öffentlich ausüben will, hat, sosern
er die ärztliche Praxis im Fürstenthume erst nach Erlaß gegenwärliger Verorduuing be-
ginnt, dem Fürstlichen Landrathsamte den Nachweis darüber zu erbringen, daß er
mindestens 2 öffentlichen Vaccinations= und ebensovielen Revaccinationsterminen beige-
wohnt und sich die erforderlichen Kenntnisse über Gewinnung und Gonservirung der
bymphe erworben hat.

—

8. 2.
sorle.

Die Impforte (Impfslationen) und Orischaften, deren Impfpflichtige an denselben
zu impfen find, bestimmt mit Verücksichligung der örtlichen Verbämwige und der Zahlder Impspflichtigen unter henauer Veobachtung der Vorschristen des §. 6 des Reichs-
Jupscesedes nach Anhörung desJnppfarztes daß Landrathramt. Bei Meinungsverschieden-=
heit entscheidet die bandcoregierung.

18
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Die Impforte sind unter Beifügung der Namen der Impfärzie jährlich durch das
Amtblakt oder auf sonst geeignete Weise wenigstens 14 Tage vor Beginn der Impfung
durch das Landrathsamt bekannt zu machen.

An Orten, au welchen ansteckende Krankheiten, wie Scharlach, Masern, Dihtheritis,
Croup, Keuchhusten, Flecklyphus, rosenartige Entzündungen, in größerer Verbreitung auf-
treten, ist die Impfung während der Dauer der Epidemie nicht vorzunehmen. Erhält
der Impfarzt erst nach Beginn des Impfgeschäfts davon Kenntniß, daß derartige Krank.
heiten in dem betreffenden Orte herrschen, oder zeigen sich dort auch nur einzelne Fälle
von Impfrothlauf, so hat er die Impfung an diesem Orte sofort zu unterbrechen und
dem Fürstlichen Landrathsamte davon Anzeige zu machen.

8. 8.
Impflolal.

Das Impflokal hat die Gemeinde des Impforts unentgeltlich zur Verfügung zu
stellen. Dasselbe muß mit dem nöthigen Mobiliar versehen, hell, heizbar, genügend groß,
gehörig gereinigt und gelüftet sein, auch womöglich aus 2 Zimmern bestehen, von denen
das eine für die Vornahme der Impfung, das andere für den Ausenthalt der Impflinge
und deren Begleiter bestimmt ist. Bei kühler Witterung müssen die Räume geheizt sein.

S. 4.
Ausstellung der Impflisten.

Bis zum 81. Jannuar haben diejenigen Personen, denen die Führung der Geburts-
register obliegt, dem Gemeindevorstande jeder Gemeinde eine Liste der im Gemeindebezirk
im vorhergehenden Kalenderjahre geborenen noch lebenden Kinder in alphabetischer Reihen-
folge nach Maßgabe des Formulars V mit Ausfüllung der Spalten 1 bis 5 in zwei-
facher Ausfertigung mitzutheilen. In den Städten genügt für diese Listen die ein-
fache Ausfertigung ohne alphabetische Reihenfolge.

Der Gemeindevorstand trägt in den Listen nach
1. die während des vergangenen Kalenderjahres in den Gemeindebezirk einge-

zogenen impspflichtigen Kinder, sowie
2. die zufolge der abgeschlossenen Impfliste des vorhergehenden Jahres impf-

pflichtig gebliebenen Kinder (IF§. 2, 3, 4 des Reichs-Impfgesetzes).
In der Rubrik „Bemerkungen“ hat derselbe bei den etwa aus der Gemeinde weg-

gezogenen Kindern unter Angabe des jebigen Wohnorts enisprechende Bemerkung zu machen.
Sind im Laufe des vorangehenden Kalenderjahres geborene noch lebende Kinder

in demselben Jahre bereits mit Erfolg geimpft und die bezüglichen Nachweise beigebracht
worden, so ist dies ebenfalls in Colonne 27 zu bemerken.

In den Städten haben die Gemeindevorstände locale Abtheilungen bezüglich der
Impfungen in angemessener Weise — etwa im Anschluß an die bestchende Eintheilung
in städtische Bezirke — zu bilden, welche mit römischen Ziffern oder Buchstaben zu be-
zeichnen find, für öffentliche Bekanntwerdung dieser Abtheilungen zu sorgen und auf Grund
der obengedachten Unterlagen für jede Abtheilung eine besondere Liste der in lebterer woh-
nenden Impflinge in alphabetischer Folge in auplo aufzustellen.
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Die Gemeindevorstände senden die von ihnen auf der Außenseite des Titelbogens
als richtig bescheinigten Listen bis zum 1. März an das Landrathsamt ein.

Ebenso habrn bis zum 1. Mänz die Vorsteher öffentlicher Vehranstalten und Privat.
schulen (vergl. §. 16 unten) alle nach Ziffer 2 K. 1 des Reichs. Impfgesetes zur Wieder-
impfung verpflichteten Schüler und Zöglinge in eine — doppelt auszusertigende —
biste nach Formular VI einzutragen und diese Listen bei dem Landrathsamte einzureichen.

Das Laudratbsamt prüft die eingereichten visten, bewirkt nöthigenfalls deren Be-
richtigung oder Vervollständigung, slellt beide Exemplare jeder viste einander gleichlautend
und fertigt dem Impfarzte die Duplikate der Listen bis zum 1. April zu.

8. 5.
Impftemine.

Der Impfarzt setzt die Impftermine, sowie die Revisioustermine an und veranlaßt
den Gemeindevorstand nach Maßgabe des Formulars X A. zur Vekanntmachung
der Termine, zur Ladung der Impspflichtigen wenigstens 8 Tage vor dem Jupl-
termine und zur Behändigung der gedruckten Verhaltungsvorschriften für die öffent-
lichen Impfungen und über die Behandlung der Impflinge an die Angehörigen der
lebteren.
Gleichzeitig erläßt der Impfarzt wegen der etwa wieder zu impfenden resp. zur Re-
vision zu stellenden Schüler oder Zöglinge ähnliches Ersuchen an die betreffenden
Schulvorsteher (Formular X. B.).
In der Regel werden auf dem Lande die wieder impspflichtigen Schüler zu den be-
treffenden allgemeinen Impfterminen zu laden sein.
Dabei sind Erstimpflinge und Wiederimpflinge (Revaccinanden, Schulkinder) möglichst
von einander zu trennen, sei es durch Anweisung besonderer Räume oder durch Be-
stellung der Wiederimpflinge zu einer späteren Terminsstunde.
In den Städten und größeren ländlichen Ortschaften wird sich die Anberanmung
besonderer Termine nach Benehmung mit den betreffenden Schulvorstehern empfehlen.

. Treten an einem Orte ansteckende Krankheiten, wie Scharlach, Masern, Diphtheritis,
Croup, Keuchhusten, Flecktyphus, rosenartige Entzündungen in größerer Verbreitung
auf, so wird die Impfung ausgesegt.
Aus einem Hause, in welchem Fälle der genannten Krankheiten zur Impfzeit vor-
gekommen sind, dürfen Kinder zum öffentlichen Termine nicht gebracht werden; auch
baben sich Erwachsene aus solchen Häusern vom Impflermin fern zu halten.
Impsung und Nachschau an Kindern aus solchen Häusern müssen getrennt von den
übrigen Impflingen vorgenommen werden.

. Ebenso ist zu verfahren, wenn in einem Hause die nalürlichen Pocken aufgetreten sind.

. Der Gemeindevorstand macht nach Empfang der Aufforderung des Impfarztes nicht
nur die für Impfung und Revision bestimmten Termine in orksüblicher Weise öffent-
lich bekannt, sondern läßt auch diejenigen Personen, welche die verzeichneten Kinder
zu den Terminen zu stellen haben (Eltern, Vormünder oder sonstige Verpfleger), zu
deren pünktlicherGestellung in denselben, bei Vermeidung der in der Aufforderung der
Impfarztes bezeichneken gesetzlichen Nachtheile, mündlich oder schriftlich besonders anweisen.
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17.
18.

19.
20.

ri

22.#

. Von den Angehörigen der Impflinge sind die in der Anlage suh O enthaltenen
Verhaltungsvorschriften zu beachten.

. Der Gemecindevorstand bescheinigt hierauf die öffentliche und besondere Bekannt-
machung und stellt das Verzeichniß mit dieser Bescheinigung dem Impfarzke im
Jupftermine wieder zu.
 Ebenso hat der Schulvorsteher für das pünktliche Erscheinen der wieder impfpflichtigen

Schüler zu den ihm bezeichneten Impf= und Revisionsterminen Sorge zu tragen und
das Verzeichuiß mit Bemerkung darüber im Impfstermin an den Impfarzt wieder
abzugeben

. Zur Aufrechterhaltung der Ordnung und etwa erforderlicher Anerkennung von Per-
sonen hat den Impf= und Revisionsterminen der zu impfenden kleinen Kinder der
Gemeindevorsteher (in den Städten einer der Bürgermeister) oder ein von ihm be-
auftragter Vertreter, den Terminen der impfpflichtigen Schulkinder der Schulvorsleher
oder — bei mehrklassigen Schulen — ein von demselben zu beauftragender Lehrer
beizuwohnen.

4. Dem Impfarzt ist auf Erfordern eine entsprechende Schreibhilse zur Verfügung zu

seellen.wzil. Die Zahl der vorzuladenden Impflinge hat sich nach der Größe des Impflokales zu
richten und ist eine Ueberfüllung desselben, namentlich des Operationszimmers, zu
vermeiden.
Die Impfung soll mit der Nachschau bereits früher Geimpfter nicht zusammenfallen.
Die Impflinge sind mit reingewaschenem Körper und reinen Kleidern zum Impf-
termin zu bringen. Kinder mit unreinem Körper und schmutzigen Kleidern können
Seiten des Impfarztes vom Termin zurückgewiesen werden.

Auf unentgeltliche Impfung außer den allgemeinen Js bet Aieman zDie Anzahl der öffentlichen Impftermine, welchei Ortschafte r Be-friedigung des vorhandenen Bedürfnisses bzuhalten it * dem Psichtnazigen
Ermessen des Impfarztes überlassen.
 Auf deohalb erhobene Veschwerde der Betheiligten hat das Landrathoamt, bei einge-

legter Berufung die Landesregierung zu entscheiden.
Hat der Jupfarzt einzelne Fälle ansteckender Krankheiten in Behandlung, so hat er
in zweckentsprechender Weise deren Verbreitung bei dem Implgeschäft durch seine
Person zu verhüten.

p. 6.
Verfahren bei der Ansführung der Jwius und Wiederimpsung, sowie bei Aufbewahrung

der Lympbe.
·— Die Impfung ist mit Thierlymphe zur Ausführung zu bringen. (Vergl. jedoch §. 7).

. Die Impfärzte erhalten bis auf Weitcres ihren Gesammtbedarf an Thierlymphe nach
einem mit dem Großherzoglich Sächsischen Impfinstitut in Weimar abgeschlossenen
Vertlrag aus diesem Institut nach vorheriger Bestellung, bei welcher die Zahl der
vorzunehmenden Impfungen anzugeben ist.
Während der Monate Juli und August ist die Bestellung von Lymphe möglichst
zu vermeiden.
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 Teder Impfarzt hat aufzuzeichnen, wann er seine Lymphe erhallen hat und diese
Aufzeichuungen bis zum Schluß des nachfolgenden Kalenderjahres auszubewahren.
Die in §. 7 bei Absab 17 gedachten eventuellen Vorschristen bezüglich übelriechender
und sehr dünnflüssiger Menschenlymphe, sowie die Bestimmungen ebendaselbst in
Abs. 18 bezüglich der Mischung der Lymphe mit Glycerin finden auch auf Thier-
lymphe sinngemäße Anwendung.

4Die Aufbewahrung der Lymphe in flüssigem Zustande hat in reinen, gut verschlossenen
is ehen.Kapillarröhren oder Glasgesäßen von 1 bis 2 cem Inhalt zu gesch

. Zur Aufbewahrung in trockenem Zustande sind Platten oder Gefäße aus Glas oder
Stäbchen aus Elfenbein, Fischbein oder Horn zu benuyen.
 Alle zur Aufbewahrung dienenden Gegenstände dürfen erst nach gründlicher Reinigung

und Decsinfektion (am besten durch Auskochen mit Wasser) zum zweiten Male benutzt
werden.

. Die Lymphe ist vor einer Abkhlung bis auf den Gefrierpunkt und vor einer Er-
0% C zu schützen.wärmung auf mehr als

Es empfiehlt sich, die Kinder nicht früher zu impfen, als bis sie das Alter von
3 Monaten überschritten haben.

.Kinder, welche an schweren akuten oder chronischen, die Ernährung stark beein-
trächtigenden oder die Säste verändernden Krankbeiten leiden, sollen in der Regel
nicht geimpft und nicht wieder geimpft werden.

. Ausnahmen sind (namentlich beim Auftreten der natürlichen Pocken) gestattet und
werden dem Ermessen des Impfarztes anheimgegeben.

ie zur Impfung bestimmten Instrumente müssen rein sein und vor jeder Impfung
eines neuen Impflings mittels Wassers und Abtrocknung gereinigt werden.
Zur Abtrockuung dürfen jedoch nicht Handtücher und dergleichen, sondern nur Karbol-
oder Salicylwatte verwendet werden. Instrumente, welche eine gründliche Reinigung.
nicht gestatten, dürfen nicht gebraucht werden.
Die Instrumente zu anderen Operationen als zum Impfen zu verwenden, ist verboten.
Zum Anfeuchten der trockenen Lymphe ist reines Wasser oder Glycerin oder eine
Mischung von beiden zu verwenden.
Die Impfung wird der Regel nach an den Oberarmen vorgenommen. Bei Ersl-
impflingen genügen 3 bis 5seichte Schnitte von höchstens 1 cm Länge oder ebenso
viele oberflächliche Stiche an jedem Arme; bei Wiederimpflingen 5 bis 8 seichte
Schnitte oder Stiche an einem Arme.
Stärkere Blutungen sind beim Impfen zu vermeiden.
Das Austragen der Lymphe mit dem Pinfel ist verboten.

Die Erslimpfung hat als erfolgreich zu gelten, wenn mindestens zwei Blattern zur
regelmäßigen Entwickelung gekommen sind. In Zällen, in welchen nur eine Blakter
3ur regelmäßigen Entwickelung gekommen ist, hat sofort Autorevaccinalion oder noch-
neah Kfung stattzufinden. Jedoch ist gleichzeitig der Impfschein (Formular I, A)ausgustellen.

. Vel der Wiederimpfung gengt für deu Erfolg schon die Bildung von Knötchen
bezw. Bläschen an den Imnfstellen.
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. Der Impfarzt sorgt in den Impf= und Revisionsterminen für Ausfüllung der Spalten
7 bis 18 der Impflisten und für den Eintrag der Ergebnisse der etwa vorgelegten
Befreiungezeugnisse oder sonstigen Schriftstücke in Spalte 19—25 in den nach
Formular V und VI zu führenden Listen und führt außerdem abgesondert von diesen
bisten für jede Gemeinde je eine Liste über die bereits im Geburtsjahr zur Impfung
vorgestellten Kinder. (Formular VII.)
Dabei haben die nach §. 5 Al. 14 zur Anwesenheit in den Impfterminen verpflich-
teien Gemeindevorsteher resp. Schulvorsteher oder Stellvertreter derselben auf Er-
suchen des Impfarztes die zur Ausfüllung der Kolonnen 7 bis 19 der Impflliste
erforderlichen Einzeichungen nach Angabe des Impfarztes im Jupftermine selbst
zu bewirken.

Am Schlusse des Impf- bez. Revisionstermines hat der Impfarzt die Einträge
in den Listen zu bescheinigen und lebtere abzuschließen.

§F. 7.
Für den Fall, daß in der Beschaffung von Thierlymphe unüberwindliche Unterbrech-

ungen eintreten sollten, behält sich Fürslliche Landesregierung vor, die Verwendung
von Menschenlymphe durch Regierungsbekanntmachung zu gestatten, und greifen
solchenfalls folgende Vorschriften Pla

. Die Impfärzte haben durch Entnahme von Lymphe von geeigneten Impflingen selbst
zurzu sorgen, daß ausreichendes Material zum Fortführen der Impfung bezzgw.

Abgabe von Lymphe an andere Aerzte vorhanden ist.
 Die Impflinge, von welchen Lymphe zum Weiterimpfen entnommen werden soll (Ab.,

Stamm-, Mutterimpflinge), wisen zuvor am ganzen Körper untersucht und als
vollkommen gesund und gut genäbrt befunden werden. Sie müssen von Eltern

stammen, welche an vererbbaren Krankheiten nicht leiden; insbesondere dürfen Kinder,
deren Mütter mehrmals abortirt oder Frühgeburten überstanden haben, als Abimpf=
linge nicht benußt werden.

4. Der Abimpfling soll wenigstens 6 Monate alt, ehelich geboren und nicht das erste

*

Kind seiner Eltern sein. Von diesen Ankorderungen darf nur ausnahmsweise abge-
wichen werden, wenn über die Gesundheit der Eltern nicht der geringste Zwelfel
obwaltet.

Der Abinpfting soll frei sein von Geschwüren, Schrunden und Ausschlägen jeder
Art, von Kondylomen an den Gesäßtheilen, an den Lippen, unter den Armen und
am Nabel, von Drüsenanschwellungen, chronischen Affektionen der Nase, der Augen
und Ohren, wie von Anschwellungen und Verbiegungen der Knochen; er darf dem-

nach kein Zeichen von Syyhilis, Siraphulosi, NRhachitis oder irgend einer anderenkonstitutionellen Krankheit an sich hab
bymphe von Wiedergeimpften dan ½% in Nothfalle und nie zum Impfen von Erst-
impflingen zur Anwendung komn
Die Prüfung des Gesunggenenstanden eines wiedergeimpften Abimpflings muß mit
besonderer Sorgfalt nach Maßgabe der in Al. 3, 4 und 5 vorstehend angegebenen
Gesichtspunkte geschehen.
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8. Jeder Jmpfarzt hat aufzuzeichnen, von wo und wann er seine Lymphe erhalten hat.
Insbesondere hat er, wenn er Lymphe zur späteren eigenen Verwendung oder zur
Abgabe an andere Aerzte aufbewahren will, den Namen der Impfliuge, von denen
die Lymphe abgenommen worden ist, und den Tag der erfolgten Abnahme aufzu-
zeichnen. Die Lymphe selbst ist derart zu bezeichuen, daß später über die Abstam-
mung derselben ein Zweifel nicht entstehen kann.

9. Die Auszeichnungen sind bis zum Schlusse des nachfolgenden Kalenderjahres auf-
zubewahren.

10. Die Abnahme der Lymphe darf nicht später als am gleichnamigen Tage der auf
die Impfung folgenden Woche llakktfinden.

11 Die Blattern, welche zur Entnahme der Lymphe dienen sollen, müssen reif und un-
verletzt sein und auf einem nur mäßig entzündeten Boden flehen.

 Blattern, welche den Ausgangspunkt für Rothlauf gebildet haben, dürfen in keinem
Falle zum Abimpfen benutzt werden.

13. Mindestens zwei Blattern müssen am Impfling uneröffnet bleiben.
14. Die Eröffnung der Blattern geschieht durch Stiche oder Schnitlchen.
15. Das Quetschen der Blattern oder das Drücken ihrer Umgebung zur Vermehrung

der Lymphmenge ist zu vermeiden.
 mNur solche Lymphe darf benutzt werden, welche freiwillig austritt und, mit bloßem

Auge betrachtet, weder Vlut noch Eiter enthält.
17. Uebelriechende oder sehr dünnflüssige Lomphe ist zu verwerfen.
18. Nur reinstes Glyzerin darf mit der Lymphe vermischt werden. Die Mischung soll

mitlels eines reinen Glasstabes geschehen.
8. 8.

Ausnahmen von der Impfung.
Diejenigen Kinder, welche zufolge der Bestimmungen in §§. 1 und 2 des Reichs-

Impfgesezes zeitweise oder dauernd von der Impfung bez. Wiederimpfung befreit sind,
sowie diejenigen, welche privatim bereits geimpft sind, brauchey im Impftermine nicht
gestellt zu werden. Es sind jedoch deren Angehörige verbunden, eine schriftliche Anzeige
über den Grund des Ausbleibens der betreffenden Impspflichtigen unter Beifügung der
vorschriftsmäßigen ärztlichen Zeugnisse (ö. 10 des Reichs-Tpsgesethes) zu erstalten und
diese Schriftstücke an den Gemeindevorstand vor Eintritt des Termins rechtzeitig abzu-

72 oder sich spätestens im Impftermine selbst zur Vorlegung dieser Zeugnisse ein-finden.

—

— S

Diese Zeugnisse sind dem Impfarzte im Impftermine vorzuzeigen.
Gegen Eltern, Pflegeeltern und Vormünder, welche den nach F. 12 des Reichs-

Impfgesetzes ihnen obliegenden Nachweis zu führen unlerlassen, ist Strafverfahren nach
. 14 a. a. O. zu veranlassen.

5. 9.
Nachholung der Jupfang.

Ist ein Impfpflichtiger ohne gesetzlichen Grund (5. 1 und 2 des Reichs-Impf-
gesetzes) ungeimpft geblieben, so hal da5 Landralhoamt den Angehörigen die Nachholung.
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der Impfung bezüglich die Beibringung eines deshalbigen Imyfsscheines -iinnerhalb einer
zu bestimmenden Grist (F. 4 des Reichs-Impfgesetzes) bei Vermeidung der in F. 14 Abs. 2
daselbst angedrohten Strafe aufzugeben. Nöthigenfalls ist die Nachholung der Impsung.
in dieser Weise so oft von Neuem angnordnen resp. die Bestrasung der Widerspenstigen
herbeizuführen, bis die Impfung in gesehlicher Weise erfolgt ist.

Wenn ein Impfpflichtiger zu dem festgesebten Revisionstermine nicht erscheint, so
ist dessen Impfung resp.Wiederimpfung als erfolglos zu betrachten und im nächsten Jahrezu nriberpolch sofern nicht der Impfarzt bis dahin von dem günstigen Erfolg der Impf-
ung sich nachträglich überzeugt hat.

p. 10.
Letzte Impfung.

Das Landrathsamt ist diejenige Vehörde, welche nach F. 3 des Reich-Impfgesetzes
anordnen kann, daß die letzte Wiederholung der Impfung durch den Impfarzt vorge-
nommen werde.

F. 11.
Jupfscheine und Impfzengnisse.

Der Impfarzt versieht die Erstgeimpften, sowie die Wiedergeimpften am Schlusse
des Revisionstermines unentgeltlich mit den betreffenden Impfscheinen (§. 10 des Reichs-
Impfgesetzes); für wiederholte Ausfertigung kann der Impfarzt eine Gebühr von 50 MMf.
verlangen.

Für die Erstgeimpsten sind Scheine auf röthlichem, kür die Wiedergeimpften
auf grünem Papier gedruckt zu verwenden, auf deren lebteren neben dem Worte „Impf-
schein“ noch das Wort „Wiederimpfung“ in Klammern beizusügen ist.

Wenn dieInpsung von Erfolg gewesen ist, so gilt für die Erstgeimpften das

**e 15.— für die Wiedergeimpften das Vormular 1 B.die Impfung ohne Erfolg gewesen, so ist bei den Zuerstgeimpsten das For-mular Kna bei den Wiederimpflingen das Formular II"Banzuwenden
Sind Impspflichtige nach F. 2 des Reichs-Juptgesetzes vonäufig. von der Impfung

befreil, so ist das Zeugniß nach Formular I11 zu benuten.
Hat der Impfpflichtige die natürlichen Pocken überstanden (F. 1, Ziffer 1 und 2 des

Reichs-Impfgesetzes) oder ist derselbe bereits vorher mit Erfolg geimpft worden, so ist
das Formular IV zu gebrauchen.

Für III und IV sind durchgängig auf weißes Papier gedruckte Formulare zu
venwenden.

Zur Vermeidung der im F. 14 Abs. 1 des Reichs-Impfgesees angedrohten
Strafe haben die Angehörigen die Bescheinigungen nach den Formularen I—IV sorg-
fällig aufzubewahren und auf amtliches Erfordern jederzeit vorzulegen.

Auch die Privatärzte haben sich der bezeichneten Formulare zu bedienen.
KF. 12.

Verfahren nach beendigter Impfung und Revision.
Nach dem Schlusse des Kalenderjahres, spätestens bis zum b. Jannar, giebt der

Impfarzt die von ihm nach den Formularen V—VII zu führenden, danach abzuschließenden
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Listen an das Landrathsamt ab. Dieses vervollständlgt sie mit Benutzung der von den
Privakärzten eingelieferten Impflisten (F. 13) und bringt sie zum Abschluß.

Sodann hat das Landrathsomt summarische Uebersichten nach dem Formular VIII
und IX über die Impfungen und Wiederimpfungen, jede gesondert und gemeindeweise ge-

ordnet, für seinen ganzen Verwaltungsbezirk zusammenzustellen und bis zum Schluß des
Jannar an die Landesregierung einzureichen.

Das Landrakhsamt stellt endlich die bei ihm zurückgebliebenen Original-Listen den
abgeschlossenen vom Impfarzt ihm remitlirten Listen gleichlautend und seudet diese vervoll-
ständigten Jupflisten an die betreffenden Gemeindevorstände beziehenllich Schulvorsleher
is zum 15. Februar zurück.

Diese benutzen die Listen bei Aufstellung der neuen Listen und bewahren sie sorg-
lällig auf.

5. 13.
Privatimpfung.

Dle in §§. 6 und 7 über das Verfahren bei der Impfung und Wiederimpfung
gegebenen Vorschristen gelten auch für die Ausführung von Privatimpfungen. (Vergl.
§. 8 des Reichsges. vom 8. April 1874).

Die Privatärzte haben ebeunfalls über die von ihnen ausgeführten Impfungen und
zwar für jede Gemeinde eine besondere Liste nach dem Formular V, VI und VII zu
führen und diese Listen bis zum Schlusse des Monats December, spälestens bis 5. Januar
an das Landrathsamt abzugeben.

5. 14.
Ueberwachung des Imptsgeschäftes.

Die Impsärzte unterliegen einer Beaussichtigung, welche in einer an Orl und
Sielle auszuführenden Revision eines oder mehrerer Impftermine zu bestehen hat. Die
Revision hal sich in erster Linie auf die Impstechnik, sodaun auf die Listenführung, Aus-
wahl des Impflokals, Zahl der Impflinge 2c. zu erstrecken. Auch die Impfungen der
Privalärzte sind der Revision zu unterwerfen, soweil sie nicht von denselben als Hausarzt
in den Familien ausgeführt werden. Hinsichtlich der BVestellung des Revisionsbeamten
bleibt der Fürstl. Regierung besondere Anorduung vorbehalten.

en Handel mit Lymphe haben die Revisionsbramten ebensowohl, als die Physici
innerhalb ihres Bezirks zu überwachen.

5. 15.
Fommlare. Koslen.

Die erforderlichen Formulare zu den Impflisten und BVescheinigungen werden von
dem Landrathöamie unentgeltlich abgegeben werden. Die Kosten derselben werden aus
der Landeskaffe bestritken.

Die Formular-Muster sind dieser Verordnung als Anhang nachgefügt.
S. 16.

Schulvorsteher.
Unter der Bezeichnung „Schulvorsleher" sind im Sinne dieser Verordnung die

19
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Direktoren, Rektoren und bez. ersten Lehrer öffentlicher oder Privaklehranstalten, bei nicht
gegliederten Volksschulen die einzigen Lehrer der Schulen oder Schulklassen zu verstehen.

Greiz, am 17. Juni 1886

Fürstl. Reuß-Pl. Landesreglerung.
v. Geldern-Crispendorf

i.
C. Perthes.

Formular I. A.
Impfschein.Impfbezirk * Impfliste 20.

geboren den . EIIEIDIIII 18
zum . .. Male .. ... Csso

N. N.
Arzt (Impfarzt).

Rückseite.
In jedem Impfbczirk wird jährlich an Orten und zu Zeiten, welche vorher be-

kannt gemacht werden, unentgeltlich geimpft. Die erste Impfung der Kinder muß vor
Ablauf des auf das Geburtsjahr folgenden Kalenderjahres, die pätere Impsung (Wie-
derimpfung) bei Z3öglingen einer öffentlichen Lehranstalt oder einer Privatschule, mit Aus-
nahme der Sonntags= und Abendschulen, innerhalb desjenigen Kalenderjahres erfolgen,
in welchem die Kinder das zwölfte Lebensjahr zurücklegen. Ist die Impfung nach dem
Urtheile des Arztes erfolglos geblieben, so muß sie spälestens im nächsten Jahre wieder-
holt werden. Jeder Impsling muß frühestens am 6. und spätestens am 8. Tage nach
der Impsung dem Arzie zur Besichtigung vorgestelll werden. Eltern, Pflegeeltern und
Vormünder, deren Kinder oder Pflegebesohlene ohne gesetzlichen Grund und trotz erfolgter
amtlicher Aufforderung der Impfung oder der ihr folgenden Geslellung entzogen geblieben
sind, haben Geldstrafe oder Haft verwirkt.

merkun
Das Formular I. A. kommt 7 r Imshingen zur Anwendung, durch welche

der geseblichen Pflicht denügt ist, und zwar sowohl bei der ersten Impfung (F. 1, Ziff. 1
des Impfgesetzes), als bei der späteren Inysing (Wiederimpfung, §. 1, Ziff. 2 des
Impfgesetes).

Im Uebrigen ist zu unterscheiden:
1. war die Impfung bei dem ersten oder zweiten Male erfolgreich, so ist zwischen

den Worten „zum .. .. Male“ das Wort „ersten“ oder „zweiten“ und
zwischen den Worten „Male.... Erfolg“ X Wort „mit“ einzuschalten;
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2. ist die Impfung zum dritten Male (S. 3 des durlochede wiederholt worden,so ist zwischen den Worten zum.. Ma s Wort „dritten“, undzwischen den Worten „Male .. . . Erfolg“, ½# die Impfung er-
solgreich oder erfolglo war, das Wort „mit? oder das Wort „ohne"“ ein-

zuschalten.

Formular I. B.
Imofschein (Wiederimpfung).

Impfbezirk. Impfliste uoo.

boren den- ............ .,wukdeam............ 18
zum .....

Arzt (Impfarzt).
Rückseite

(wie bei Formular I. A.)
Bemerkung.

Das FormularI.B.kommt für alle Impfungen in Amwendung, durch welche
der gesethlichen Pflicht genügt ist, und zwar sowohl bei der ersten Siunt (F. 1,Ziff. 1 des Impsgesetzes), als bei der späteren Impfung (Wiederimpfung,§.1,Ziff. 2
des Impfgesebes).

Im Uebrigen ist zu unterscheiden:
1. war die Impfung bei dem Frl# bber.ee Male erfolgreich, so ist zwischenden Worten zum 6 Wort „ersten“ oder „zweiten" undzwischen den Worten „Mall nnn das Wort „mit“ einzuschalten;
2. ist die Impfung zum dritten Male (F. 3 des Impfgesetzes) wiederholt wor-

den, so ist zwischen den Worten zum ales das Wort „dritten“
und zwischen den Worten „Mall Erfolg“, je nachdem die Impfung
erfolgreich oder erfolglos war, das Wort „mit" oder das Wort „ohne" ein-
zuschalten.

Formular II. A.
JImpfschein.

Impfbezirk Impfliste kur.

geboren den 18 ... wurde.....18.zum......
Male ohne Erfolg geim

Die Impfung 5 in zäsee Jahre wirderholt werden.
..................

Arzt (Impfarzt).
19
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Rückseite
(wie bei Formular I. A.)

Bemerkung.
Das Formular II. A. kommt für alle diejenigen Fälle zur Anwendung, in deneq

die Impfung wegen Erfolglosigkeit wiederholt werden muß (F. 3 des Impfgesebes), unn
zwar sowohl bei der ersten Impfung (F. 1 Ziffer 1 des Impfgesetzee) als bei der spä-
leren Impfung (Wiederimpfung, §. 1 Ziff. 2 des Impfgesebes).

Je nachdem die Impfung zum ersten oder zweiten Male vorgenommen war, ist
zwischen den Worten zuur Male" das Wort „ersten“ oder „zweilen" einzu-
chalten.

Formular II. B.
Impfscheln (Wiederimpfung).

Impfbezirk .. Impfliste ur.

geboren den 18 ., wurde 99n 18 .. zum . .. ...

Male ohne Erfolg geimpft.
Die Impfung wih in mäcsten Jahre wiederholl werden.

A## (Inpsack. "“
RNückseite

(wie bei Formular I. A.)
Bemerkung.

Das Formular II. B. kommt für alle diejenigen Zälle zur Anwendung, in denen
die Impfung wegen Erfolglosigkeit wiederholt werden muß (§F. 3 des Jmpsgesetzes), und
zwar sowohl bei der ersten Impfung (K. 1 Ziff. 1 des Impfgesetzes) als bei der späte-
ren Impfung (Wiederimpfung, §. 1 Ziff. 2 des Impfgesetzes).

nachdem die Impfung zum kesten oder zweiten Male vorgenommen war, istzwischen den Worten zum Male“ das Wort „ersten“ oder „zweiten“ einzuschalten.

Formular III.
Zeugniß.

Impfbezirk Impfliste V9r.

geboren den . . . 18 .., laun wegen ohne Gefahr

nicht geimpft werden.

Demgemäß uurst *. ehesebliche dunpfung EEIIII unterbleiben.
Arzl (Impfarzt).
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Rückseite
(wie bei Formular I. A.)

Bemerkung.
Das Formular Ill kommt — und zwar sowohl bei ersten Impfungen, als bei

späleren (Wiederimpfung) —zur Anwendung, wenn eine vorläufige Befreiung von
der Impfung wegen Krankheit dc. (§. 2 des Jigesebeh nachgewiesen Ve#en soll. Der
Befreiungsgrund ist zwischen den Worten „wegen ohne .“, die
Frist der Befreiung zwischen den Worten bies ... unterbleiben“ anzugeben.
Der Name des Impfbezirks und die Nummer der Junpfliste ist von demjenigen Impfarzte,
beziehungsweise derjenigen Vehörde, in deren Impfliste das betreffende Kind eingetragen
n auszusüllen, sobald ihnen das Zeugniß zur Führung des Befreiungsnachweises vor-gelegt wird.

Formular IT.
Zengnis.

Impfbehirkk.. Impflifte Nr. . ...

eboren den , hat im Jahre 4 die natürlichen
lattern überstanden; ist im Fgs . . . mit Erfolg einpft worden und ist dem-

gemäh von der Impfung befreit.

Azt (Impfarzt).
Bemerkung.

Das Formular IV ist für diejenigen Fälle bestimmt, in denen — sowohl bei

ersten Impsungen, als bei späterer (Wiederimpfung) — eine ßängkliche Befreiungvon der Impfung stattfindet. Vesteht der Befreiungsgrund darin, daßdasKind dienatürlichen Blattern überstanden hat, so sind die Worte Cist im Jahre rw.“ bt“ edde
aucegustreichen; ist dagegen das Kind von der Impfung befreit, weil es bereits mit Erfolg
heimpft worden ist, so sind die Worte „hat im Jahre c."“ bis „überstanden“ auszustreichen.

Der Name des Impfbezirks und die Nummer der Impfliste ist von demjenigen
Impfarzte, beziehungsweise dersenigen Behörde, in deren Impfliste das betreffende Kind
eingetragen ist, auszufüllen, sobald ihnen das Zeugniß zur Führung des Befreiungsnach-
weises vorgelegt wird.





Formular V.
Bemerkungen.

I. In die Liste für (Ecstinpfungen sind aufzunehmen
1I. die aus dervorjährigen Liste für tu— zu übertragenden,in Spalte26 derselben vermerkien Erslimpfpflichtig2. sämmtliche während des vorgetgihendel- Kalenderjahren geborenen und am

Schlusse desselben im Impfbezirke lebenden Kinder, gleichviel ob die-
selben während des vorhergehenden Kalenderjahres bereitsgeimpft worden sind odernicht;

3. ## während des lauenden W aus anderen Impfbezirken zuge.
zogenenund als noch nicht mit Erfolg geimpft überwiesenen, im vorher-
tehenden Kalenderjahre geborenen Kinder.

II. In Spalte 8 ist einzutragen:
1. bei Impfung mit Menschenlymphe von Körper zu Körper der Vor- und

Zuname des Abimpfling2. bei Impfung mit bufezwarte Menschenlymphe der Name desjenigenIn-

stituts oder desjenigenInwfarztes, von welchem die Lymphe bezogen wurde.
Hatte der eintragende Impfarzt die in aufbewahrtem Zustande gebrauchte
Lymphe von einem einzelnen Kinde entnommen, so ist der Name dieses Kindes
einzutragen; hatte er sie von mehreren Kindern entnommen und gemischt auf-
bewahrt, so ist der Name des Impfarzkes selbst in diese Spalte einzutragen;

3. bei Impfung mit Thierlymphe ist der Name desjenigen Instikuts oder der-
jeuigen Privatperson einzutragen, von welcher das zur Impfung benutzte
Thier oder die aufbewahrte Lyomphe bezogen wurde.

III. In der Spalte 26 sind zu vermerken:
I. alle nicht zur Nachschau vorgestellte und daher in Spalte 16 mit „Nein“

verzeichnete Kinder;
2. alle zum ersten oder zum zweiten Male, aber nicht die zum dritten Male

ohne Erfolg geimpften Kinder (entnehmbar aus den Spalten 6 und 17);
#3. alle auf Grund ärztlichen Zeugnisses zurckgestellte (Spalte 24), sowie alle

nicht auffindbare (Spalte 21) oder der Impfung vorschriftswidrig entzogene
(SSpalte 25) Kinder.

IV. Die Erstimpfung hat als erfolgreich zu geiten, wenn mindestens 2 Blatternzur rrhens Entwicklung gekommen sind. In Zällen, in welchen nur eine Blatter
gelmäßigen Entwicklung gekommen ist, hat sofor! Autorevactination oder nochmalige
W statlzufinden. Jedoch ist gleichzeitig der Impsschein (Formular 1) auszustellen.

der Wiederimpfung genügt für den Erfolg schon die Bildung von KnötchenBei
bezw. Bläschen an den Impsstellen.
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Formular VI.

Bemerkungen.
I. In die Liste für Wiederimpfungen sind aufzunehmen:

1. die aus der vorjährigen Liste für reg zu übertragenden, inSpalte 27 derselben vermerkten Wiederimpspflicht2. sämmtliche Zöglinge der im Impfbezirkebesianichelt ifennichen Lehranstalten
und Privatschulen mit Ausnahme der Sonntags= und Abendschulen, welche
während des Geschäftsjahres das 12. Lebensjahr zurücklegen, gleichviel ob
dieselben bereite angeblich oder wirklich innerhalb der vorhergehenden 5 Jahre
mit Erfolg wiedergeimpft sind, oder die natürlichen Blattern überstanden
haben. Ob eine von diesen beiden letzteren Thatsachen vorliege, muß der
Impfarzt durch Kenntnißnahme der bezüglichen ärztlichen Zeugnisse beziehungs-
weise durch eigene Untersuchung feststellen und im Bejahungsfalle in den be-

züglichen Spalten des isriies verzeichnen.II. In Spalte 8 ist einzutrag1. bei SIuc mit Menshenshncße von Körper zu Körper der Vor= und Zu-
name des Abimpflings;

. bei Impfung an ausbewahrter Menschenlymphe der Name desjenigen In-
stituts oder desjenigen Impfarztes, von welchem die Lymphe bezogen wurde.
Hatte der eintragende Impfarzt die in aufbewahrtem Zustande gebrauchte
Lymphe von einem einzelnen Kinde genommen, so ist der Name dieses Kindes

deenhe hakte er sie von mehreren Kindern entnommen und zunächstaufbewahrt, so ist der Name des Impfarztes selbst in diese Spalten einzu-
tragen;

 bei Impfung mit Thierlymphe ist der Name desjenigen Instituts oder der-
jenigen Privatperson einzutragen, von welchen das zur Abimpfung benutte

Thier oder die aufbewahrte Lymphe W– wurde.III. In der Spalte 27 sind einzutrager
alle nicht zur Machschau vorgestellten und vaher in Spalte 16 mit „Nein=
verzeichneten Kinde
alle zum ersten on zum zweiten Male, aber nicht die zum dritten Male
ohne Erfolg geimpften Kinder (entnehmbar aus den Spalten 6 und17);

 alle wegen Nichtauffindbarkeit oder zufälliger Ortsabwesenheit nichtgeimpfte
(Spalte 22), auf Grund ärzklichen Zeugnisses zurückgestellte (Spale 25) oder

#er Impfung vorschriftswidrig entzogene (Spalte 26) Kinder.ne Erstimpfung hat als erfolgreich zu gelten, wenn indesinn 2 Mattern

x

#

i-*-
aur wa Enkwicklung gekommen sind.

älllen, in welchen nur eine Blatker zur regelmäßigen Entwicklung brrommnenist, hat seten Autorevacrinalion oder nochmalige Impfung stattzufinden. Jedoch ist gleich-
zeitig der Jupsschei (Formular I) angzustellender Wiederimpfung genügt für den Erfolg schon die Bildung von Knötchenbezw. Dltcchen au den Inpsstellen.

20“
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vorzustellenden Kinder.
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Formular VII.
Bemerkungen.

I. In die „Liste der bereits im Geburksjahre un Impfung vorgestellten Kinder“
sind vom Impfarzte die Namen u. s. w. nach Maßgabe der Spaltenüberschristen von allen
denjenigen Kindern einzutragen, welche vor Ablauf desjenigen Kalenderjahres, innerhalb
dessen sie geboren sind, bereits zur Impfung vorgestellt und wirklich geimpft worden sind.

II. In Spalte 7 ist einzutragen:
1. bei Impfung mitMenscheulymphe von Körper zu Körper der Vor= und

Zuname des Abimpfling
bei Impfung mit ausbenhe Menscheulymphe der Name desjenigen Inslituts
oder desjenigen Impfarztes, von welchem die Lymphe bezogen wurde. Hatte
der eintragende Impfarzt die in aufbewahrtem Zustande gebrauchte Lymphe
von einem einzelnen Kinde entnommen, so ist der Name dieses Kindes ein-
zutragen; hatte er sie von mehreren Kindern entnommen und gemischt auf-
bewahrt, so ist der Name des Impfarztes selbst in diese Spalten einzutragen;
bei Impfung mit Thierlymphe ist der Name deojenigen Inslituls oder der-
jenigen Privatperson einzutragen, von welcher das zur Impfung benutzte

hier oder die aufbewahrte Lymphe bezogen wurde.
III. Die Erstimpfung hat als erfolgreich zu gelten, wenn mindestens 2 Blaltern

zur regelmäßigen Entwicklung gekommen sind. In Jällen, in welchen nur eine Matter
zur regelmäßigen Entwicklung gekommen ist, hat sofort Autorevaccination oder nochmalige
Impfung slatlzufinden. Jedoch ist gleichzeitig der Impfschein (Jormular 1) auszustellen.

ei der Wiederimpfung geungt für den Erfolg schon die Bildung von Knöschen
bezw. Bläschen an den Impfstellen.

d
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Impsung.
T Ob
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Bezirk.

4.

 ImLaufedesGeschäftsjahresvordemNachweiseerfolgreicher Impfungzugezogene,4#chejahregeboreneKinder.

7.

 vonderImpfpflichtbefreit,weilsiedienatürlichenBlat- ternüberstandenhaben.

8.

Hiervon sind

bereitsimVorjahreein- getragenalsmitErfolggeimpft.
9.
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Aebersicht der

für
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lar VIII.

Impfungen.
18 . ..

Art der Impfung. Ungeimpft blieben
Hiervon sind geimpft sonach, und zwar:

enschen. ymphe
ohne Erfolg
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Formu-
a

Aebersicht der
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lar I.
Wiederimpfungen.
18
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Formular X. A.
Der Gemeindevorslandng)z...wirdhierdurchbenachrichligt, daß

zur Vornahme der dicojährigen öffentlichen unentgeltlichen Impfung und Impfrevision
für die dortigen (biesigen) Impspflichtigen (der Abtheilung q) folgende Termine
in (dem N.N.'schen Gasthofe, dem Schulhause u anberaumt
worden sind:

A. zur Impfung auf . . ........denVorlNach)mittags
Uhr;

B. zur Inpfrevision auf .......... dcsI.......... Vor(Nach)
mittags . . .. Uhr

Der Gemeindevorsland wird zugleich, unter Veziguahne auf den E 5 der Ver-
ordnung zur Auosführung des Reichs-Impfgesetzes ersucht, nicht nur dieseTerminealsbald
in ortsüblicher Weise öffentlich bekannt zu machen, sondern auch die Eltern, Vormünder
oder sonstigen Verpfleger der unten verzeichueten Kinder besonders aufzufordern, mit
diesen ihren Kindern in den oben begzeichneten Impf= und Revisionsterminen bei Ver-
meidung der nachstehend bemerkten gesetzlichen Nachtheile zu erscheinen oder zeitig vor
dem Termine schriftliche Anzeige über die Befreinng von der Impfung unter Vorlage der

gusten Zeugnisse darüber an den Gemeindevorstand einzureichen, falls sie nicht vorziehen,dieseZeugnisse dem Impfarzt im Impftermin persönlich zu übergeben. Der Gemeinde-
vorstand hat die an ihn abgegebenen Anzeigen und Zeugnisse dem Impfarzt im Termine
vorzulegen. Die erfolgte öffentliche und besondere Vekanntmachung ist hierunter zu be-
scheinigen und dieses Verzeichniß im Impftermin an den unterzeichneten Impfarzt wieder
abzugeben.

Es dvert eren Diejenigen, welche ihre impfpflichtigen Kindercht zu den öffentlichen Impf. resp. Revisionsterminen stellen, den#hn#n auf unentgeltliche Impfung.

Der Impfarzt

Verzeichniß der Impspflichtigen.

Formular X. B.
Zur Vornahme der in F. 1 unter 2 des Reichs-Impfgesetzes vom 8. April 1874

vorgeschriebenen öffentlichen unentgeltlichen Wiederimpfung bez. Revision der nachstehend
laufgeführten Schülerlinnen) der Schule V sind als Termine anberaumt

worden:
A. . .. . . .. der zur Wiederimpfung,

 414134. der zur Revision der wiedergeimpften
Schülerlinnen).

Sie werden unter Bezugnahme auf die Bestimmung in §. 5 Alin. 13 der
Regierungs-Verordnung vom 17. Juni 1886 mit dem Ersuchen-hierwonin Kenntniß
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geseht, die nachstehend genannten wiederimpspflichtigen Kinder Ihrer Schule zum Er-
scheinen in diesen Terminen anzuhalten bez. dieselben, falls sie in den letzten fünf Jahren

die Blatternkrankheit bestanden haben, oder mit Erfolg geimpft worden sind, wegen Vor-
legung einer ärztlichen Bescheinigung darüber im Impftermine zu bescheiden, — auch nach
Alin. 14 des angeführten Paragraphen und dem §. 6 a. a. O. obigem Termine bei-
zuwohnen.

Die erfolgte Vorladung der wiederimpfpflichtigen Kinder zu den anberaumten
Terminen wollen Sie hierunter bekunden und mir dieses Formular sodann im Termine
zur Wiederimpfung wieder einhändigen.

Der Impfarzt

—1
der wieder zu impfenden Schülerlinnen) der Schule u

O.
Verhaltungsvorschriften für die Angehörigen der Impslinge.

8. 1.
Aus einem Hause, in welchem ansteckende Krankheiten wie Scharlach, Masern, Diphtheritis
Croup, Keuchhusten, Flecklyphus, rosenartige Entzündungen oder die natürlichen Pocken
herrschen, dürfen die Impflinge zum allgemeinen Termine nicht gebracht werden.

. 2.

Die Kinder müssen zum Impftermine mit rein gewaschenem Körper und mit
reinen Kleidern gebracht werden.

8.8
Auchnach dem Impfen ist möglicn hroße Reinhaltung des Impflings die

wichtigste Pflicht.
8. 4.

Wenn das tägliche Baden des Impflings nicht ausführbar ist, so versäume man
wenigstens die tägliche sorgsältige Abwaschung nicht.

8. 6.
Die Nahrung des Kindes bleibe unverändert.

8. 6.
Bei günstigem Welter darf dasselbe in's Freie gebracht werden. Man vermeide

im Hochsommer nur die heißesten wedn und die direkte Sonnenhip.
. 7.

Die Impfstellen sind mit der räßa Sorgfalt vor dem Aufreiben, Zerkratzen
und vor Beschmutzung zu bewahren. Die Hemdärmel müssen hinreichend weit sein, damit
ste nicht durch Scheuern die Inpfstellen reizen.
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F. 8
Nach der ersolgreichen Impfung zeigen sich vom vierten Tage ab kleine Bläschen,

welche sich in der Regel bis zum neunten Tage unter mäßigem Fieber vergröhern und
zu erhabenen, von einem rothen Entzündungshofe umgebenen Schutpocken entwickeln.
Dieselben enthalten eine klare Flüssigkeit, welche sich am achten Tage zu trüben beginnt.
Vom Fhen bis zwölften Tage bcginnen die Pocken zu cinem Schorfe einzutrocknen, dernach3bis 4 Wochen von selbst abss

Die Entnahme der hwbhe 4 Zwecke weiterer Impfung ist schmerzlos und
bringt dem Kinde keinen Nachtheil.

Wird sie unterlassen, 44 pflegen sich die Pocken von selbst zu öffnen.
8. 9.

Bei regelmäßigem Verlaufe der Impspocken ist ein Verband überflüssig, falls aber
in der nächsten Umgebung derselben eine starke, breite Röthe entstehen sollte, oder wenn
die Pocken sich öffnen, so umwickelt man den Oberarm mit einem in Baumöl getauchten

oder noch vehn mit Vaseline bestrichenen kleinen LeinwandläppchenBei jeder erheblichen, nach der Impfung entstehenden Erkraukung ist ein Arzt
zuzuziehen.

8. 10.
An einem im Impftermine bekannt zu gebenden Tage erscheinen die Impflinge

zur Nachschau. Dieselben erhalten, wenn die Impfung Erfolg hatte, an diesem Tage den
Impfschein. Der letztere ist sorgfältig zu verwahren.

F. 11.
Kaun ein Kind am Tage der Nachschau wegen erheblicher Erkrankung oder weil

in dem Hause eine ansteckende Krankheit herrscht (F. 1), nicht in das Impflokal gebracht
werden, so haben die Eltern oder deren Vertreter dieses späteslens am Terminstage dem
Impfarzte anzuzeigen.

3. Negwrr Verordnung vom 26. Juni 1886,die rele einer Statistik derrTahessall an Pocken beireffend.

Mit Höchster I Serenissimi wird hiermit behufs Beschaffung der er-
forderlichen Unterlagen zu einer für Zwecke des Reiches bestimmten statislischen Erhebung
das Folgende verordnet:

1.

Jeder Fall des Todes einer Person an den nakürlichen Pocken, es mögen die
wirklichen oder sogenannte Varioleiden sein, ist dem zuständigen Physikus binnen 48 Stunden
anzuzeigen.

Zur Erstattung der Anzeige ist derjenige Arzt verpflichtet, welcher den bezüglichen
Verslorbenen behandell hat, und für den Fall, daß eine ärzkliche Behandlung nicht statt-
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gesunden hat, das Vamilienhaupt, und wenn ein solches nicht vorhanden oder an der An-
zeige behindert ist, derjenige, in dessen Wohnung oder Vehausung der Sterbefall sich er-
eignet hat.

2.

Wer der vorzeschriebenen Azzeigepflicht nicht nachkommt, wird mit Geldstrafe bio60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft. Die Strafverfolgung ktritt nicht ein,wenn die Anzeige, ozwohl An von dem zunächst Verpflichteten, doch rechtzeitig gemacht
worden ist.

5.

Der Physikus hat den Inhalt dieser Anzeige in eine Meldekarte — zu vergleichen
Anlage A. — innerhalb 8 Tagen aufzunehmen und, soweit nöthig, denjenigen Arzt,
welcher den bezüglichen Verstorbenen behandelt hat, um Ergänzung der in der fraglichen
Meldekarte noch fehlenden Einträge zu ersuchen.

Dieser Ergänzung haben sich die behandelnden Aerzte alsbald bei Vermeidung
einer Geldstrafe von 15 bis 100 Mark auf das Gewissenhafteste zu unterziehen und die
vollständig ausgesüllte Meldekarte dem Physikut umgehend wieder zu übersenden.

4.

Die Physici haben die Meldekarte nach deren Wiedereingang zu prüfen, nöthigen-
ialls durch Rückfragen an die Angehörigen des Verstorbenen und die Standesbeamten,
zu deren Beantwortung die Genannten bei einer Strafe von 5 bis 30 Mark verpflichtet
sind, zu ergänzen und zu berichtigen und mit ihrer Unterschrift zu versehen.

5.

Vis zum 1. Februar jeden Jahres lünd die auf das Vorjahr bezüglichen Melde-karten an Sulucce Landcoregierung einzusend
Diejenigen Physiei, in deren Bezirk wihend des Geschäftsjahres Todesfälle an

Pocken nicht vorgekommen sind, haben gleichfalls bis zum 1. Februar jeden Jahres einen
Vakalschein einzusenden.

unter 3 gedachten Meldekarten ## die Physici bei Fürstlicher Regierungs-
kanzlei zu gche n.

Greiz, am 26. Juni 1886.

Fürftlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Geldern-Crispendorf

i. V.
C. Perthes.
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A.
Meldelarte

für Todesfälle au Pocken.

Gemeinde

Verwoltungsbezi::
- ....... .·. Dio.:«..dcs Otekbcbauics *)* ndes

tanlenhausce): .Bot-and Janulthmame Gestorbenen:
Geschlecht: nei mrr, Hutreffendes zu uiteisiteichen)
Tag, Monat, Jahr der Gebu

Veruf (Bei nicht in z nicht suusimin Personen — **“ ohneeigenen Beruf. Kindern etc. — Beruf des Haushaltungsvorstandes):
Bemerkung darüber, ob r *—— regelmäßig außerhäuslich, etwa in einer Fabeil

Werkstatt ete. — uud welcher Art (z. B. Papierfabrik) — beschäftigt war, oder
eine Schule besuchtTag, Monat, Jahr des Tebes-
Ort und Datum:

175 des meldenden ee



Gesetzsammlung
das Fürstenthum Ruuß Aelterer Linie.

 12.

(Ausgegeben am 24. Juli 1866.)

. Regierungs-Verordnung vom 28. Juni 1886,
den 1 auf den Landstraßen und anderen öffentlichen Wegenbetreffend.

Nachdem sich die hinsichtlich des Verkehrs auf den Landstraßen und anderen
öffentlichen Wegen bestehenden Bestimmungen als unzureichend und zum Thbeil als der

Abänderung bedurftig erwiesen haben, so ist eine Revision, Vervollständigung und Zu-
sammenfassung derselben vorgenommen worden und wird auf Höchsten Befehl Sercnissimi
Folgendes verorduct:

I. Vorschristen zum Sänt der Landstraßen.
Das Bekahren der Landstraßen in §½ Längenrichtung ist außer der Zeit der

Schliktenbahn nur für Näderfahrzeuge gestattet und dürfen auch Ackergeräthschaften, Vau-
hölzer, Bäume und andere schwere, die Wegeoberfläche beschädigende Gegenstände, mit
Ausnahme der Glattwalzen, auf Straßen weder geschleppt, noch geschleift, sondern nur

auf Räderfahrzeugen oder bei genügender hrr auf Schlitten fortgeschafft werden.
Der Radbeschlag der auf *“,“ Iiiurrnten Fuhrwerke muß die Breile der

Nadfelgen und, abgesehen von der durch den Gebrauch eintretenden Abnutzung der Kanten,

eine eben Oberfläche haben.Die Köpfe ber Radnägelstiste oder Schrauben an den Radbeschlägen müssen ein-

gelassen u und dürsen nicht hervorstehen.Auf Luxnswagen findet diese Bestimmung keine Anwendung.
8. 3.

Die Breite der Nadfelgen beim Besahren der Landstraßen wird bestimmt:
u.# für Last= und Frachifuhrwerke bei einer Bespannung bis mit 4 Pferden auf

mindeslens 8 Centimeter, bei einer Bespannung von mehr als 4 Pferden auf
mindestens 16 Centimeter;

b. für Fuhmwerke, welche auoschließlich oder vorzugsweise zur Personenbeförderung
bestimmt sind, auf mindestens 5 Centimeter.

Die Auwendung vorstehender Bestimmungen auf gewisse Straßenstrecken wird
durch besondere Bekanntmachung bestimmt.

23
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e. Auf eigenen Rädern bewegte größere Maschinen, einschließliß der Lokomobilenmüssen mindestens eine Breite von 8 Centimetern haben.
Bei anderer als Merdebespannung werden je 2 Ponuys, Maulthiere, Esel oder

Kühe gleich einem Pferde, bei einer Bespannung bis zu 3 Ochsen ein Ochse gleich einem
Pierde, bei einer stärkeren Bespamung 4 Ochsen gleich 3 Pferden gerechnet.

S. 4.
Wird zur Fortbewegung einer Last auf Landstraßen eine Bespannung von mehr

als 8 Pferden gebraucht, so ist hierzu mit Ausnahme derjeuigen Fälle, in denen es sich
nur um vorübergehende Vorspamleistung haudelt, die besondere Erlaubniß der Fürstlichen

Straßenhaninspektion erforderlich.Regelung der Voraussetzungen für die Erlaubniß zur gewerbsmäßigenVenühung der Landstraßen und öffentlichen Wege mit Straßenlocomoliven und anderen
mit Dampf bewegten Fahrzeugen bleibt besonderer Regierungsverordnung vorbehalten.

Die vorübergehende Benützung der Landstraßen mit Straßenlocomotiven zur
Beförderung von Personen oder Lasten ist von Ertheilung landespolizeilicher Genehmigung
abhängig. Bezügliche Gesuche sind an das Fürstliche Landrathsamt zu Greiz zu richten.

Die Kosten für die in solchen Fällen als erforderlich erachteten Sicherheitsvor-
kehrungen hat der Besitzer des Fahrzeugs zu tragen.

K. 5.
Kein auf Landstraßen fahrendes Fuhrwerk, mit Ausnahme der Erntefuhren sowie

der Heu= und Strohfuhrrn innerhalb des betreffenden Gemeindebezirks, darf eine größere
Breike als von 2,5 Meter einnehmen und höher als 4,2 Meter, von der Oberfläche der
Fahrbahn an bis zum höchsten Punkte der Ladung gemessen, geladen sein. Wenn Unter-
führungen in Eisenbahn= oder Straßendämmen zu passiren sind, muß die Ladungshöhe
mindestens 8 Gentimeter geringer sein als die Lichthöhe der niedrigsten Unterführung.

Den dieser Vorschrift Zuwiderhandelnden trifft neben der durch sein Verfahren
verwirkten Strafe die Verpflichtung, sofort nach der Anhaltung durch einen Bediensteten

der Straßenpolizei oder doch an dec nächsten dazu passenden Stelle die Ladung seines
Fahrzeuges in Gemäßheit obiger Vorschrift abzuändern oder geschehen zu lassen, daß dieß
auf seine Kosten durch Organe oder Beauftragte der Straßenpolizei ausgeführt werde.

8. 6.
Die Hufeisen-Stollen und Griffe der Zugthiere an den auf den Landstraßen

fahrenden Fuhrwerken dürfen bei Lastfuhren nicht mehr als 25 Millimeter, bei Chaisen-
suhren nicht mehr als 20 Millimeter über die Hufeisenfläche hervorragen.

§. 7.

Als „errichunden der auf Landstraßen fahrenden Fuhrwerke dürfen nur ge-braucht werd
u. iie die Umdrehung der Räder völlig gehindert werden soll, Hemmschuhe mit

platter Unterfläche;
b. wenn blos die Geschwindigreit der Umdrehung vermindert werden soll, solche
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Vorrichtungen, miet welcher Bremeklötze oder Bremsbäume gegen die Rad-eisen geprehtw. bei Glatteis ist voie nwendung von Eisringen ausnahmeweise geslattet.

§. 8.
Es ist verbolen:

a. daß zwei der mehrere hintereinandersahrende Geschirre auf Landstraßen einerleiGleis halterb. Schutt, Düngungsmitter und andere Gegenstände, durch welche die Straße
verunreinigl oder der Wasserabsluß gehemmt wird, ohne schriftliche Erlaubniß
der Fürstlichen Straßenbaninspektion, auch nur vorüberhchend, abzulagern;

. von an der Straße gelegenen Grundstücken Jauche, unreine Flüssigkeiten oder

auch nur Wasser auf die Landstraße bbftichen zu lassen oder dahin anszugießen,
ingleichen durch Dachrinnen ohne bis auf den Boden reichende Abfallrohre

egenwasser auf die Straße zu leiten;
d. über den an den Landstraßen längs des äußeren Grabenrandes oder des Fusses

der Dammböschung befindlichen Sicherheitsstreisen zu ackern, oder wo ein solcher
nicht besteht, näher als bis ein Drittel Meter vom äußeren Grabenrande an
an diesen heran zu ackern;

e. auf den Vankets, den Böschungen und in den Seitengräben der vandstraßen
— wenn auch nur mit Handwagen und Schiebekarren — zu fahren, zu reiten,
Vieh zu treiben, zu hüten oder weiden zu lassen, ingleichen das zum Ackern
und Eggen verwendete Zugvieh in den Seitengräben umzuwenden.

Erweislich bestehende Berechtigungen zur Grasnuhung an den Seitengräben
und Böschungen der Landstraßen bleiben — vorbehaltlich der Befugnis der die
Aussicht über die bandstraßen führenden Behörden, gegen Beschädigung der
Böschungen einzuschreiten — durch vorslehende Vestimmungen unberührt.

I. Erdfänge und Wässerungen in den Straßengräben anzulegen
g. bei nasser Witterung von Feld- und schmutigen Waldwegen auf Landstraßen

zu fahren, ohne zuvor die Räder des Fuhrwerks vom Schmutze zu reinigen.
8.9efitzer der an die Straße augrenzenden Grundstücke haben zwar die Ver-Die Be

pflichtung, die Behuss des Uebergangs über die Straßengräben beziehentlich von der ohne
Graben bestehenden Straßenböschung nach den betreffenden Grundstücken erforderlichen
Vrücken, Nampen, Treppen 2c. auf ihre Kosten zu bauen und zu unterhalten; es ist jedoch
die Erlaubuiß zu diesen Anlagen bei der in erfler lz zständigen Aussichtsbebörde— dermalen dem Zürstlichen Landrathsamte (5. 17M Ges. v. 1. Sept. 1868)— unter Vorlegung eines Situationoplaues und einer in bnwen Exemplaren zu über-

reichenden zeichnerischen Darstellung des bezüglichen Projekts einzuholen und der Bau ge-
nau nach der von dieser Behörde ertheilten Bestimmung auszuführen.

Die Eunkscheidung des Landrathsamts über dergleichen Gesuche wird nach Gehör
der gutachtlichen Aeußerung des mit der technischen Leitung des Straßenbaues betrauten
Beamten ertheilt.

23°
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Die ohne Erlaubniß erfolgende Herstellung von Ueberbrückungen und sonstigen
Vorrichtungen gedachter Art ist strafbar,Ueberdieß kann die Veelligm resp. Abänderung einer ohne Erlanbniß resp.
vorschristswidrig ausgeführten Anlage fraglicher Art vom Fürstlichen vandrathsamte ver-
fügt werden.

g. 10.
Vorsätzliche Beschädigung und Beschmutzung der Landstraßen und deren Zubehör-

ungen, wie Einnehmerhäuser, Schlagbäume, Taseln, Wegeweiser, Brüstungen, Varrieren,
Hecken und andere Schupzvorrichtungen, Prellsteine, Spursteine, Nummersteine, Material-
haufen, Brücken, Durchlässe, Anpflanzungen und dergleichen unterliegen der Bestrafung
nach dem Strafgeseybuche.

Beschädigungen der Laudstraßen und deren Zubehörungen aus Fahrlässigkeit werden
nach F. 26 dieser Verordnung bestraft.

8. 11.
Vorschriften zum Schutze der Landstraßen wie die vorstehenden können für einzelne

Gemeindebezirke durch Ortsstatut für Orts= und Communikationswege bestimmt werden.
(5. 14 der Gem. Ordg.)

II. Vorschriften zur Sicherheit des Versehrs auf den Landstroßen und anderen öffentlichen Wegen.
. 12.

Die auf öffentlichen Wegen fahrenden Fuhrwerke müssen mit festen Gabeln oder
Deichseln und bei gefallenem Schnee mit Geläute oder Schellen versehen sein.

KS. 13.
Jedes Fuhrwerk, welches nicht ausschließlich zur Beförderung von Personen dient,

insbesondere auch jedes Hundefuhrwerk muß, sobald dasselbe außerhalb der Flur des Ortes
verkehrt, in welcher der Eigenthümer desselben seinen Wohnsictz hat, mit dem Namen und
dem Wohnorle des Eigenthümers, und wenn letterer mehrere derartige Suhrwerke hält,
überdieß mit einer besonderen Nummer bezeichnet sein.

Die Bezeichnung ist auf einer der Längsseiten an dem Zuhrwerk selbst oder auf
einer an demselben fest angehefteten Tafel in deutlicher, unverwischbarer Schrift von
mindestens 5 Centimeker Höhe dergestallt anzubringen, daß sie beständig sichtbar ist.

Eine Ausnahme von dieser Vorschrift findet Stait für diejenigen Fuhrwerke, welche
ediglich zum Zwecke der Bewirthschaftung der in benachbarten Fluren gelegenen Grund-“ desselben Besitzers in diesen Fluren verkehren.

F. 14.
Es ist nicht gestattet, beim Fahren auf öffentlichen Wegen mit Zugthieren zwei

oder mehr beladene Wagen an einander zu hängen, so daß nur der vordere Wagen be-
spannt ist.

Das Anhängen eines unbeladenen Wagens an einen beladenen oder unbeladenen
ist nur dann erlaubt, wenn zum Lenken, Hemmen und zur sonstigen Beaufsichtigung des-
selben noch eine zweite Person beim Fuhrwerk ist.
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15.

Zur Leitung eines mit Langholz beladenen Wagens ist, wenn derselbe über 5
Meter, von Are zu Axe gemessen, verlängert ist, außer dem Fuhrmann noch eine zweile
Person beizugeben, welche die Leikung des hinteren Theils des Fuhrwerks zu besorgen hal.

Die Person, welche den Wagen zur Abfuhr von Langholz stellt, ist für die Bei-
habe dieser Wagenleitung haftbar.

8. 16.
Fuhrwerke jeder Ark, welche mit Eintrikt der Dunkelheit auf den Landstraßen und

anderen öffentlichen Wegen verkehren, müssen für die Dauer der Dunkelheit wenigstens
mittelst einer hellbrennenden, dem Entgegenkommenden sichtbaren Laterne beleuchtet sein.

Mit Langholz beladene Geschirre müssen unter vorgedachten Verhältnissen 2 hell-
breunende Laternen führen, deren eine am Vordertheile, deren andere am Hintertheil des
Fahrzeuges angebracht ist.

8.Jedes Fuhrwerk, ohne Rücksicht auf pten und Bespannung, muß einem entgegen-
kommenden sowohl wie einem überholenden Fuhrwerke nach rechts auf die Hälfte des
Weges ausweichen.

Schweres Fuhrwerk muß jedoch auf ein leichteres ihm entgegen= oder nachkommendes
Fuhrwerk auf solches nach vernehmbar gegebenen Zeichen in den Fällen, wo bei Fortsetzung
der Fahrt voraussichtlich nur mit Schwierigkeit auszuweichen sein würde, an einer hierzu
geeigneten Sielle warten.

Den bzüstichen Caquipagen haben übrigens Fuhrwerke jeder Art in solcher Weise
auczuweiden daßerstere in keinem Falle aufgchalten werden.— darf nicht schneller als im Trabe gefahren werden.

2 Vestimmungen des §. 19 desReichspostgesetzes vom 28. Oktober 1871
hechegpihun 1871 S. 347 ff.) werden hierdurch nicht berührt.

S. 18.
Der Führer eines Fuhrwerks darf sich beim Anhalten nicht von demselben ent-

fernen, ohne die Zugthiere unter ausreichender Aussicht zu lassen oder wenigstens auf
einer Seite dieselben abzusträngen und mit den Zügeln zurückzubinden.

S. 19.

Der Führer des Fuhrwerks muß zain dabren die Zugthiere forlwährend in Lei-lung und Aufsicht haben und darf nicht cschlaf
Derselbe darf serner beim Fahren 1 Sitz weder auf der Ladung eines bis

über die Leitern vollgeladenen Wagens, noch auf der Deichsel, noch auf Brettern oder
auderen Vorrichtungen an der Seile des Fuhrwerks, noch im Innern eines überdeckten
Wagens, von wo aus die Strahe nicht übersehen werden kann, nehmen.

g. 20.
Das Lenken der Pferde darf bei zwei= und mehrspännigem Fuhrwerk nur mittelst

Kreuzzügel, bei einspännigem Fuhrwerk mittelst Doppelzügel geschehen.
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Das Lenken der Pferde mit einem einfachen Leitseil oder der Leine ist ausnahms-
weise nur noch bei sorstwirthschaftlichen Fuhren gestattet, wenn der Führer neben dem
Fuhrwerk hergeht, sowie bei landwirthschaftlichen, Ziegel- und Steinfuhren innerhalb des
betreffenden Flur= und Gemeindebezirké.

5. 21.
Hundefuhrwerke müssen entgegen- oder nachkommenden Reit- und Zugpferden ganz

und zwar rechts ausweichen und hierauf so lange still halten, bis die Pferde vorüber find.
Auf Stadt, und Dorfstraßen sowie bergab darf mit Hundefuhrwerken nur langsam

gefahren werden.
Die Führer von Hundefuhnverken müssen während der Fahrt dicht vor oder neben

denselben hergehen und die Deichsel oder das Leitseil in der Hand halten; sie dürfen sich
während der Fahrt nicht auf die Fuhrwerke aussetzen, auch anderen Personen dieß nicht
gestalten.

Beim Anhallen der Hundefuhrwerke haben die Führer, wenn sie dieselben ihrer
Geschäfte halber auf kurze Zeil verlassen müssen, dafür Sorge zu tragen, daß die Hunde
mit Maulförben versehen und an Orten, wo sie die Passage nicht hindern, keinesfalls
aber auf dem Damme oder in den He der Straße oder überhaupt in unmittelbarer
Nähe der Fahrbahn fest angelegtwSollen Hundefuhrwerke * Veit lagern, so sind die Hunde abzuspannen und

in Gchästen unterzubringen.
Das Vefahren derü5 bänberkanke an Landstraßen ist auch den Hundefuhtwerkenstreng verboten (vgl. §. 8 e.).

8g. 22.
Einzelne Pferde, Maulthiere, Esel, Zug- und Mastochsen sowie einzelne Rindvieh-

stücke dürsen auf Landstraßen nicht anders geführt oder getrieben werden, als wenn sie
mit einem haltbaren Zügel oder einer haltbaren Halfter versehen sind, woran sle mit Hülfe
eines Seiles vom Führer oder Treiber geleitet werden. Zuchtstiere müssen außerdem,
wenn sie auf Landstraßen geführt werden, einen Nasenring tragen.

Eine Mehrzahl von Pferden, Maullhieren, Eseln oder von Zug- und Mastochsen
darf nur gekoppelt auf öffentlichen Wegen geführt werden.

Eos dürfen nicht mehr als 4 Stück in einer Reihe neben einander gekoppelt und

bei je 0% 7 muß mindestens ein Führer vorhanden sein.r Rindviehheerden ist für je 20 Stück Rindvieh mindesteus 1 Treiber, bei
Schaaf. Schweine. und anderen Viehheerden von mehr als 20 Stück sind mindestens 2

Treiber erforderlich.
A ieh, welches zur Weide und von da zurückgelrieben wird, finden die vor-

stehenden Bestimmungen keine Anwendung.

8. 23.
Wenn auf einer Landstraße eine Viehheerde einem Fuhrwerke oder einem Reiter

begegnet, oder von einem Fuhrwerke oder Reiter eingeholt wird, so muß das Vieh zum
Vorbeilassen des Fuhrwerks oder des Reilers zur Seite hin zusammengetrieben werden.
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5. 24.
Es ist verboten:

4 die Fahrbahn öffentlicher Wege durch Anhalten mit Fuhrwerk oder Vieh zu

versperren oder auf ihnen sonstige Gegenstände huhstetn phitzulegen oderliegen zu lafsen, durch welche der freie Verkehr behindertAusgenommen von der letzteren Bestimmung sind e ue einer behõrb-
lichen oder vom Aufsichtsbeamten ertheilten Erlaubniß.
 Geschirre, welche aus Nolh auf der Straße haben abgespannt werden müssen,

während der Dunkelheit unbewacht oder an der Vorder= und Rückseile unbe-
leuchtet stehen zu lassen;

4 die beim Anhalten unker die Räder der Zuhrwerke geleglen Unterlagsteine
auf der Fahrbahn liegen zu lassen;

 einem anderen Juhrwerke an einer dazu nicht geeigneten Sielle oder in unge-
eigneter Weise vorzufahren;

. sich mit einem anderen Geschirr auf der Straße in eine Wektfahrt einzulassen;
innerhalb der Ortschaften, namentlich an Stellen, wo eine Straßenkrenzung
stattfindet oder von einer Straße in die andere eingebogen wird, rasch zu
kahren oder zu reiten und auf öffentlichen Brücken rascher als im Schritte

4%
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zu fahren;
. auf öffentlichen Wegen oder in unmittelbarer Nähe derselben zu schießen, in

unnöthiger Weise oder übermäßig laut mit der Peitsche zu klatschen, Hunde
auf einander zu hetzeu, Zug- und andere Thiere zum Zwecke des Antreibens
in unnöthiger Weise oder übermäßig laut anzuschreien oder sonstigen unge-
bührlichen Lärm zu erregen;
auf öffentlichen Wegen oder in unmittelbarer Nähe derselben Locomobilen und
Dreschmaschinen aufzustellen, Feuer anzuzünden, Feuerwerkskörper abzubrennen,
Schießstände, Windmühlen, Kegelbahnen, Seilerstände zu errichten, Caroussels,
Bienenstöcke, Hundehütten aufzustellen, Thierhäute und andere auffallende Gegen-
stände aufzuhängen oder aufzustellen, welche das Scheuwerden der Perde und
sonstigen Zugthiere verursachen können;
Thierhäute und andere Gegenstände, welche zum Scheuen der Perde und
sonstigen Zugthiere Veranlassung geben können, wie landwirhhschaftliche
Maschinen, wilde Thiere in Käfigen, gefallenesVich, Spiegel und dergleichen
auf öffentlichen Wegen unverdeckt zu transporkiren;

4 Sensen und Sicheln, deren Spitze und Schneide nicht in einem sogenannten
hölzernen Schuh verwahrt sind, auf öffentlichen Wegen zu führen;

5 an den Landstraßen oder Böschungen derselben Umfriedigungen herzustellen,
deren Theile in ihren oberen Enden spitz zulaufen und nicht mindestens 1½
m über das Niveau der angrenzenden Landstraße hervorragen;

 auf Landstraßen und sonsligen öffentlichen Wegen mit Schlitten (sogenannten
Vöckchen) zu fahren, welche nicht gezogen oder geschoben, sondern lediglich von
den auf ihnen sitzenden Personen geleitet werden.
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F. 25.
1. Das Fohren mit Velocipeden ist nur auf Fahrwegen gestattet; Bürgersteige,

Chausseebankels und Fuhwege dürfen nich- besahren werden.. Jeder Radfahrer hat während der Fahrt die rechte Seite der Fahrbahn ein-

zuhalten undbegegnenden. sowohl wie überholenden Fuhmverken, oder Reiternnach rechts auszuwe
Das Vorbeifahren an cmgcholtht Fuhrwerken, oder Reilern hat auf der linken

Seile 0. erfolgen.Das Vorbeifahren an entgegen kommenden und eingeholten Fuhrwerken,
oder Reitern darf nur mit mäßiger Fa brgeschwindigkeit und muß in ange-
messenem Abslande erfolgen, auch muß vorher ein genügend hörbare# Warnungs-
zeichen gegeben werden

Ist für das Vrätersahnen ein gefahrloses Passiren nichl gesichert, oder
werden Reit., Zug= oder astthiere unruhig, so muß der Radfahrer sofort ab-
steigen.

Das Vorbeifahren Anderer darf nicht in mulhwilliger Weise gehindert

do

erden
. Bei Ecken auf Straßen oder Dorsgassen ist langsam zu fahren.

Mehr als zwei Veloeipede dürfen nicht neben einander sahren. Wenn sie an
Fuhrwerken oder Reitern vorüberfahren wollen, so dürfen sie dieses nur einzeln
hinter einander thun.

 Jedes Velociped muß mit einer helltönenden Signalglocke und in der Zeit von
Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang mit einer hell leuchtenden Vaterne ver-
sehen sein.

 .

II. Ststesimnunzer,
Zuwiderhandlungen gegen die #irre dieser Verordung werden, soweit

nicht die Strafbestimmungen desStrasgesehbuchs hierbei in Anwendung kommen, mit Geld
bis zu 00 Mark oder mit Hast bis zu 14 l. bestraft.

Beie Zuwiderhandlungen gegen die 9 2—16, 20 und 24 Ziffer 9 dieser
Verordnung ist neben dem in erster Linie zu liirahenen Führer auch der Eigenthümer
der Fuhrwerke resp. der Bespannung oder der im Besitze des ihm fremden Geschirres be-
findliche Auftraggeber des Führers nach den gleichen Bestimmungen in Strase zu nehmen.

Eine Ausnahme von Amwendung dieses Grundsatzes trikt ein, wenn entweder die
Geschirrführer nachweisen, daß ihnen durch ausdrückliche Anordnungen oder Versagungen
des Eigenthümers der von ihnen geleiteten Geschirre und Bespannungen die Befolgung
der in Betracht kommenden Vorschrift unthunlich gemacht wordenist, oder wenn die Ei-
genthümer resp. sonstigen Disponenten von Geschirr und Bespannung dartbun, daß die
Führer gegen ihre ausdrückliche Anordnung gehaneet haben.

Bei Zuwiderhandlungen gegen die keinmungen in den §§. 5, 13,
14 und 20 dieser Verordnung kann der Contravenient, unbeschadet der bonbch- ehwa be-
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gründeten Verpflichtung zum Schadenersatze und abgesehen von den Zgällen, in welchen
die Zuwiderhandlung zugleich ven Thatbestand eines Verbrechens oder Vergehens bildet
Gn l des Gesehes vom 4. Juli 1879), die weitere Untersuchung dadurch von sich ab-n, daß er an den Aasehmaa des betreffenden Bezirks zuständigen Auffichtsbeamten
rwenean Gendarmen, Steneraufseher, slädtischen Schutzmann oder Polizeidiener),
von welchem er betroffen ist und welcher sich als solcher entweder durch seine Dienstkleid-
ung oder auf andere Weise auszuweisen hat, gegen eine ihm auszuhändigende, mit dem
Dienststempel des Fürstlichen andrathöamtes resp. des betr.Stadtgemeindevorstandes ver-sehene Quittung sofort1Mark Strafe erlegt. Nur durch den Besitz einer solchen Onittung
kann der Contravenient weitere Untersuchung von sich abwenden.

Diese Bestimmung leidet jedoch keine Anwendung auf Contravenienten, welche
bereits wiederholt wegen Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser Verordung
Strafe verbüßt bezw. erlegt oder sich der Uebertretung unter erschwerenden Umständen
3. B. unter Verhöhnung der Anordnung der Aufsichtsbeamten schuldig gemacht haben.

Verweigert der Contravenient die sofortige Bezahlung oder greift die vorerwähnte
Ausnahme Platz, so ist die Sache zur weiteren Fortftellung bei der zuständigen Polizei-

behörde #n6 Anzeige zu bringenchist in diesem Fallc der Aufsichtobeamte, wenn der Contravenient ihm unbe-kannt t un sich über seine Person nicht auszuweisen vermag, berechtigt, zur Pfändung
Aischreiten oder, dafern auch die Herausgabe eines Pfandes verweigert wird, den Con-bfevenenten anzuhalten und bis zur zuständigen Behörde zu begleiten.

IV. Schlobesiimmungen.
Auf Fuhrwerke und Gespanne des deeheeres leidet diese Verordnung keine, auf

Wege und Plätßze innerhalb bewohnter Ortschaften (abgesehen von §. 21 al. 2) nur
insoweit Anwendung, als in Bezug auf eine Stadt oder einen Landort die einschlägigen

Verhältnisse nicht duch genehmigtes Ortsstatut eine besondere Regelung erhalten habenoder künftig erhalten
g. 30.

Die vorstehende Verordnung tritt in Ansehung der Bestimmungen in den §§. Za
und b, 6 und 20 Abs. 1 mit dem 1. Juli 1887, im Uebrigen mit dem Tage der Be-
kanntmachung in Krast.

Aufsgehoben sind von letztgedachtem Zeitpunkte an die noch in Geltung gewesenen
Bestimmungen der revidirlenStaeßenbeligeiopdnung vom 81. Mai 1858, der erläuterndeNachtrag dazu vom 13. Oktober 1853, die Regierungsverordnung vom 30. Mai 1860,
die Regierungsverordnung vom 3. November 1875 und die Regierungsverordnung vom
3. Januar 1876; mit dem 1. Juli 1887 die Regierungsverordnungen vom 29. November
1873 und vom 22. August 1678.

Greiz, am 28. 4n. 1886. Füral. Reuß-Pl. Landesregierung.
v. Geldern-Crispendorf

i. V.
C. Verthes.

25
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i s-Bekaunt om 17. Juli 1886, den Weg-35.fall 8 Erfordernisses der aemechung uan beiVerheirathung von An-
gehörigen der Schweiz im Reichsgebiete betreffend.

Zufolge einer zwischen der Kaiserlich Deutschen Regierung und dem Schweizzer-
ischen Bundesrathe unterm 4. Juni dieses Jahres getroffenen Uebereinkunft soll bei Ver-
heirathung von Deutschen mit Schweizerinnen in der Schweiz, sowie von Schweizern mit
Deutschen in Deutschland, nach erfolgtem Nachweise der Staatsangehörigkeit, von Bei-
bringung von Trauerlaubnißscheinen der Heimathsbehörde lünftig abgesehen werden.

Dies wird unter Verweisung auf die im Centralblalte des Deutschen Reiches dem-
nächst zum Abdrucke gelangende Uebereinkunft zur Nachachtung Seitens der Standesämter
andurch mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß von der Schweiz ausdrücklich darauf
aufmerksam gemacht worden ist, wie die von einem Schweizer im Auslande in Gemäßheit
des dortigen lormellen und materiellen Rechts abgeschlossene Ehe in der Schweizsowohl
in öffentlicher, wie in privatrechtlicher Beziehung als gültig anerkannt werde.

Greiz, am 17. Juli 1888.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung.
Faber.

Richter.



Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.M 13.

(Ausgegeben am 3. August 1886.)

36. Landesherrliche Verordnung vom 30. Juli 1886,
die Ausführung des Reichsgesetzes über die Naturalleistungen für die

bewaffnete Macht im Frieden vom 13. Februar 1875 betreffend.

Wir Heinrich der Zwel und JZwanzligste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein r2c. 2c. w
verordnen zur Ausführung des Gesetzes über die Naturalleistungen für die bewaffnete
Macht im Frieden vom 13. Februar 1875 (Neichsgesetzblatt Seite 52) und der bierzu
erlassenen Instruktionen vom 2. September 1875 (Reichsgesetzblatt Seite 262) und
11. Juli 1876 (Reichsgesetzblatt Seite 230) — vorbehaltlich der Zustimmung des Land-
tags zu der Bestimmung in S. 1 — was folgt:

8. 1.

Die Mitwirkung bei der Bestimmung der nach der Verschrift unter Sc zu F. 14
in der Anlage des Erlasses vem 11. Juli 1878, betreffend Abänderungen und Ergän-
zungen der Instruktion vom 2. Sexptember 1875 zur Ausführung des Gesetzes über die
Naturalleistungen für die bewaffnete Macht im Frieden, pericdisch im Voraus zu be-
stimmenden Sachverständigen für die verschiedenen nach den Vorschriften des Gesetzes vom
13. Februar 1875 nöthig werdenden Abschätzungen wird dem Landebausschuß übertragen.
Diese Mitwirkung besteht in dem Vorschlag der Sackverständigen.

8. 2.
Die Anmeldung der auf Grund des Gesetzes vom 13. Februar 1875 zu er-

hebenden Entschädigungsansprüche hat für den Vereich der einem Gemeindebezirk nicht
angeschlossenen Fürstlichen Domanialbesitzungen und der Fürstlichen Kammergöter, soweit
solche in al. 5 der Gemeindeerdnung genannt sind, sowie der exkommunalisirten
Rittergüter innerhalb der in §. 16 des Gesetzes bezeichneten Friften bei dem Fürstlichen
Landrath zu erfolgen, welcher biermit als die nach F. 16 des Gesetzes vom 13. Februar

5
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1875 zuständige Civilbehörde bestimmt wird. Hinsichtlich der übrigen Gemeinden wird
auf die Bestimmung in F. 16 des citirten Gesetzes und 10 der Instruktion bierzu vom
2. September 1875 verwiesen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Vollziehung und Vordruckung
Unseres Fürstlichen Inslegels.

Gegeben Alexandersbad, den 30. Juli 1886.

(L. S.) Heinrich XXIH.
Faber. Hofmann.



Gesetzsammlung
das Fürstenthum!Reuf Aelterer Linie.

— am%14. 1886.)
37. ierungs·Bekan 1 7. September 1886,

dieGewährung der F an Boherden anderer Deutccher
Bundesstaaten bei Zwangsvollstreckung in Verwaltungsangelegenheiten in

Ausführung des Gesetzes vom 3. Januar 1883.

Unter Bezugnahme auf die Mehierungsverorbnng vom 29. Juni 1886, betreffend
die Gewährung der Rechtshilse an Behörden anderer Deutscher Bundesstaaten bei Zwangs-
vollstreckung in Verwaltungsangelegenheiten in Ausführung des Gesetzes vom 3. Januar
1883 (Ges. S. S. 99), wird andurch bekannt gegeben, wie der zu Eisenach am 12.
Juni 1885 Keesiefin, der bezeichucten Regierungsverordnung beigedruckte Vertrag
für den Verkehr mit den Behörden des Fürstenthums Reuß Jüngerer Linie mit dem 1.
Oktober dieses Jahret dergestalt in Kraft tritt, daß die Inanspruchnahme und Gewährung
von Rechtshilfe bei Zwangsvollstreckungen in Verwaltungsangelegenheiten von diesem Zeit-
punkt ab gegenüber den Behörden des genannten Staates nach Maßgabe der Vestimm-
ungen des gedachten Verlrages zu erfolgen hat.

Greiz, am 7. September 1886.

Furfl. Reuß.Plauische Landesregierung.
Faber.

Richter.
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38. Regierungs-Verordnung vom 11. September 1886,
das Verbot des Verbrennens von Kartoffelkraut im Freien betreffend.

Da das Verbrennen von Kartoffelkraut im Freien einestheils als eine gefährliche
Unsitte insofern anzusehen ist, als das Anschüren von Feuer im Freien schon Anlaß zu
Schadenfeuern gegeben hat und auch der Rauch von glühendem Kartoffelkraut die Luft
verunreinigt, anderntheils aber durch das Verbrennen des Krautes verwendbare Dünger-
stoffe vernichtet werden, so wird mit Höchster Genehmigung Serenissimi das Folgende
verordnet:

F. 1.
Das Verbrennen von Kartoffelkraut im Freien wird verboten.

Zuwiderhandlungen gegen dieses zerbot werden mit Geldstrafe bis zu 60 M.
oder mit Haft bis zu 14 Tagen bestraft.

Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage der Publikation in Kraft.
Greiz, am 11. September 1886.

Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung.
Faber.

Richter.

Druckfehlerberichtigung.
In der auf Seite 109 der diesjährigen Landesgesetzsammlung abgedruckten

Regierungs-Bekanntmachung vom 28. Juni dieses Jahres, den staatlichen Schutz gewisser
Gottesdienste in der Stadt Greiz betreffend, muß es unter Absat 5statt

vlr. S. 3 al. 2 und 4 cj. F. 27
beißen:

„efr. . 3 Ziffer 2 und §F. 4 cj. F. 2".
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Gesebsammlungr

das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.
M 15.

(Ausgegeben am 11. November 1886.)

30. Regierungsverordnung vom 21. Oktober 1886,
einen zweiten Nachtrag zu den behufs Ausführung des Reichsgesetzes über
die Krankenversicherung der Arbeiter vom 15. Juni 1883 gegebenen Be-

stimmungen betreffend.

Mit Höchster Genehmigung Lerenissimi wird unter Bezugnahme auf F. 4 der
Regierungsverordnung vom 11. Juni 1884 und No. I. der Regierungsverordnung vom
19. Juli 1884 verordnet was solgt:

Einziger Paragroyh.
In Ansehung der einem Gemeindebezirke nicht angeschlossenen Fürstlichen Domanial=

besitzungen hat der Vorsitzende des Landesausschusses die der „höheren Verwaltungsbe-
hörde“ nach dem Reichsgesetze über die Krankenversicherung der Arbeiter vom 15. Juni
1383 übertragenen Functionen wahrzunehmen.

Greiz, am 21. Oktober 1886.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
aber.

Richter.

40. Negierungsverordnung vom 2. November 1886,
einige Ausführungsbestimmungen zu dem Reichsgesetze über die Unfall= und
Krankenversicherung der in land= und forstwirthschaftlichen Betrieben be-

schäftigten Personen vom 5. Mai 1886 betreffend.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimi bestimmen wir in Auslührung des K. 129
des Reichsgesetzes vom 5. Mai 1886, betreffend die Unfall- und Krankenversicherung der
in land= und forftwirthschaftlichen Bekrieben beschäftigten Personen, hierdurch Folgendes:

27
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8. 1.
Es sollen im Sinne des angeführten Reichsgesetzes gelten:

#a. 5 Landescentralbehörde“ die Fürstliche Landesregierung,
b. 6 „böhere Verwaltungsbehörde“ der Vorsitzende desbondesausschusse, imFalle des §. ¾l des citirten Reichegesetzes unler Mitwirkung des Landesausschusses
. als „untere Verwaltungsbehsrde“ in Ansehung der Stadt= und Landge-

meinden das Fürstliche Landrathsamt,
#. als „Gemeindebehörde“, „Ortspolizeibehörde" die Gemeindevorstände; in

den einem Gemeindebezirke, nicht angeschlossenen Fürstlichen Kammergütern und sonftigen
Domanialbesitzungen die bestellten Ortspolizeibramten= in den excommunalisirten Ritter-
ri- die Vesitzer resp. deren nach F. 5 der dem Gesehe vom 28. März 1868 unter
- beizefügten Bestmungen bestellten Stellvertreter,„Vertretung der Gemeinde“ der Gemeinderath und in denjenigen Ge.meinden, 6 lrt5 ein solcher auf Grund des Artikel 59 der Gemeindeordnung vom
28. Januar 1871 nicht gebildet ist, die Gemelndeversammlung.

8. 2.
Die in F. 34 Absat 2, F. 90 Absatz 2 und §. 93 Absatz 2 des Reichsge-

setzes bezeichneten Strafen fließen in die Fürstliche Landeskasse.
Greiz, am 2. November 1888.

Fürstl. Reuß-Plauische Landesregierung.
Faber.

Richter.

Al. Negierungsverordnung vom 4. November 1886,
eine Abänderung an den durch die Regierungsverordnung vom 3. November
1879, die Zuständigkeits= und Geschäftsverhältnisse, sowie die richterliche
Verwaltung der Abtheilung für nichtstreitige Rechtssachen beim Amtsgericht

Greiz betreffend, gegebenen Borschriften.
Mit Serenissimi Hchsie Genehmigung wird zur Vermeidung von Unzuträglich-

keiten, die sich durch Uebertragung der bei der Abtheilung des Fürstlichen Amtsgerichts
Greiz für nichtstreitige Rechtssachen erwachsenden Geschäfte des gerichtlichen Depositen-

wesens an einen bei dem Amtsgericht Greiz angestellten Amtsrichter in Gemeinschaftmit
einem anderen Beamten herausgestellt haben, hiermit verordnet was folgt:

Einziger Artikel.
§.12 der Regierungsverordnung vom 3. November 1679 (Gesetzsammlung p.205) wird o aufgehoben. An Stelle desselben tritt ein neuer

. 12
in nachflehender Fafsung.
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Auf Grund des 8. 9 des Ausführungsgesetzes vom 16. April 1879 zum Gerichts-

versassungsgesetze für das Deutsche Reich werden die in streitigen Rechtssachen beziehungs-
weise in Ausührung der im Absatz3 desselben 8. 9 gedachten Beschlußfassung vor-kommenden Deposilalgeschäfte einem bei dem Amtsgericht Greiz angestellten Amts-
richter in Gemeiaschat mit einem anderen, als 2. Schlüsselinhaber zu bestimmenden
Beamten desselben Gerichts übertragen.

Veiden gedachten Depositalbeamten werden nach Anordnung Fürftlicher Landes-

regierung sisnige Stellvertreter bestellt, bei deren Verhinderung nach Maßgabe von vfl.
saß 2 des &amp; 13desderdachten Ausführungsgesehes vom 16. April 1879 verfahrenwHandelt es sich bei derin §. 1 dieser Verordnung gedachten Abtheilung für ch.
streitige Rechtssachen in deren sachlichem Geschäftsbereiche um Uebernahme von
Geldern, Pretiosen, Werthpapieren oder anderen Urkunden (mit Ausnahme solcher über
letztwillige Verfügungen oder (erbverträge) zu derichtlicher Verwahrung, so steht jedem der
mit der Verwaltung dieser Abtheilung für eine bestimmte beziehungsweise örtlich
begrenzte Unterabtheilung beauftragten Richter (cf. S. 16. 17 und 18 dieser Verordnung)
die Beschlußfassung darüber, ob ein Werthstück oder Dokument gedachter Art zur
Verichtlichen Verwahrung angenommen oder ob ein übernommenes Depositum aus
dem Gerichtsverschlusse wieder ausgeantwortet werden soll und an wen solchenfalls, end-

lich auch darüber, ob und wie mit Ausleihung deponirter Gelder zu verfahren sei.
—unbeschadet der in Gesetzen oder Verordnungen bestehenden Vorschriften — mit
durchaus selbstsländiger Verankwortlichkeit zu.

Dagegen werden die aus solcher Beschlußfassung jener Richter sich ergebenden
weileren Geschäfte des Depositenwesens, soweit dieselben insbesondere in dem Ver-
schlusse, der verwahrlichen Behandlung und der Ausantwortung von Baarbeträgen,

Kostbarkeiten, Werthpapieren aller Art, Urkunden (mit Ausnahme der an die in
1 gedachte Abtheilung überreichten beziehungsweise von derselben zuvor aufge-

nommenen, auf letztwillige Verfügungen bezüglichen), sowiein Fübrung der Depositen-
bücher und der Ertheilung der Depositalschrine bestehen, einer bei dem Fürstlichen
Amtsgerichte Greiz, Abtheilung für nichtstreitige Rechtssachen, einzurichtenden Deposi-
talverwaltung übertragen.

Dieselbe besteht aus einem derjenigen Mitglieder des Fürstlichen Landgerichts,
welche mit der Verwaltung der nach 8. 14 dieser Verordnung eingerichteten Unter-
abtheilung der in F. 1 3 nichneten Abtheilung für nichtstreitige Rechtssachen be-
traut sind, und einem anderen, als zweiten Schlüsselinhaber zu bestimmenden Ve-

r*nm des Fürstlichen Amtsgerichts, welcher bei der obengedachten Abtheilung be-schäftige is.
Beiden gedachten Depositalbeamten werden nach —el Fürstlicher Landes-regierung ständige Stellvertreter bestellt. Im Falle der Behinderung der letzteren

ordnet der Präsident des Fürstlichen Landgerichts die erforderliche Stellvertrelung an.
Greiz, den 4. November 1886.

Fürfllich Reuf-Plauiste Landesregierung.
daber. Richter.

27.
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A2. Landesherrliche Verordnung vom 6. November 1886,
die religibsen Zusammenkünfte außerhalb der Kirche betreffend.

Wir Heinrich der Zwei und JZwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräuer Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc. cc. 2c.
haben für nöthig befunden, die seitherigen Bestimmungen hinsichtlich der religiösen Zu-
sammenkünfte außerhalb der Kirche einer Revision unterziehen zu lassen und verordnen
auf Vortrag Unserer Landesregierung und Unseres Consistoriums unter Aufhebung der
Landesherrlichen Verordnung vom 31. Mai 1853 (Gesetzsammlung Seite 173) was folgt:

8. 1.
Personen, welche nicht einer der anerkannten Confessionen angehören, dürfen sich

zu solcher gemeinschaftlichen gottesdienstlichen Uebung, welche über die häusliche Andacht
(vergl. §. 3) hinausgehl, nur unter der Voraussebung versammeln, daß sie Mitglieder
eines von Unserer Landesregierung auf Grund der Landesherrlichen Verordnung vom
28. April 1855 genehmigten Vereins zum Zweck gemeinschaftlicher Religionsübung sind
und daß die Vorschriften des betreffenden Vereinsstatuts, sowie die Bedingungen, an
welche die gedachte Genehmigung geknüpft worden ist, gehörig eingehalten werden.

. 2.

Zuwiderhandlungen werden, sofern sie nicht unter die Strafbeslimmungen der in
F 1 gedachten Landesherrlichen Verordnung vom 28. April 1855 fallen, mit Geldstrafen
von 6 bis 60 Mark oder Haft bis zu 14 Tagen bestraft.

5. 3.
Auf häusliche Andachten, welche der Hausvater mit den Seinigen hält, finden

obige Vorschristen keine Anwendung.
Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Vollziehung und Vordruckung Unseres

Fürstlichen Insiegels.
Gegeben Neue Vurg zu Greiz, den 6. November 1886.

(L. 8) Heinrich XXII.
Faber.



Gesetzsammlung
das Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

X 16.
(Ausgegeben am 29. Dezember 1886.)

43. Negierungs · Verordnung vom 17. Dezenber 1886,
betreffend die Ausübung der beburtshilflicen Thatigleit durch Frauen.

Mit Hoöchster G,enehmigung Serenissimi wird hinsichtlich des Gewerbebetriebes
der Hebammen und der Ausübung des Hebammenberufs unter Aukhebung der betreffen-
den früheren Vorschriften verordnet was folgt:

8. 1.
Die Ausübung geburtöhilflicher Thätigkeil durch Frauen steht innerhalb des

Fürstenkhums Reuß Aelterer Linie nur geprüsten Hebammen zu.
j. 2.

Eine Frauensperson, welche die Hebammenkunst erlernen will, soll
a) nicht unter 21 und nicht über 35 Jahre alt sein und einen unbescholtenen

Leumund haben,
b) von gesundem, nicht schwächlichem Körperbau, mit ungeschwächten Sinnen und

mit gesunden, gehörig gebildeten, nicht zu starken Händen auzgestattet sein;
ingleichen soll sie mit einem guten natürlichenVerstande begabt sein, geläufig
lesen und ein Dictat deutlich und ohne grobe Verslöße gegen die Regeln der
Rechtschreibung schreiben können, sowie im Rechnen die im gewöhnlichen Leben
erforderlichen Kenntnisse besigen und mit den gesetzlichen Maaßen und Gewichten
genau vertraut sein.

Die Erfordernisse zu u. sind durch einenGeburtsschein und ein benmunkaeng,
zu b. durch ein von dem zuständigen Physikus auf Grund einer von ihm mitderbe-treffenden Person abgehaltenen Prüfung ausgestelltes Befähigungszeuguihß barhuthune-

Das Leumundcezeugniß ist von der Ortspolizeibehörde (Gemeindevorstand) und
vom Ortögeistlichen des Wohnortes gemeinschafttich auczustellen, soweit nöthig nach sorg-
fältiger Erörkerung der einschlagenden Verhältnisse. Dieses Zeugniß darf sich nicht auf
die bloße Angabe beschränken, daß die belreffende Person einen unbescholtenen Leumund
genießt, sondern muß auch darauf lauten, daß die Inhaberin eine zuverlässige und in

28
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ihrer Umgebung geachtete Person sei, und ist zu verweigern, wenn es in dieser Weise
nicht ausgestellt werden kann

Die sissselleu des Leumundszeugnisses seiten der Ortepolizeibehörde und des
Geistlichen, sowie die Prüfung und Ausstellung des Befähigungszeugnisses seiten desPhysikus geschieht engaslen

5. 3.
st die Bewerberin von dem betreffenden Physikus für befähigt zur Erlernung

der Hebammenkunst befunden worden, so erfolgt durch denselben, falls das Bedürfniß zur
Niederlassung einer neuen Hebammevorhanden ist, die Anmeldung bei der Direktion einer
deutschen Hebammenlehranstalt, die ein staatliches Institut ist, oder unter Aussicht einer
staatlichen Behörde steht, und welche von der Bewerberin nach ihrer Wahl zu bestimmen
ist, unter Einreichung der in §. 1 aufgeführten Zeugnisse und einer Schriftprobe der
Bewerberin.)

. 4.

Nachdem die Hebamme die Prüfung in der von ihr besuchten Hebammenlehran-
stalt bestanden hat, erfolgt die eidliche Verpflichtung derselben, seiten desFürstlichen Land-
rathsamtes (siehe jedoch Absatz 2) auf Grund des Prüfungszeugnisses und einer Beschei-
nigung des zuständigen Physlkus, daß sie sich im Vesitze des vorschriftsmäßigen Hebammen-
apparates (F. 9) sowie eines Hebammenbuches befindet, das der Bestimmung in §. 8
entspricht. Dabei wird ihr cin Eremplar gegenwärtiger Hebammenordnung eingehändigt
und sie ernstlich bedeutet, nicht nur die in dieser enthaltenen Vorschriften, sondern auch
die ihr beim Unterricht ertheilten und im Hebammenbuche enthaltenen Regeln jederzeit
streng und pünktlich zu besolgen und zu dem Ende sowohl mit den oben erwähnten ge-
seblichen Vorschriften sich gehörig vertraut zu machen, als auch durch fleißiges Nachlesen
in dem Lehrbuche ihre Kenntnisse immermehr zu befestigen.

Einen Anspruch auf Verpflichtung hat eine geprüfte Hebamme — unbeschadet
ihrer Befugniß zur Ausübung des Hebammengewerbes —auch dann nicht, wenn sie den
obgedachten Voraussetzungen resp. den etwa weiter vom Fürstlichen Landrathsamte gefor-

derten vollständig entsprochen hat. 6. 5.

Geprüste Hebammen, welche länger als ein Jahr nach bestandener Prüfung als
Hebamme dch sungirt haben, sowie solche bereits thätig gewesene Hebammen, welche
länger als ein Jahr von ihrem Verufe zurückgetreten waren, unterliegen vor der Aufnahme
benirhentich Wiederaufnahme ihres Berufes einer Nachprüfung durch den zuständigenPhysika

8. 6.
Wollen die Hebammen sich an einem anderen Orte niederlassen, so müssen sie

vocher davon dem Fürstlichen Candrathsamte und dem zuständigen Physikus Anzeige machen.

nuersun In der Königlich Sächsischen Hbamut ule zu Leipzig.hahen jährltwet gehch# von ha vMonatenDaestatt,welche 64 wr,reh z1f00 JilDie Anme b zu denselben müssen inde et J e1 Verspätete Anmeldungen können erst für den —Ra Nra *22½7 #en
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Die öffentliche Bekanntmachung der Niederlassung beziehungsweise des Wohnungswechsels
erfolgt durch das Fürstliche Landrathsamt.

8. 7.
Die Hebamme ist in technischer Beziehung der Aussicht ihres unmittelbaren Vor-

gesetzten, des zuständigen Physikus, im Uebrigen der Aussicht des Fürstlichen Landraths-

amtes und in jeder dhan, der Oberaussicht und Verfügung der Fürstlichen Landesre-gierung unterworfen. So oft der Physikus es für nöthig befindet, hat die Hebamme vor
ihm zu erscheinen, ihm von ihrem Verfahren Rechenschaft zu geben. in bedenklichen Fällen
ihn um Rath zu fragen und seinen Anordnungen unweigerlich Folge zu leisten.

Wird zu einer Entbindung ein Arzt herbeigerufen, so hat die Hebamme demselben
mit gebührender Achtung und Bescheidenheit zu begegnen, ihm alles, was sie von An-

fang an bis zu seiner Ankunst bei der Kreißenden rbagin bat. zu berichten und das,was der Arzt ihr aufträgt oder anordnet, pnktlich zu befolgVergl. übrigens bezüglich gewisser Strafbefugnisse d r Fursuichen Landrathsamtes
den 52.

K. 8.
Jede Hebamme soll im Besitze des im Auftrage des Königl. Sächsischen Mini-

sterium des Innern von Dr. C. Credo und Dr. Fr. Winkel bearbeiteten Lehrbuches der
Hebammenkunst (Leipzig, S. Hirzel) oder eines sonst vom Physikus für geeignet befun-
denen Lehrbuches sein, welches ihr in allen Fällen zur festen Richtschnur ihrer Handlungs-
weise dienen soll.

8. 9.
Jede Hebamme soll mit folgendem Apparate versehen sein, welchen sie, wenn sie

zu einer Gebärenden gerufen wird, stets bei sich zu führen hat:
1) einer Nabelschnurscheere;
2) schmalem Leinenband zum Unterbinden der Nabelschnur;
3) einer blechernen Spülkaune von 12 oder 1 Liter Inhalt;
4) einem hesenen Mutterrohre.

Außerdem soll die Hebamme immer mehrere ganz neue gläserne Mutter-
rohre vorräthig halten, um diese den betreffenden Gebärenden käuflich
überlassen zu können (siehe §. 20.)

5) zei beinernen Afterröhrchen zum Klystieren von Erwachsenen und Kindern;
6) einer Bürste zur Belebung scheintodter Tengeborener:

7) zei Gurtbändern zum Verarbeiten der WehenS) einem gebogenen männlichen Katheter, weccher besonders in reinem Schreib-
papier oder Wachspapier eingewickelt aufzubewahren ist;

9) einem Fläschchen mit Hoffmann'schen Tropfen;
10) einer Nagelbürste;
11) einem Thermometer (nach Eclsius);,
12) einer Büchse von Blech mit einem Dutzend hühnereigroßen Kugeln von

Salicylwatte, welche mit einem starken Faden umwickelt und durchzogen sind,
zum Ausstopfen der Scheide;

24-



166

13) einer Flasche mit 150 Gramm verflüssigter Carbolsäure (Acidum carbolieum
liquclactum PRh. G. Ed. II.) zur Bereitung zweiprozentiger und fünfprozentiger
Carbollösung;

14) einer Büchse mit 50 Gramm zweiprozentiger Carbolvaseline zum Einfetten
der Finger und Instrumente;

12) frisch gewaschenen Leinwandstücken oder einem Packet Verbandwatte;
16) einem Packet Salicylwatte oder Carbolju#e

Zu 13 und 14 erhält die Hebamme von dem ihrvorgesehten Physikus zwei auf ihren
Namen lautende Recepte, auf welche sie die dort erwähnten Gegenstände aus der Apotheke
zu beziehen hat.

Mittelst der verflüssigten Carbolsäure (13) hat sich die Hebamme zweiprozentige
Carbolsäurelösung dadurch zu bereiten, daß sie 2 Theelöffel voll von der verflüssigten
Carbolsäure mit 1½ Liter warmen reinen Wassers durch Umrühren gründlich vermischt.
Die Bereilung von fünprogenliger Carbollösung hat durch Vermischung von fünf Thee-
löffeln verflüssigter Carbolsäure mitr 1Liter warmen reinen Wassers und durch gründlichesUmrhr der Mischung zu erfolge

Die Flasche mit der zo Carbolsäure 16|. die Aufschrift haben:Bk ätzende Carbolsäur
Vorschrift:

Nach Vorschrift 2 oder 5 Theelöffel voll mit 12 Liter

glarnen Wassers zu vermischen.r die Hebamme N. in
Die Hebamme hat die Zahlwa aufgefuhrienGegenstände stels in gutem und

brauchbarem Zustande zu erhalten und dem Physikus auf Verlangen von Zeit zu Zeit, in
jedem Jahre mindestens einmal, vorzulegen

Die Hebamme hat sich stets eines uroenè und untadelhaften Lebenswandels
zu befleißigen, damit sie die Pflichten ihres Verufes auf das Beste erfülle und sich das
Zutrauen und die Achtung derer erwerbe, welche ihre Hilfe beanspruchen.

ebamme soll zu jeder Stunde des Tages und der Nacht bereit sein, den
Schwangeren, Gebärenden, Wöchnerinnen und neugeborenen Kindern, die ihrer Dienste
bedürfen, unverzüglich zu Hilfe zu eilen. Sie darf daher in anderen als ihren Berufs-
geschäften ihren Wohnort nicht über Nacht verlassen, ohne, wenn derselbe eine Stadt und
Wohnungsort des ihr vorgesetzten Physikuo ist, diesem oder falls sie auf dem Lande wohnt,
der Ortsobrigkeit (Gemeindevorstand) Anzeige gemacht zu haben, und soll, wenn in ihrem
Wohnorte Hochschwangere sich befinden, auch am Tage nicht ohne Noth sich von demselben
entfernen. Wenn die Hebamme nicht zu Hause ist, so sorgt sie dafür, daß jeder Fragende
während ihrer Abwesenheit erfahren kann, wo sie zu finden ist. Die Beistandleistung bei
der Geburt darf sie Niemandem abschlagen, weder Armen noch solchen, die mit ekelhaften
oder ansteckenden Krankhriten behaftet sind.

12.
Wird die Hebamme zu einerGebärenden gerufen, während sie bereits bei der Ge-

burt einer anderen, vielleicht armen, beschätigt ist, so darf sie weder den Verlauf der
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vorliegenden Geburt beschleunigen, um bald loszukommen, noch eher fortgehen, als bis
die Nachgeburt entfernt und alle Gefahr einer Nachblutung beseitigt ist. Sie hat viel-
mehr die zweite Gebärende an eine andere Hebamme zu verweisen, welche entweder für
sie eintritt oder die Pflege ganz übernimmt, wenn die Leute es wünschen. Niemals darf
die Hebamme 2 Geburten gleichzeitig zur Besorgung übernehmen. In dringenden Fällen,
wo eine andere Hebamme nicht schnell genug zu erlangen ist, soll sie dahin eilen, wo sie
ihre Hilfe am nöthigsten hält.

8. 13.

Die Beistandleistung bei Geburten geht allen anderen Obliegenheiten der Heb-
ammen vor, also namentlich den Verrichtungen bei der Taufe, den Besuchen einer Wöch-
nerin oder Kranken, dem Vaden eines Neugeborenen.

p 14.
Ueber Alles, was ihr bei arsiihn ihres Berufes bekannt wird, soll die Heb-

amme strenge Verschwiegenheit beobachten. Sie darf körperliche Gebrechen, Fehler oder
Krankheiten, welche sie bei ihren Pfleglingen entdeckt, nicht weiter bekannt machen, wenn
nicht durch die Verheimlichung derselben Gefahr für die Gesundheit anderer Personen
entfleht. Auch darf sie von den häuslichen Verhältnissen der Leute Anderen Nichts
hinterbringen.

S. 15.
Sollten ihr aber versuchte Abtreibung der Leibesfrucht, Kindesmord, gefährliche

Verletzung des Kindes oder andere Verbrechen bekannt werden, so ist sie verpflichtet,
sofort der Ortsobrigkeit (Gemeindevorstand) davon Anzeige zu machen.

F. 16.
Wenn die Hebamme von einer Obrigkeit aufgefordert wird, den körperlichen Zu-

stand einer Frau zu untersuchen, oder wenn ihr andere, in ihre Kunst einschlagende
Fragen vorgelegt werdeu, so hat sie das, was sie bei sorgfältiger Untersuchung gefunden
hat, nach der strengsien Wahrheit anzugeben. Falls sie aber nicht im Stande ist, ein
bestimmtes Urtheil abzugeben, so muß sie dies offen gestehen.

F. 17.
Jede praktigirende Hebamme hat sich aller Beschästigungen, durch welche das feine

Gefühl der Haut abgestumpft oder die Haut der Finger und Hände rauch und rissig
wird, zu enthalten und jede Berührung mit fauligen und in Zersetzung begriffenen Stoffen
sorgfältig zu vermeiden. Es ist ihr daher auch das Abwaschen, Ankleiden und Fort-
schaffen der beichen von Neugeborenen und Wochenkindern, sowohl als von Erwachsenen
streng verboten.

KS. 18.
Die Hebammen lind verpflichtet, sich gegenseitig beizustehen und auszuhelfen.

Sie sollen in Frieden mit einander leben und jede Nachrede, jedes Schimpfen auf ibre
Amtsschwestern auf das flrengste unterlassen. Ferner sollen sie nicht, da es jeder
Schwangern freisteht, sich derjenigen Hebamme zu bedienen, zu welcher sie das meisle
Zutrauen hat, sich auf irgend eine Weise zudrängen oder eine andere Hebamme zu ver-
drängen suchen.
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Auch wenn sich eine Wöchnerin in ihrem Orle oder Kirchspiele von einer aus-

ländischen EW hat cembinden lassen, sind sie nicht berechtigt, von ersterer irgend eineEntschädigung zu forder
Die Rägierungsotrorbumg vom 9. Januar 1855, die Zulassung ausländischer

Hebammen zur Ausübung der Hebammenkunst auf dem Laude und die in solchem Falle

zu zuuchtend Entschädigung an die inländischen Hebammen betreffend, hat ihre Göltig-eit verloren

5. 10.
Wenn die Hebamme von einer Frauensperson um Auskunft darüber angegangen

wird, ob sie schwanger sei und wie lange, hat sie sich genau und sorgfältig nach den
Umständen zu erkundigen, welche ihr als Zeichen der Schwangerschaft gelehrt worden sind,
die Untersuchung mit Anstand und Behutsamkeit vorzunehmen und dann gewissenhaft an-
zugeben, was sie nach Maßgabe ihrer Untersuchung anzunehmen sich veranlaßt findet, in
zweifelhaften Fällen aber offen zu geslehen, daß die Sache sich nicht bestimmt entscheiden lasse,
oder die betreffende Person an einen Arzt zu verweisen.

Die Hebamme soll Schwangeren auf ihr Verlangen unter Befolgung der im Lehr-
buche gegebenen Vorschriften Nath ertheilen, wie dieselben zu leben haben, um gesund zu
bleiben und ihrer Leibesfrucht nicht zu schaden, ingleichen wie sie sich wegen der nöthigen
Wäsche, sowie für das Stillungögeschäft vorzubereiten haben.

Sie hat ferner dahin zu wirken, daß womöglich jede von ihr berathene Schwangere
schon vor ihrer Entbindung sich eine eigene Spülkanne mit gläsernem Mutterrohre und
eine Flasche der im §. 9 beschriebenen verflüssigten Carbolsäure anschaffe.

 21.
Wird die Hebamme zu einer Entbindung gerufen, so muß sie sich sofort mit

dem vorschriftsmähigen Apparate (§F. 9) rahin begeben. Sie hat, soweit nur irgend
Mäöglich, bei der Gebärenden in ganz sauberer Kleidung mit kurzen Aermeln und mit
weißer Schürze zu erscheinen und zunächst durch sorgfältige äußere und innere Unter-
suchung zu ermitteln, ob die Geburt wirklich begonnen hat, wie weit sie vorgeschritten ist,
und ob Regelwidrigkeiten vorhanden sind, welche die sofortige Herbeirufung eines Arztes
nöthig machen.

&amp;. 22.
Bevor die Hebamme die Gebärende innerlich untersucht, hat sie zunächst sich

mittelst Seise und einer guten Nagelbürste beide Vorderarme und Hände, besonders aber
die Gegend über und unter den kurzgeschnittenen Nägeln auf das gründlichfte zuerst in
warmem Wasser und unmittelbar darauf in einer 5 prozentigen warmen Carbollösung

(6. 9) dergestall zu reinigen. daß an den genannten Körpertheilen weder Schmutz noch
übler Geruch wahrnehmbari

Nach erfolgter Reinigung ihrer Vorderarme, Hände und Nägel hat die Hebamme,
ehe sie die innere Untersuchung vornimmt, die Schamtheile der Gebärenden mit Seife
und zeiprchentiger warmer Carbollösung (F. 9) gründlich zu reinigen und die Scheide
mit15Literderselben Carbollösung auszuspülen.
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Die in §§. 22 und 23 beschriebenen Reinigungen hat die Hebamme auch vor
jeder rmßdn Untersuchung einer hn oder einer Wöchnerin vorzunehmen.

Hat sich die Hebamme durch di u huchuug überzeugt, daß die Geburt be-
gonnen hat, so muß sie sofort die bei jeder Geburt nothwendigen Vorkehrungen, wie
die Herstellung eines zweckmäßigen Geburtelagers und was sonst das tehrbuch vorschreibt,
treffen und darf die Gebärende nicht mehr verlassen, bis einige Stunden nach der Ge-
burt verstrichen sind und alle Gefahr einer Nachblutung vorüber ist.

8. 25.
Im Laufe einer Entbindung hat die Hebamme sich jedes Mal vor und alsbald

nach einer erneuten Untersuchung Vorderarme, Hände und Nägel mittelst Seife und
Nagelbürste in einer zweiprozentigen warmen Carbollösung zu reinigen.

Katheter, Mutterrohr und die zum Meinigen der Gebärenden erforderliche Lein-
wand haben während der Entbindung stets in einem besonderen Waschbecken mit zwei-

prozentiger Carbollösung zum Gebrauche bereit54½ liegen.8.2Einfettung der Instrumente * Binger darf nur zweiprozentige Carbol-
vaseline 9) benutzt werden.

S. 28.
Nach dem Gebrauche sind alle Instrumente gründlich mit zweiprozentiger Carbol=

lösung zu reinigen.
5. 29.

ge die Hebamme bei der Gebärenden und bei der Leibesfrucht alles im*-- Illune. findet, hat sie der Kreißenden, soweit nöthig, Muth einzusprechen,
durch vorsichtiges, nicht unnöthig häufiges Zusfühlen sich von den fortschreitenden Ver-
änderungen zu überzeugen, die Gebärende zur rechten Zelt auf das Geburtslager zu
bringen, sie rechtzeitig zur Verarbeitung der Wehen aufzumuntern und sonst bei der
Unterstüyung des Dammes, der Empfangnahme des Kindes, dem Abnabeln desselben
und der Enkfernung der Nachgeburt alles das genan zu beobachten, was ihr das Lehr-
buch vorschreibt.

8. 30.
Bemerkt die Hebamme elwas Ungewöhnliches, von dem natürlichen Verlaufe einer

regelmäßigen Geburt Abweichendes, so hat sie dies sofort dem Ebemanne oder den näch-
sten Angehörigen zu cröffnen und für möglichst schnelle Herbeirufung eines Arztes zu
orgen.

Insbesondere hat dies zu geschehen:
1. wenn bei sonst regelmäßiger Geburt der vorliegende Kopf der Frucht, nach-

dem der Muttermund ringsum ganz zurückgezogen und das Fruchiwasser
abgeflossen ist, eine Stunde lang ohne vorzurücken stehen bleibt;

2. wenn die Hebamme erkannt hat, daß der Steiß, die Knie ober die Füsse
der Frucht vorliegen;
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2
wenn sie eine fehlerhafte Fruchtlage findet oder diese, weil sie künerih keinevorliegenden Fruchttheile fühlt, mit Wahrscheinlichkeit annehmenm

. wenn sie den Vorfall eines Armes oder die Nabelschnur neben dem Kopfe
wahrnimmt und ein Versuch, den Arm beziehungsweise die Nabelschnur
zurückzubringen, ihr nicht gelingt;
wenn zwei Stunden nachvölliger Erweiterung des Muttermundes und nach
Abfluß des Fruchtwassers verstrichen sind, ohne daß die Wehen sich ver-
stärkt haben;
bei Anzeichen von Gefahr für das Leben des Kindes während der Geburt;
 bei Gebärmutterblutungen während oder nach der Geburt des Kindes;

 bei allgemeinen #ndungen, zübermäzigem Erbrechen, fieberhaften und anderenKrankheiten der Gebärenden;
. wenn unter W Erscheinungen die Ahurttausteeibung sichverzögert oder ohne solche nach zwei Stunden noch nicht stattfand;10. bei zurückgehaltenen Nachgeburtstheilen oder größeren Sdrn;

11. bei jedem größeren Dammrisse;
12. wenn bei Schwangeren, * oder Wöchnerinnen anscheinend oder

i plötzlicher Tod eintrit
zur Ankunft des Arzies n 2n0„ Oebamine nichls verabsäumen, was indiesen E zu thun ihr das Lehrbuch vorschrei

§. 31.
Nach jeder Geburt hat die Hebamme in der Seitenlage der Entbundenen bei

Besichtigung des Dammes die Schamtheile, Oberschenkel und alle beschmutzten Theile
mit in zweiprozentiger Carbollösung getränkter reiner, weicher Leinwand oder Verbands-
walte abzuwaschen.

#s#—

—2

8. 32.
Zum Reinigen der Entbundenen dürfen keinesfalls Schwämme benutzt werden.

5. 33.
Die Hebamme hat die Wächnerin mindestens in den ersten 9 Tagen nach der

Entbindung täglich zweimal zu besuchen, den Verlauf des Wochenbettes genau zu über-
wachen und insbesondere auch das Stillungsgeschäft zu leiten. Wie Lange die Wochen-
besuche fortzusetzen sind, hängt vorzugsweise vom Befinden der Wöchnerin ab

5. 34.
Vei jeder Wöchnerin sind in den ersten fünf Tagen des Wochenbettes täglich

zweimal, bei übelriechendem Wochenflusse öfters, jedesmal mit ½ biter einer zweiprozen-
tigen warmen Carbollösung die Schamtheile abzuspülen, vorsichtig mit einem reinen
Tuche abzutrocknen und dann mit einem in zweiprozentiger Carbollösung ausgerungenen
Stopftuche oder mit Salicylwatte oder Carboljute, ähulich wie mit einem Stopftuche,
zu bedecken.

Nach jeder dieser Reinigungen ist die Wöchnerin womöglich auf eine frische Unter-
lage zu legen.
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5. 35.
Der Hebamme ist untersagt, die von der Wöchnerin oder dem Kinde beschmutzten

Wäscheftücke, wie Unterlagen, Stopftücher, Betttücher, Heuden, Windeln und dergleichen
zu waschen oder sonst zu reinigen.

5. 36.
Die Hebamme ist verpflichtet, von jeder schweren Erkrankung, überhaupt aber

von jeder fieberhaften Erkrankung, welche bei einer ihrer Wöchnerinnen innerhalb der
beiden ersten Wochen nach der Entbindung eintritt, sofort, wenn möglich persönlich, sonst
schriftlich dem ihr vorgesetzten Physikus Anzeige zu machen, welcher nöthigenfalls die
Natur der Krankheit feststellt.

8. 37.
Ebenso hat die Hebamme jedes Ableben einer Wöchnerin, ingleichen jeden plötz-

lichen Todesfall einer Schwangeren oder Kreißenden so bald als möglich nach dem Tode,
jedenfalls noch vor der Beerdigung, unter Angabe der Todesursache, dem Physikus an-

zuzeigen.
5. 36.

Erkrankt eine von der Hebamme entbundene Wöchnerin am Kindbektfieber, so
darf die Hebamme die Erkrankte nicht weiter besuchen. Ebensowenig aber darfsich eine
andere Hebamme der weiteren Abwartung der an Kindbettfieber erkrankten Wöchnerin
unterziehen.

Die Hebamme darf vom Tage ihres letzten Besuches bei der von ihr entbundenen,
an Kindbettfieber erkrankten Wöchnerin an gerechnet mindestens5Tage lang, nach dem
Ermessen des Physikus auch noch länger, keine Entbindung übernehmen.

Während dieser Zeit hat sie sich durch gründliches Waschen ihres ganzen Körpers
und ihrer Leibwäsche, durch #ündiche Reinigung ihrer Kleider und täglich zweimalige
Waschung ihrer Vorderarme, HändeundNägelzuerst in warmem Wasser und unmittel-bar darauf in fünsprozentiger weenesen —8 aur jedesmaligem Gebrauche der Nagel-
bürste * * sorgfältigste zu reinigen.

gleichen hat sie alle bei der erkrankten Wöchnerin gebrauchten Jnstrumente,vensnuche Mechenon und Katheter, zur gründlichen Reinigung ½ Stunde lang in
5prozentiger Carbollösung auszukochen, den Kautschukschlauch der Spülkanne aber 1½
Stunde ln in kalte 5prozentige Carbollösung zu legen.Schließlich mag darauf hingewiesen werden, daß die Hebammen nach F. 1 derRegierungsverordnung vom 16. December 1684 verpflichtet sind, von der ie

der Wöchnerinnen am Kindbettfieber der EFNN*N*“-*„ Anzeige zu machen.8.8Während der in F. 38, Absatz 2 hans Frist darf die Hebamme die bereits
früher von ihr entbundenen Woöchnerinnen zwar weiter besuchen, sie hat sich jedoch jeder
inneren Untersuchung derselben streng zu enthalten.

Bleiben die betreffenden Wöchnerinnen gesund, so darf die Hebamme nach Ab-
lauf von fünf Tagen, beziehentlich der vom Physikus nach Befinden gesebten längeren

Frift (irz= §. 38, Absatz 2), Entbindungen zwar wieder übernehmen, sie hat * eine



172

Woche lang einen Tag um den anderen dem Physikus über alle ihre Wöchnerinnen
mündlichen oder schriftlichen Bericht zu erftatten.

40

Erkranken dagegen während der in F. 38, Absatz 2 gedachten Frift oder inner-
halb der nächsten 30 Tage nach Wiederaufnahme der Entbindungen (siehe §. 39, Ab-
satz 2) in der Praxis der Hebamme noch eine oder mehrere Wöchnerinnen am Kindbett-
sieber, so darf die Hebamme mindestens 14 Tage hindurch, vom letzten Erkrankungsfalle
an gerechnet, keine weitere Entbindung übernehmen.

Während dieser 14 Tage hat die Hebamme das in F. 38, Absatz 3 und 4
Vorgeschriebene genau zu beobachten.

S. 41.

Bei ihren Besuchen der Wöchnerinnen hat die Hebamme auch die erste Pflege
der Neugeborenen zu übernehmen und den Müttern oder Wärterinnen über die weitere
Pflege der Kinder die erforderliche Unterweisung zu ertheilen.

8. 42.
Kommt ein Kind scheintodt zur Welt, so hat die Hebamme mit Fleiß und Be-

harrlichkeit, jedoch ohne dabei die Entbundene außer Acht zu lassen, alle die Mittel an-
zuwenden, welche ihr das Lehrbuch vorschreibt, und nicht eher damit aufzuhören, als bis
sichere Zeichen den Todes sich einfinden.

Bildungsfehler des Neugeborenen dürfen der eben entbundenen Mutter nicht so-
gleich entdeckt, sondern dieser erst später vorsichtig zur Kenniniß gebracht werden. Von
jeder bedeutenden Mißbildung hat die Hebamme dem Physikus mündlich oder schriftlich
Anzeige zu machen.

8. 4.
Bel Erkrankung der Kinder hat fle den Rath zu geben, daß ein Arzt gerufen

werde, insbesondere hat fle bei den ersten Zeichen der Augenentzündung auf sofortige
Herbeiziehung ärztlicher Hilfe zu dringen und die Angehörigen sowohl auf die Gefahr
der Erblindung des Kindes, als auch auf die ansteckenden Eigenschaften solcher Augen-
entzündung aufmerksam zu machen. Bis zur Ankunft des Arztes hat sie die Reini-
gung der kranken Augen in der Weise vorzunehmen, wie es das Lehrbuch vorschreibt.

5. 45.
Verzögern oder verweigern in den Fällen des F. 44 die Angehörigen des Kindes

die Herbeiziehung ärztlicher Hilfe, so hat die Hebamme hiervon unter Hinweis auf die
daraus entflehende Gefahr sogleich der Ortsobrigkeit (Gemeindevorstand) und gleichzeitig
dem Physikus schriftliche oder mündliche Anzeige zu machen.

46.
Die Hebamme hat dafür Sorge zu tragen, daß die von ihr geleiteten Geburten

beim Standesamte in der gesetzlichen Frist (innerhalb einer Woche; wenn die Kinder
todtgeboren oder in der Geburt verstorben sind, spätestens am nächstfolgenden Tage) und
in vorschriftsmäßiger Vollständigkeit (Vor= und Familiennamen, Stand oder Gewerbe
und Wohnort des Anzeigenden; Ort, Tag und Stunde der Geburt; Geschlecht des
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Kindes; Ver. und Hamiliennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort der Eltern),
angezzeigt werden. Ist der eheliche Vater des Kindes abwesend oder ein solcher nicht
vorhanden, so ist die Hebamme selbst zu dieser Anzeige verpflichtFerner soll die Hebamme darauf hinzuwirken suchen, 4 r4n die Kinder chriftlicher
Eltern zur gehörigen Zeit getauft werden. Bei Lebensgefahr und sehr großer Schwäche
des Kindes sorge sie dafür, daß dies so bald als möglich geschehe.

8. 47.
Die Hebammen sind verpflichtet, über die Geburten, bei denen sie in ihrem Be-

rufe thälig gewesen sind, tabellarische Geburtsverzeichnisse nach vorgeschriebenen Formu-
laren zu halten, die Einträge in diese Verzeichnisse wahrheitsgetreu auszuführen und die-
selben im Januar und Juli jeden Jahres dem Physikus in der Regel persönlich zur
Durchsicht und Prüfung zu überreichen.

ie Formulare zu den Geburtsverzeichnissen werden den Hebammen unentgeltlich
durch den Physikus geliefert.

S. 48.
Erhellt aus Handlungen oder Unterlassungen der Hebamme in Ausübung der

Geburtahilfe, daß sie diejenigen Eigenschaften, welche bei der Verpflichtung der Hebamme
vorausgesetzt werden muhten, nicht oder nicht mehr hat, so ist der Physikus verpflichtet,
bei dem Landrath zu beantragen, daß der Hebamme die Berechtigung zum Fortbetrieb
ihres Gewerbes entzogen werde.

5. 49.
Es ist den Hebammen streng verboten, irgend welche zu ihrem Berufe gehörige

Verrichtungen anderen Personen, welche zur Ausübung der Hebammenkunft nicht gesetzlich
befugt find, (siehe §. 1) zu ecertrngen, namentlich sich sogenannte Einbindefrauen, wiedies jetzt vielfach üblich ist, zu halten. Dagegen dürfen ältere und erfahrene Hebammen

*Genehmigung des Physikus geprüste Hebammenschülerinnen sich zu Gehülfinnen
50

Außer den Verrichtungen bei —***s Wöchnerinnen und Neugeborenen ist
die Hebamme noch verbunden, Frauenspersonen auf deren Verlangen Klystiere zu geben,
sobald dies nothwendig ist, desgleichen auf Anordnung des Arztes Mutterkränze einzusetzen.

Auf ärztliche Verordnung ist der Hebamme ferner gestattet bei Frauen Blutegel
und Schröpfköpfe zu seten und bei Harnverhaltung den Katheter einzuführen.

kl. 01#.

Außer den im Lehrbuche genannten und für jeden Fall genau bestimmten Heil-
mitteln dürfen Hebammen Arzneimittel nicht verordnen oder anwenden und haben sich
überhaupt alles unbesugten Curirens sowie der Anwendung abergläubischer Mittel z. B.

des Segensprechens, der Sympathie streng enalte
Zuwiderhandlungen gegen die in etor wänige Hebammenordnung getroffenen

Vorschristen sind an den Hebammen, insoweit nicht ein strafrechtliches Verfahren deshalb
eintritt, mit Geldstrafe bis zu 30 Mark zu ahnden.

29.
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Die Feftsetzung dieser Strafe ersolgt auf Antrag des Physikus und nach vor-
gängiger Sacherörterung Seitens desselben durch Fürslliches Landrathsamt mittelst einer
schriftlichen Verfügung, welche der Hebamme selbst, oder einem zu ihrer Familie gehörigen
erwachsenen Hausgenossen durch einen verpflichteten Beamten des Landrathsamtes oder
einen Gendarmen, oder einen Gerichtsvollzieher zuzustellen ist.

Hinsichtlich der Rechtsmittel gegen eine solche Verfügung, der Umwandlung einer
unbeitreiblichen Geldstrase in Haft, der Vollstreckung der Strafen und der Kosten des
Verfabrens findet das Gesetz vom 3. Juli 1879 über die Vollstreckung der Entscheidungen
und Verfügungen der Verwaltungsbehörden (namentlich §&amp;s. 6. 16. 20 dieses Gesetzes)
entsprechende Anwendung.

8. 63.

Für ihre Hickeleistungen sink die Hebammen berechtigt, folgende Gebühren1½verlangen:
1. Für die aue bei einer natürlichen (reisen oder unreifen) Geburti 2—4.50 Mk.

4 (#rwischen 9 ühr Abends“ und 7 uhr früh) 3 6Mk.
Ist koopoarhe bei Ankunft der Hebamme bereits geboren, so ist 16 die Ab-

wartkung der Nachgeburt blos die Hälfte anzusetze
Für die Hue bei einer Geburt, welche durch einen r beendet worden ist

bei Tag 3—6 Mtk.Naht 4,50—7,50 Mk.
Bei Zwillengen, Drillingen u. s. w. darf fär das 2., 3. u. s. w. Kind in
den unter 1 und 2 ausgeführten Fällen nur je die Hälste angesetzt werden.
Für die Wiederbelebung eines ohne Lebenszeichen geborenen Kindes 1—3 Mk.

für erfolglose Wiederbelebungsversuche 0,50 —0.75 Mk.
4 Für jeden im Lehrbuche vorgeschriebenen und für jeden auherdem verlangten

Besuch bei einer Wöchnerin inschliehlich das Vaden und Wickeln des Kindes

*
#

a) beiv 2. . . . 20-—0 Mk.
h) bei Nacht o Mt.

6. Für das Setzen eines Klyjtiers oder eine eth der r- % das
Abnehmen des Urins mittelst des" Kte

a) bei Wöchnerinnen . . .025-060Mk
b) bei Säuglingen . .01.)—040Mk
c)beianhei-eii Frauenspersonen odergroßeren Kindern 0,80—0,80Ml.

Sind mehrere dieser Hülfeleistungen bei einem und demselben Besuche noth-
wendig, so darf nur f eine der volle Saß, für jede der übrigen dieHälfte berechnet werde

Bei Gebärenden werden ue Verrichtungen nichtbesonders *—
7. Für eine Nachtwache bei einer Wöchnerin oder Kra —3 Mtk.
:. Fürdie Untersuchung einer schwangeren od. wichschwangeren panu 0,30—1,50 M.

Die bei den Entbindungen und während der Wochenbesuche nothwendigen Unter-

suchungen werden nicht besonders kurche,9. Für das Setzen von Blutegeln je nach der Zahl. . 0,25—1,00 Mk.
10. Für das Sehen trockener Shrönstagse per Stück . 0,08—0,10Mk.
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11. Für das Seßzen blutiger Schröpfköpfe per Stück . 0.06—0, 15 Mk.

12. Für das Einbringen beziehungsweise Abnchmen, Reinigen und Wiederein·bringen eines Mutterkranzes 0,40 —1,00 M.
13. Bei Entfernungen von über 1 Kilometer vom Wohnorte derHebamme sind

außerdem pro Kilometer des Hinwegs 0,30 M. für Fortkommen und Ver-säumniß zu gewähren. Bruchtheile eines ##ali werden voll berechnet.
14. Finden Verrichtungen bei mehreren Personen an einem entfernten Orte statt,

so sind obige Gebühren unter dieselben nach billigem Gutdünken zu vertheilen.
15. Wenn eine Hebamme eine Geburt wegen überkommenen Unwohlseins oder

aus anderen Ursachen nicht völlig abwarten konnte und eine andere herbei-
gerufen werden mußte, so haben sich beide in die Gebühren zu theilen:
nöthigenfalls hat darüber der Physlkus zu entscheiden.

16. Wird dagegen in schwierigen Fällen noch eine zweite Hebamme zugezogen,
so haben beide die volle Taxe zu beanspruchen.
Innerhalb der in Vorflehendem angegebenen höchsten und niedrigsten Sätze
sind die Gebühren vorzugsweise nach den Vermögensverhältnissen der Zahl-
ungspflichtigen, sowie nach der Schwierigkeit und Dauer der Verrichtung und
der Versäumniß anderer Geschäfte zu beflimmen.

Bei Unbemittelten und in allen Fällen, wo die Kosten aus öffentlichen
Kassen gezahlt werden, fündet nur der niedrigste Ansatz statt.
Ueber jedeGebübrenforderung. kann der Sapsenepfieh von " Hebamme
eine genaue, deutliche und taxmäßige Rechnung verlangen. fteht dem-
selben ferner das Recht zu, die Fesistellung der ihm EW Gebühren-
rechnung binnen 4 Wochen von der Zustellung ab beim Physlkus zu beantragen.

Greiz, am 17. Dezember 1#86.

Fürälich Reuß- Pla#e Landesregierung.
Richter.

—

— *

„ruslehlerberichtignns:
G. 160 der Gesetz-Samml. muß es Z. 4 u. 14 v. unt. statt 3. November“ heißen „-3. September“.





Gesetzsammlung
das Fürstenthum Renß Aelterer Linie.

 17.
(Ausgegeben am 30. Dezember 1886.)

4. Gesetz vom 19. Dezember 1886,
eine Ergänzung zu dem Gesetz vom 3. Mai 1879, Bestimmungen zur Aus-
führung der Reichscivilprozeßordnung und des dazu bestehenden Einführungs-

Gesetzes betr.

Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein rc. cc. 2.
verordnen zur Erläuterung der §§. 35 und 39 des Landesgesetzes vom 3. Mai 1879,
Bestimmungen zur Ausführung der Reichscivilprozehordnung und des dazu bestehenden
Einführungsgesetzes betr., mit Zustimmung des Landtages, das Folgende:

Das Vollstreckungsgericht hat für die Ausführung der nach den IH. 35 und 39
des obenbezeichneten Gesetzes erforderlich werdenden Eintragungen in das Grund= und
Hypothekenbuch selbst bezugsweise durch entsprechende Ersuchung des Hypothekenrichtero
von Amtswegen zu sorgen.

Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem Tage seiner Publikation in Krast.
Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und Unser Fürst-

liches Insiegel beisügen lassen.
Gegeben Neue Burg Greiz, den 19. Dezember 1886.

(L. 8.) Heinrich XXI.
Kaber.
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#5. Gesetz vom 20. Dezember 1886,
einige Abänderungen in dem Gesetz vom 27. Februar 1873 über die Grund-

und Hypothekenbücher und das Hypothekenwesen betr.

Wie Helurich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer#
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein 2c. 2c. 2c.
verordnen zur Veseiligung einiger bemerkbar gewordenen Mängel in dem Gesetz vom 27.
Februar 1873, die Grund= und Hypothekenbücher und das Hypothekenwesen betreffend, mit
Zustimmung des Landtages, was folgt:

Der F. 61 des ebenerwähnten Gesetzes wird aufgehoben und durch folgende Be-
stimmung ersetzt:

Wegen der auf einem Grundstück haftenden, im Grund= und Hypothekenbuch ein-
getragenen Laften (. 15 No. 5) bedarf es der Einwilligung der BVerechtigten zu Grund-
stücksabtrennungen nicht; es sind aber die theilbaren Reallasten verhältnißmäßig auf das
Trennstück zu legen. Das mit der Last ursprünglich belegte Grundstück bleibt, sofern es
nicht des Anspruchs entlassen wird, wegen des auf das Trennstück gelegten Antheiles der
bezüglichen Lasten aushülflich verhaftet.

Soll im Fall einer Grundstücksabtrennung ein verhältnihmäßiger Theil der auf einem
Grundstück haftenden, im Grund= und Hypothekenbuch eingetragenen Lasten (F. 15 Nr. 5)
auf das Trennslück nicht gelegt, letzteres vielmehr von demselben befreit sein, so bedarf
es hierzu der Einwilligung der Berechtigten, doch kann deese durch die zuständige Behörde
ohne Weiteres ergänzt werden, wenn wegen verhaltnißmäßiger Geringfügigkeit der Last
oder des abzutrennenden Gegenstandes ein Nachtheil aus der Abtrennung für die Berech-
tigten nach dem pflichtmäßigen Ermessen der Behörde offenbar nicht entstehen kann.

art. II.
In den Fällen, in welchen eine richterliche Ergänzung der Einwilligung der Hypo-

thekengläubiger (F. 59) oder Reallastenberechtigten in die beabsichtigte Grundstücksab=
trennung beankragt ist, bedarf es einer vorherigen Benachrichtigung der Interessenten nicht,
sosche hat vielmehr erst nach ersolgter Abschreibung des Trennstücks vom Hauptgute nach
§. 25 des Gesetzes stattzufinden.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Höchsteigenhändig vollzogen und Unser Fürst-
liches Insiegel belfügen lafsen.

Gegeben Neue Burg zu Greiz, den 20. Dezember 1886.

(L. S.) Heinrich IXIII.
Faber.
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16. Landtagsabschied

für den siebenten ordentlichen Landtag.
Wir Heinrich der Zwei und Zwanzigste von Gottes Gnaden Aelterer
Linie souveräner Fürst Reuß, Graf und Herr von Plauen, Herr zu Greiz,

Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein r2c. 2c. 2c.
urkunden und fügen hiermit zu wifssen:

Am Schlusse des von Uns einberufenen siebenten ordentlichen Landtags gebenWir in Gemäßheit der Bestimmung in §F. 85der Verfassungsurkunde dem Landtage
Unsere #nteuns bezüglich der stattgehabten Berathungen in Folgendem kund:

ie Vorlagen an den Landtag anlangend,
A. so haben bereils Erledigung gesunden

1. durch Entgegennahme der Erklärungen des Landtags die Vorlagen betreffs
1

—

der von Uns vorbehaltenen nachträglichen Zustimmung des Landtags
zu dem §F. 1 der auf Grund des §F. 67 des Verfassungsgesetzes vom
28. März 1867 vorläufig erlassenen Landesherrlichen Verordnung vom
30. Juli 1886, die Ausführung des Reichsgesetzeb über die Natural-
leistungen für die bewaffnete Macht im Frieden vom 13. Februar
1875 —welche Zustimmung vom Landtag ertheilt worden ist;
der zur Prüfung vorgelegten Landeskafse-Rechnungen auf die Jahre
1882, 1893 und 1884. rücksichtlich deren im Einverständnisse mit
dem Landtage auf Grund des §. 71 der Verfassungsurkunde die
Justifikation ertheilt worden ist;
des Staatshaushalts-Etats auf die Jahre 1836, 1887 und 1888 und
der damit zusammenhängenden besonderen Postulate;

4. der Zustimmung zur Erwerbung von Arcal für das Weiberzuchthaus

*—

-

in Hassenberg;
4 der Bestimmung von Minimal= und Maximalgehalten der Seminar.

lehrer und der Amvwendung der Grundsätze über das Vorschreiten der
Beamtenbesoldungen innerhalb dieser Sätee auch auf die Besoldung der
bezeichneten Lehrer;
der Gewährung von Fokalzulagen an gewisse in Greiz wohnhafle
Unterbeamte;

. der Dotirung der Stelle eines Seminarübungsschullehrers;

"

. der Bewilligung von Stipendien aus Landesmitteln für' unbemittelte

Zöglinge des Lehrerseminars;
l der Gewährung einer Entschädigungssumme an den Caviller Sylver

Müller hier für Aufgabe seines Abdeckereigewerbes
der Bewilligung der zur Anschaffung einer *8 für das
Amtsgerichtsgebäude in Burgk erforderlichen Mittel

0.
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I. der Bewilligung der Erhöhung des Diötenaversum für den Obersteuer-
kontroleur in Schleiz;

m. der Dotirung einer neuen Kalkulatur-Stelle bei der Genrolinspekton.des Thüringischen Zoll-, und Handelsvereins in Erfurt
en. der Gewährung von Remunerationen für den Vorstnd und Rendanten

des Aichungsamtes;
. der Modifikationen in der Verwaltung der dem Landkrankenhause ge-

widmeten Vermächtnisse und Schenkungen;
durch die beschlossene Ablehnung die Vorlagen wegen

a. des Gesetzentwurfes, betreffend die Unterbringung der wegen körper-
licher oder geistiger Gebrechen zur Theilnahme am Volkeschulunterricht
nicht geeigneten Kinder im schulpflichtigen Alter;

b. des Gesetzentwurfs, enthaltend einen Nachtrag zum Gesetz vom 10. Juni
1673, die Ablösung der auf einem dinglichen Rechtsverhältnisse be-
ruhenden Geld= und Naturalabgaben, sowie gewisser Dienstbarkeiten
betreffend:;

durch den in Uebereinstimmung mit den Erklärungen und Anträgen des
Landtags erfolgten Erlaß die Vorlagen betreffs

a. des Gesetzes vom 2. Dezember 1885, den Betrieb des Hufbeschlag-
gewerbes betreffend;

b. des Gesetzes vom 20. Dezember 1885, die Verbesserung des Dienst-
einkommens der Volksschullehrer betreffend;

. des Gesetzes vom 21. Dezember 1885, eine Zusatzbestimmung zu §.7
des auf das Verfahren wegen polizeilicher Beaussichtigung der Baue
bezüglichen Gesetzes vom 10. November 1871 enthaltend;

cl. des Gesetzes vom 31. Dezember 1885, die öffentlichen Schlachthäuser
betreffend;

c. des Gesetzes vom 7. Jannar 1886, Abänderungen der gesetzlichen
Verordnung vom 7. Jannar 1854 über die Aufbringung des für
Kirchen und Schulen erforderlichen Aufwandes, sowie des Gesetzes vom
7. April 1880, über die Verlretung der Kirchgemeinden betreffend;

s. des Gesetzes vom 8. Januar 1886, eine Abänderung in dem Geset
vom 27. Februar 1873 über die Grund= und Hypothekenbücher und
das Hypothekenwesen betreffend;

K des Gesehzes vom 9. Januar 18860, die Organisation und den Ge-
schäftsbereich des Landarmenverhandes und die in Streikigkeiten der
Armenverbände entscheidenden Spruchbehörden betreffend;

B. während rühtche folgender Vorlagen noch weitere Verfügungen erforderlichsind, nämlich bezügli
#a. des Gesetzes, das Versammlungsrecht betreffend;
b. des Gesees, die Schulgemeinden und die Vertretung der läudlichen

Schulgemeinden betreffend;

rl
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o. des Gesetzes, eine Ergänzung zu dem Gesetz vom 3. Mai 1879, Be-
stimmungen zur Ausführung der Reichscivilprozeßordnung und des
dazu bestehenden Einführungsgesetzes betreffend;

. des Gesetzes, einige Abänderungen in dem Gesetz vom 27. Bebruar
1873 über die Grund= und Hypothekenbücher und das Hypotheken-
wesen betreffend;
des Gesetzes, die Verpflichtung der Gemeinden zur Beschaffung von
Milkroskopen zur Untersuchung des Schweinefleisches auf Trichinen be-

9

treffend;
des Gesetzes, die Concessionspflicht des Versicherungsgewerbebetriebes und
dessen Besteuerung betreffend.

Diese Gesetze werden — beziehentlich mit den vom Landtag beantragten, von
Uns genehmigten Abänderungen und Zusätzen — publieirt werden.

Wir versichern Unseren getreuen Landtag Unserer Huld und Gnade und haben
zur Bekundung des Vorstehenden den gegenwärtigen

Landtagsabschled
ausfertigen lassen und nach Beidrückung Unseres Fürstlichen Insiegels Höchsteigenhändig
vollzogen.

Gegeben Neue Burg zu Greiz, am 21. December 1886.

(L. S.) Heinrich XXII.
Faber.

=

A7. Regierungsverordnung vom 28. Dezember 1886,
enthaltend eine Abänderung an den durch die Regierungsverordnung vom
3. September 1879, die Zuständigkeits= und Geschäftsverhältnisse, sowie
die richterliche Verwaltung der Abtheilung für nichtstreitige Rechtssachen

beim Amtsgericht Greiz betreffend, gegebenen Vorschriften.

Mit Sorenissimi Höchster Genehmigung wird behufs Herbeiführung einer gleich-
mäßigeren Vertheilung der Geschäfte in der Verwaltung der Abtheilung für nichtstreitige
Rechtssachen am Amtsgerichte Greiz hiermit verordnet, was folgt:

Einziger Artikel.
S. 14 der Regierungsverordnung vom 3. September 1879 (Gesetzsamml. p. 205)

wird hiermit aufgehoben. An Stelle desselben tritt ein neuer
8. 14

in nachstehender Fafsung:
Der Amtzgerichtsbezirk Greiz wird in Rücksicht auf die Thätigkeit der in F. 1

khännten Abtheilung vom 1. Januar 1887 ab in 2 örtlich begrenzte Unterabtheilungen
erlegt:



182

Die Unterabtheilung I umfaßt die Gemeindebezirke Greiz, Fraureuth, Herrmanns-
grön, Reudnih,

die Unterabtheilung I die Gemeindebezirke aller übrigen zum Amtzsgerichtsbezirke
Greiz gehörigen Ortschaften

Greiz, am 28. Dezember 1886.

Fürstl. Reuß. Plauische Landesregierung.
Faber.

Richter.

As. Reglerungs-Bekanntmachung vom 29. Dezember 1886,
die Abänderung der Arzneitare betreffend.

Unter Veräcksichtigung der in den Einkaufspreisen mehrerer Droguen und Chemi-
kalien eingelretenen Veränderungen und der hierdurch nothwendig gewordenen Aenderung
in den Taxpreisen der betreffenden Arzueimiltel hat eine Revision der auch für die hier-
ländischen Apotheken maßgebenden Königlich Preußischen Arzneitaxe stattgesunden. Dem-
gemäß ist eine neue Auflage dieser Arzneilaxe ausgearbeitet worden, welche mit dem 1.
Ja 1687 in Kraft tritt und im Anhange wiederum die zur Bereitung einer Anzahl

äuchlicher, in die Pharmacopoca Germanica nicht aufgenommener Arzneimittel be.geörn Vorschriften enthält, wie solche bei Festsetzung der für diese Arzneimittel ausge-

worfenen Freiß mahgebend gewesensind.
t Bezugnahme auf 8. 21 der Wbethererordung vom 10. Juni 1859 unddie Kegsuter Sorcna vom 18. Februar 1873 sowie unter Verweisung auf die im

Verlage von Rudolph Gärtner in Berlin kanglen, Kontgich Preuhische Arzneitaxe wird
dies zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, am 29. Dezember 18°6

Fuslich Reuf-lausche Landesregierung.ldern-Crispendorf.
i. V.

Richter.

19. Patent vom 29. Dezember 1886,

die im Jahre 1887 zu entrichtenden Landesabgaben betreffend.
Höchstlandesherrlicher Entschlehung zusolge joll mit erklärter Zustimmung des Land-

tages die nach der Verordnung vom 30. Dezember 1570 in Gemäßheit der Gesetze vom
9. Mai 1657 und 26. Fekrugr 1875 zu erhebende allgemeine Grundsteuer mit 4210
Pfennigen Reichswährung von der Steuereinheit erhoben werden, während die Erhebung
weikerer /10 Pfennige von jeder Steuereinheit vorbehalten bleibt.
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Bezüglich der übrigen Abgaben bewendet es, soweit hieran nicht durch Gesetz
etwas geändert wird, bei den bisherigen gesetlichen Vesümmun gen.

Indem dies zur Nachachtung für Steuerpflichtige, Hebestellen und Einnehmer zur
allgemeinen Kenntniß gebracht wird, werden für die an den 3 ersten Terminen mit 1 Pfennig,
am 4. Termine mit 13/10 Pfennig von jeder Steuereinheit zu entrichtende Grundsteuer
folgende Termine festgesetzt:

der 15. Hes,der 16.
der 15. Jal und
der 15. September

Dabei wird bemerkt, daß bei Entrichtung des iv. Grundsleuertermins Beträge unter
½8 Pfennig wegfallen, Beträge von und über 12 Plennig für einen vollen Pfennig ge-
rechnet werden, sowie daß die erforderliche Information der tsteuereiunehmner wegenErhebung des IV. Termines durch das Fürstliche Katasterbureau erfolgen

ie Ausschreibung der Termine für die Einkommensteuer bleibt *zm zeit noch
vorbehalten.

Greiz, am 29. Dezember 1886.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
Faber.

Richter.
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